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Öffentliche Sitzung 

Enquete-Kommission "Für gesellschaftli-

chen Zusammenhalt, gegen Antisemitis-

mus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und 

jede Form von Diskriminierung" 

 

  

9. Sitzung 

5. Dezember 2025 

 

  

Beginn: 8.36 Uhr  

Schluss: 15.35 Uhr  

Vorsitz: Raed Saleh (SPD) 

 

 

Punkt 1 der Tagesordnung 

  Zwischenbilanz  

Siehe nichtöffentliches Inhaltsprotokoll. 

 

 

Vor Eintritt in die weitere Tagesordnung 

Geschäftliches siehe Beschlussprotokoll. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Wir werden heute zu den Tagesordnungspunkten 2 und 3 jeweils 

eine Anhörung durchführen. Unsere bereits anwesenden Gäste für die Anhörung möchte ich 

schon jetzt herzlich willkommen heißen und um Entschuldigung bitten, weil wir gerade einen 

internen Teil hatten, zu dem ich gleich noch einmal einige Sätze sagen werde. Ich werde Sie 

dann später, unter den entsprechenden Tagesordnungspunkten namentlich vorstellen. 

 

Ich weise darauf hin, dass unsere Sitzung öffentlich ist und auch heute wieder per Live-

Stream auf der Seite des Abgeordnetenhauses übertragen wird. Ich begrüße alle ganz herzlich, 

die uns auf diesem Weg sehen. Die Sitzung wird zudem aufgezeichnet und auch im Nach-

hinein über die Seite des Hauses abrufbar sein. Ich stelle fest, dass die Presse nach § 4 der 

Hausordnung der Präsidentin vom 17. März 2023 Bild- und Tonaufnahmen anfertigen darf. 

 

Wir hatten vorhin eine interne Sitzung für eine Zwischenbilanz. Wir haben jetzt im Grunde 

genommen Halbzeit und haben uns für eine Zwischenbilanz verabredet. Wir wollen uns ver-

abreden, wie wir perspektivisch die nächsten Schritte miteinander planen. Eine Sache, die wir 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 2 Wortprotokoll Enko 19/9 

5. Dezember 2025 

 

 

 

- bk/ur - 

 

verabredet haben – ich habe gerade noch einmal mit dem Kollegen Stettner gesprochen –, ist, 

dass wir am Montag ein Treffen der Sprecherinnen und Sprecher und der Fraktionsvorsitzen-

den haben werden, bei dem wir über die Punkte, über die wir heute diskutiert haben, spre-

chen, insbesondere über die Dinge, die wir alle mit einem großen Unverständnis und einer 

Nicht-Akzeptanz gemeinsam wahrgenommen haben. Das waren, durch die Bank klar formu-

liert, Äußerungen von Angehörigen der Enquete-Kommission in Bezug auf Menschen in der 

Stadt Berlin, in Bezug auf Menschen mit Erfahrung, die, das muss man sagen, von den Men-

schen in der Runde einfach als nicht haltbar betrachtet werden können. Darüber habe ich ge-

rade mit Dirk Stettner gesprochen, dazu werden wir gemeinsam eine Klärung herbeiführen. 

Wir werden auch über die anderen Punkte reden, wir werden aber auch darüber sprechen, dass 

wir hier auch eine Schutzfunktion haben. 

 

An der Stelle will ich Frau Prof. Dr. Brüning ganz deutlich adressieren, die in ihrer Person, in 

ihrer Stärke, in ihrer wirklich herausragenden Professur in der Presse lesen musste, dass sie 

angegriffen worden ist von Kolleginnen des Hauses, was nicht hinnehmbar ist. Auch darüber 

wird zu reden sein. – Frau Gomis, Sie haben das Wort! 

 

Saraya Gomis: Herzlichen Dank! – Wir danken auch noch einmal sehr, dass es diese Zwi-

schenbilanz und Aussprache gegeben hat. Wir freuen uns, dass am Montag dann weitere Ge-

spräche in kleinerer Runde stattfinden. Wir haben unsere Position sehr deutlich gemacht, dass 

es für uns kein Weiter-so geben kann. Deswegen werden wir uns jetzt hier verabschieden, bis 

es eine entsprechende Entscheidung gegeben hat. – Es hat nichts mit Ihnen als Sachverständi-

ge zu tun. Wir danken Ihnen sehr, dass Sie gekommen sind und dass Sie gewartet haben. – 

Wir werden uns jetzt verabschieden, um dann zu entscheiden, ob wir weiter Teil dieser En-

quete-Kommission sein können oder nicht. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Das war eine nichtöffentliche Sitzung, deswegen 

darf man – –  Elif, dazu? 

 

Elif Eralp (LINKE): Ja. – Ich möchte zumindest kurz sagen: Vielen Dank, dass Sie hier sind, 

und entschuldigen Sie bitte, dass Sie so lange warten mussten! – Wir hatten eine intensive 

Sitzung, und da die beiden von uns als Linksfraktion benannten Expertinnen jetzt den Saal 

verlassen, möchte ich auf jeden Fall von unserer Seite aus sagen, dass wir bis Montag von der 

CDU-Fraktion eine Rückmeldung zu der Forderung erwarten, die öffentlich von Sachverstän-

digen und der Zivilgesellschaft erhoben worden ist, in Hinblick auf die rassistischen und ge-

schichtsvergessenen Aussagen von Herrn Husein, der Mitglied dieser Enquete-Kommission 

ist, dass wir dazu eine Rückmeldung erwarten und heute nicht aussagen können, ob und wie 

wir uns eine Weiterarbeit in der Enquete-Kommission vorstellen können unter der Rahmen-

bedingung, dass hier weiter Mitglieder mitwirken, die selbst rassistische Aussagen tätigen. 

Das möchte ich hier zumindest einmal zu Protokoll geben. Für uns kann es kein einfaches 

Weiter-so geben. Es braucht eine Rückmeldung zu der Forderung nach Entschuldigung und 

personellen Konsequenzen. Es braucht eine Rückmeldung dazu, welchen Verhaltenskodex 

wir uns hier geben, wie wir unsere Arbeit so aufstellen, dass das überhaupt noch einen Sinn 

ergeben kann für die Bekämpfung von Rassismus, Antisemitismus und jeder Form von Dis-

kriminierung. 
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Vorsitzender Raed Saleh: Mit Blick auf die Gäste, die zu heute eingeladen worden sind und 

mit Blick darauf, dass wir gerade eine Runde gehabt haben, gibt es jetzt noch zwei Wortmel-

dungen, die ich jetzt noch kurz aufrufen möchte. – Frau Jarasch! 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): Vielen Dank! – Ich hatte es Ihnen gerade schon gesagt: Asche 

auf unser aller Haupt, dass wir Sie so lange haben warten lassen. Das ist sehr unhöflich. Dan-

ke, dass Sie noch hier sind! 

 

Ich bin froh, Herr Saleh, dass Sie gerade von einer Klärung gesprochen haben. Wir werden 

natürlich zu diesem Treffen am Montag kommen, das Sie gerade angekündigt haben. Frau 

Eralp hat ausdrücklich sogar nur von einer Rückmeldung gesprochen. Unseres Erachtens 

braucht es tatsächlich eine Klärung. Denn wir brauchen eine andere Art zusammenzuarbeiten, 

sowohl untereinander als auch im Umgang mit den Menschen, die wir hier als Expertinnen 

und Experten einladen. Es muss klar sein, dass es diskriminierendes Verhalten nicht auch 

noch von Mitgliedern der Enquete-Kommission untereinander gibt. 

 

Ich möchte noch hinzufügen: Sie haben gerade Frau Prof. Brüning erwähnt. Dann würde ich 

gern auch Herrn Hızarcı erwähnen, den dasselbe Problem betroffen hat, dass er öffentlich 

diffamiert wurde, und der als Mitglied in der Enquete-Kommission sitzt, die sich mit densel-

ben Fragen, wegen denen er diffamiert wurde, dann beschäftigen soll. Das setzt uns gerade 

alle unter Spannung. Deswegen will ich Herrn Hızarcı hier ausdrücklich auch noch erwähnen. 

Ich möchte zuletzt sagen, dass auch Frau Kahlefeld, bis wir eine solche Klärung herbeigeführt 

haben, nicht mehr an der Sitzung der Enquete-Kommission teilnehmen möchte, und dass wir 

dann am Montag gemeinsam bewerten müssen, wie wir weitermachen können, ob wir wei-

termachen können. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Für die SPD spricht jetzt noch Herr Özdemir. 

 

Orkan Özdemir (SPD): Danke! – Ich möchte mich bei dem Vorsitzenden bedanken, dass er 

jetzt auch auf die Tagesordnung der kleinen Gruppe genommen hat, dass man sich mit den 

Expertinnen und Experten in dieser Kommission, die aufgrund ihrer Ernennung und ihrer Bei-

träge Nachteile erleben – sowohl privat als auch beruflich –, zusammensetzen möchte und 

eine Heilung herbeiführen möchte. Ich möchte aber auch erwähnen, dass es drei Akteure sind. 

Es sind einmal Herr Hızarcı, dann Frau Prof. Dr. Brüning und Dr. Sinanoğlu, der in diesem 

Kontext massiv angegriffen wurde und dadurch natürlich auch beruflichen Schaden erleidet. 

Danke erst einmal, dass es diese Aufmerksamkeit und diese Sensibilität gibt! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Wir werden die Rückmeldung, die Diskussion 

und die Klärung, dann über die Fraktionen kommunizieren. 

 

Wir kommen zu 
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Punkt 2 der Tagesordnung 

  Arbeitsmarkt: Darstellung und Analyse von 

Maßnahmen, Strukturen und Herausforderungen 

 

Hierzu: Anhörung 

 

Ich bitte nochmals um Entschuldigung für diese sehr lange Wartezeit. Zu diesem Punkt sind 

zusätzlich anwesend: Frau Eren Ünsal, Leiterin der LADG-Ombudsstelle, sowie Frau Margrit 

Zauner. – Vielen Dank, dass Sie heute hier sind! 

 

Zunächst ein paar Hinweise: Bevor wir die Anhörung beginnen, möchte ich wie immer daran 

erinnern, dass wir bei der Aussprache vereinbart hatten, alternierend nach Koalitions- und 

Oppositonsfraktionen vorzugehen. Es beginnt daher die CDU, gefolgt von Grünen, SPD und 

Linke. Für die erste Runde sollen nunmehr jeweils sechs Minuten vorgesehen werden. Die 

Redezeit für mögliche weitere Rederunden ergibt sich aus der verbleibenden Zeit für den je-

weiligen Tagesordnungspunkt gemäß Zeitplan, der Ihnen vom Kommissionsbüro vorab zuge-

sandt wurde. Die Synopse mit den Fragen der Fraktionen sowie den Antworten des Senats 

liegt Ihnen vor. Sie wurden Ihnen am 4. Dezember 2025 durch das Kommissionsbüro per 

Mail übermittelt. Ich möchte mich im Namen der Enquete-Kommission noch einmal aus-

drücklich bei den Mitarbeitenden aus den Senatsverwaltungen für die umfassende Beantwor-

tung der Fragen bedanken. Vielen Dank! – Ich gehe davon aus, dass die Anfertigung eines 

Wortprotokolls für Tagesordnungspunkt 2 gewünscht ist. 

 

Wir begrüßen als Anzuhörende ganz herzlich Frau Svenja Ketelsen, Fachbereichsleiterin Mig-

ration und Gute Arbeit bei Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg gGmbH – schön, dass Sie 

da sind! –, Frau Carina Knie-Nürnberg, Geschäftsführerin der Regionaldirektion Berlin-

Brandenburg, Bundesagentur für Arbeit – schön, dass Sie da sind! –, Frau Leonie Riegger, 

Projektleitung bei der Fachstelle Arbeitsmarkt und Antidiskriminierung, FAMAD – schön, 

dass Sie da sind! – und Frau Pia Sombetzki, Senior Policy Manager bei AlgorithmWatch 

gGmbH. – Schön, dass auch Sie da sind! Vielen Dank! 

 

Sie sind darauf hingewiesen worden, dass die Sitzung live auf der Webseite des Abgeordne-

tenhauses gestreamt und eine Aufzeichnung auf der Webseite aufzurufen sein wird. Ich darf 

feststellen, dass Sie mit diesem Vorgehen einverstanden sind. – Vielen Dank! 

 

Zum Verfahren zu Tagesordnungspunkt 2: Ich schlage vor, dass wir heute wieder zweiteilig 

verfahren werden. Wir werden zunächst im ersten Teil die Stellungnahmen von unseren An-

zuhörenden hören, im Anschluss die Möglichkeit haben, Fragen an sie zu stellen und ihnen 

die Gelegenheit geben, diese zu beantworten. Gegebenenfalls machen wir dann noch eine 

weitere Runde, je nach Sitzungsverlauf. Im zweiten Teil hat dann der Senat die Möglichkeit, 

eine Stellungnahme abzugeben, und wir können Fragen an ihn richten. Dann starten wir mit 

den Stellungnahmen – Sie merken an meinem Tempo, ich versuche, wieder ein bisschen Zeit 

gutzumachen – in alphabetischer Reihenfolge. Ein interner Hinweis: Verabredete Zeit ist sie-

ben Minuten. – Frau Ketelsen, Sie haben das Wort. 

 

Svenja Ketelsen (Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg): Vielen Dank für die Einladung und 

dass ich hier sprechen darf! – Ich spreche heute für das Projekt Berliner Beratungszentrum für 
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Migration und Gute Arbeit, das BEMA. Das BEMA bietet Beratungen und Schulungen an für 

Migrantinnen und Migranten in Berlin, die von prekärer Beschäftigung betroffen sind. Wir 

bieten arbeitsrechtliche Beratungen an und auch spezialisierte Beratungen zum Thema 

Zwangsarbeit. Wir bieten unsere Beratungen in 13 Sprachen an und haben regelmäßig Men-

schen aus insgesamt 120 Ländern bei uns in der Beratung. Das wollte ich nur mal so als Ein-

leitung sagen, um zu zeigen, wie vielfältig das ist. 

 

Ich möchte heute darstellen, welche Faktoren dazu führen, dass unsere Zielgruppe besonders 

von den prekären Beschäftigungsverhältnissen betroffen ist. Wir sehen in unserer Beratungs-

tätigkeit, dass die Systematik bereits im Herkunftsland mit Anwerbungen beginnt. Menschen 

werden nach Deutschland in die Gastronomie, die Baubranche oder die Pflege angeworben. 

Ihnen werden große Versprechungen gemacht, eine gute Unterkunft, ein Lohn oberhalb des 

Mindestlohns, kostenfreie Verpflegung oder regelmäßige Gehaltszahlungen. Wenn sie hier 

ankommen, werden sie mit der Realität konfrontiert, die oft ganz anders aussieht. Es bestehen 

plötzlich Schulden, die durch die Anwerbung entstanden seien. Die Unterkünfte sind schlecht 

und überteuert, es wird weniger Lohn gezahlt. Die Zahlung erfolgt verspätet oder gar nicht. 

Es besteht ein starkes Abhängigkeitsverhältnis zu den Vermittlungsagenturen oder Arbeitge-

bern. Der Widerspruch gegen diese Zustände und die Arbeitsrechtsverletzungen führt oft zur 

sofortigen Kündigung und zum Verlust der Unterbringung und macht die Rechtsdurchsetzung 

für diese Zielgruppe in der Praxis nicht möglich. 

 

Wir sehen oft branchenspezifische Strukturen und Arbeitsrechtsverstöße. In der Gastronomie 

wird beispielsweise häufig der Mindestlohn unterlaufen, indem die Betroffenen in Minijobs 

angestellt werden, jedoch deutlich mehr Zeit arbeiten. In der Pflegebranche sehen wir Fälle 

von vorgetäuschter Entsendung, in vielen Fällen verbunden mit Scheinselbstständigkeit. 

Vermittlungsagenturen fungieren als Entsender. Tatsächlich besteht eine große Abhängigkeit 

von den Agenturen. Die Betreuerinnen werden in deutschen Familien eingesetzt. Es werden 

diverse Arbeitnehmerrechte gebrochen, wie beispielsweise kein Urlaubsanspruch, keine Ent-

geltfortzahlung im Krankheitsfall, Unterwanderung des Mindestlohns und Arbeitszeitverstö-

ße. Die Krankenversicherung läuft in der Regel über das Herkunftsland, sodass eine Versor-

gung in Deutschland nur im Notfall gewährleistet wird, nicht jedoch Vorsorge- oder Rehaleis-

tungen. Undurchsichtige Subunternehmerketten führen beispielsweise in der Baubranche oder 

bei Paketdienstleistern und Lieferdiensten dazu, dass Arbeitnehmende häufig nicht einmal 

wissen, wer genau der Arbeitgeber ist. Auch führt das Subunternehmersystem dazu, dass im 

Nachgang Rechte schwer umsetzbar sind, wenn die Arbeitgeber nicht bekannt oder nicht 

mehr greifbar sind. Viele unserer Ratsuchenden haben kein oder wenig Wissen über ihre 

Rechte. Durch fehlende Sprachkenntnisse befinden sie sich in Abhängigkeitsverhältnissen zu 

ihren Arbeitgebenden. Sie haben kein oder wenig Wissen über Urlaubsansprüche, Mindest-

löhne, die Notwendigkeit, ihre Arbeitszeit zu dokumentieren. In vielen Beschäftigungsver-

hältnissen werden keine Sozialversicherungsbeiträge abgeführt. 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 6 Wortprotokoll Enko 19/9 

5. Dezember 2025 

 

 

 

- bk/kr - 

 

Ich habe hier exemplarisch einige Spezifika unterschiedlicher Branchen dargestellt, die zu 

einer Unterwanderung von Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerrechten führen. Diese 

Missstände sind seit Jahren bekannt – ich erzähle Ihnen hier nichts Neues, bin ich mir si- 

cher –, jedoch sehen wir keinerlei Verbesserung für unsere Zielgruppe. All diese arbeitsrecht-

lichen Verstöße treffen dann auf eine Beratungsstruktur, die für die Zielgruppe nicht gut nutz-

bar ist. Prekär Beschäftigte haben einen schlechteren Zugang zur Durchsetzung ihrer Rechte. 

Sie werden schlecht von Gewerkschaften erreicht. Sie kennen Beratungsstrukturen nicht, ha-

ben keine finanziellen Mittel für eine anwaltliche Vertretung. In der Rechtsdurchsetzung vor 

dem Arbeitsgericht müssen die Ratsuchenden die Anwalts- und Dolmetschkosten häufig 

selbst tragen. Das Instrument der Prozesskostenhilfe ist in der Anwendung auch schwierig. 

Zum einen lassen sich hiermit kaum Anwältinnen und Anwälte finden, zum anderen erhöht 

die Rückzahlungspflicht der Prozesskostenhilfe das eigene finanzielle Risiko. Die komplexen 

Gerichtsverfahren erhöhen jedoch die Notwendigkeit einer anwaltlichen Vertretung. Dies 

führt dazu, dass die Rechte der Ratsuchenden nicht umgesetzt werden und damit die Struktur 

der Ausbeutung und strukturellen Benachteiligung gestärkt wird. Andererseits haben die nicht 

konformen Arbeitgeber nichts zu befürchten, wenn sie die Arbeitsrechte der Beschäftigten 

verletzen. Aus unserer Beratungserfahrung seit 15 Jahren erkennen wir, dass dies keinesfalls 

Einzelfälle sind, sondern eine gewisse Systematik dahintersteckt. 

 

Was braucht Berlin, um die Situation der Ratsuchenden zu verbessern? – Flächendeckende, 

mehrsprachige Beratungsangebote und Informationen zum Unterstützungssystem, einen 

mehrsprachigen und niedrigschwelligen Zugang zum Arbeitsgericht, natürlich kostenfrei, eine 

Arbeitsinspektion nach internationalem Vorbild mit Kontrollen der Arbeitnehmerinnen- und 

Arbeitnehmerrechte, und nicht zuletzt sollten Beratungsangebote eine sichere Finanzierungs-

grundlage erhalten. Regelmäßig begrenzte Förderzeiträume führen zu Unsicherheiten. Aktuell 

braucht es auch weitere Kapazitäten, sodass die Beratungsstellen zum Beispiel mehr aufsu-

chende Arbeit anbieten können, so wie wir es schon machen. Auch kann man darüber nach-

denken, eine Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerkammer nach dem Vorbild Bremen ein-

zuführen. – Danke! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! Danke schön auch für diese konkreten Vorschläge, 

Maßnahmen, über die man reden kann, wenn es konkret wird, wie sich Situationen perspekti-

visch verbessern können! Aus aktuellem Anlass sage ich das. Vielen Dank für die ganz kon-

kreten Vorschläge! – Frau Knie-Nürnberg, Sie haben das Wort. 

 

Carina Knie-Nürnberg (Regionaldirektion Berlin-Brandenburg): Herzlichen Dank! – Sehr 

verehrte Damen und Herren! Ich habe heute hier die Gelegenheit, mit Ihnen gemeinsam einen 

Blick in den Arbeitsmarkt in Berlin zu tun, denn wir haben gerade gehört, wir haben sehr un-

terschiedliche Bedingungen. Hier schauen wir natürlich auf den Arbeitsmarkt, der einmal so-

zialversicherungspflichtig geprägt ist, und im zweiten Marktteil auch auf die Struktur von 

Menschen aus anderen Ländern, die aber Zugang in die Sozialsysteme, in die Grundsiche-

rung, haben oder den Ratsuchendenzugang in den Bereich der Arbeitsagenturen wählen. Wir 

reden also von gemeldeter und statistisch erfasster Arbeitslosigkeit.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Ich möchte mit dem Blick auf die Beschäftigung in Berlin starten, und wir sehen hier sehr 

deutlich: Wir reden von knapp 1,7 Millionen Beschäftigten, und die Wirtschaft und die Un-
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ternehmen in dieser Stadt zeigen sehr deutlich, dass ohne den Anteil ausländischer Beschäf-

tigter das Beschäftigungswachstum in den letzten Jahren kaum zu realisieren gewesen wäre. 

 

Wir sehen auch, dass sich die Struktur der Beschäftigung von Menschen anderer Staatsange-

hörigkeiten verändert. Wenn wir zu Beginn, vor zehn Jahren, noch einen großen Helferanteil 

hatten, so ist der größer geworden. Wir haben jetzt nahezu 43 Prozent der ausländischen Be-

schäftigten, die als Helfer arbeiten. Wir sehen aber auch, dass wir in den letzten zehn Jahren, 

und das ist bewusst positiv, in der Beschäftigung bei Fachkräften und auch bei Spezialisten 

mittlerweile einen Anteil von rund 20 Prozent in der Stadt erreicht haben. Also auch die 

Struktur der Beschäftigung in dieser Stadt ist nicht nur auf Helferjobs geprägt, sondern die 

Stadt lebt auch aufgrund der internationalen Staatsangehörigen hier in anderen Segmenten. 

 

Ich möchte einmal beispielhaft die Länder benennen, die die relevantesten Größenordnungen 

für die Stadt darstellen. Das sind natürlich die Top 8 der Asylherkunftsländer, führend mit 

knapp 40 000, gefolgt von der Türkei und aus dem polnischen Ausland, danach Indien, die 

Ukraine und Italien. Wir sehen hier also schon den Mix aus europäischer Beschäftigung im 

Kontext der Freizügigkeit und Beschäftigung aus Drittstaaten in einer Dualität zwischen 

Fachkräfteeinwanderungsstrukturen, also Menschen, die aus Arbeits-, aus Jobgründen in die 

Stadt kommen, aber einen besonders großen Teil macht auch die Struktur der Menschen mit 

Fluchthintergrund aus. Das ist ganz wesentlich für die unterschiedlichen Bedingungen und 

Strukturen.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Ich möchte einmal den Blick noch leiten: Wirtschaft schaut nach vorne, Unternehmen schau-

en auch nach vorne. Wir haben auch einen großen Anteil im Nachwuchskräftesegment aus 

dem Ausland. Auch diese Anteile steigen kontinuierlich. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Zweite Marktseite, für uns total wichtig, wie wer sucht: Wie ist die Struktur im Segment der 

Menschen, die einen Job suchen? – Auch hier sehen wir, dass die Arbeitslosigkeit zunimmt, 

aber die Menschen aus dem Ausland in eine ähnliche Steigerungsrate gehen, die wir jetzt am 

aktuellen Rand sehen, was die allgemeinen Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt widerspiegelt. 

Gleichwohl ist festzustellen, dass die Arbeitslosenquote, über alle betrachtet, in der Stadt kurz 

über 10 Prozent ist. Die Arbeitslosenquote von Menschen aus dem Ausland liegt knapp unter 

18 Prozent. Das sieht man an dieser Stelle sehr deutlich. Ein kurzer Blick auf die Struktur 

zeigt uns auch, dass wir hier in sehr unterschiedlichen Bedingungen arbeiten. Einen Blick 

möchte ich auf den Anteil von Menschen ohne Berufsabschluss lenken, die aus ihrer Heimat-

perspektive geprägt sind und in Bezug auf Deutschland natürlich immer wieder die Heraus-

forderung für sich spüren. Wir sind ein abschlussorientiertes und nicht ein kompetenzorien-

tiertes Land, und das stellt sich sehr deutlich in der Zuordnung zu den Berufsgruppen dar. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Das ist für mich dann schon direkt die Überleitung: Welche Herausforderungen verbinden 

sich damit, aber auch, welche Erfolgsfaktoren konnten wir feststellen? – Es ist für Sie mit 

Sicherheit keine Überraschung, dass das Thema Sprache hier ganz vorne rangiert. Auch da 
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gibt es zwei Seiten in Berlin. Wir haben ein großes Angebot an Sprache. Das ist gut. Wir ha-

ben eine große Trägerstruktur, aber wir haben gerade in den Bereichen zwischen Sprachzerti-

fikat A2 und B1 und in Richtung C aufgrund der veränderten Angebots- und Haushaltsstruk-

tur des BAMF auch hier in Berlin durchaus Defizite im Angebot. Das Land Berlin hat sich 

dazu positioniert und über die Senatsverwaltung für Arbeit mit Volkshochschulen unterstützt. 

Das zweite Thema: Herausforderung und Erfolgsfaktor ist die kulturelle und soziale Integrati-

on. Es geht immer nur in einem Miteinander, denn Menschen, die hier leben, sind, insbeson-

dere, wenn sie mit Fluchthintergrund kommen, nicht nur zum Arbeiten in dieser Stadt, son-

dern auch die soziale und kulturelle Integration ist wichtig. Auch das ist für Sie keine Neuig-

keit. Es fängt bei Wohnraum an, und es geht bis in die Integration von kleinen Unternehmen. 

 

Was kann aber helfen? – Das ist das Thema starke Netzwerke und Partnerschaft, wozu Frau 

Ketelsen schon sehr ausdrücklich ausgeführt hat. Insofern ist mein Blick ganz klar: Wir als 

Bundesagentur für Arbeit mit den zwölf Jobcentern in Berlin haben eine Zugangsstruktur, in 

der ein jeder Mensch einen Beratungszugang hat. Wir haben entsprechende Dolmetscher-

strukturen in allen zuschaltbaren Sprachen vor Ort bei den Vermittlungsfachkräften, um dem 

Thema Sprache gut begegnen zu können, und wir denken immer im Kontext nachhaltiger 

Integration, also selbst wenn eine Integration in den Bereich Helfermarkt gelingt, dann mög-

lichst mit dem Menschen den Weg fortzusetzen durch begleitende berufliche Qualifizierung 

und Co. Ich denke, Sprache, Qualifizierung und kultureller Zusammenhalt sind die drei we-

sentlichen Punkte, die auch den Arbeitsmarkt für Berlin immer weiter positiv unterstützen. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Knie-Nürnberg! – Als Nächste ist Frau Rieg-

ger dran. – Sie haben das Wort. 

 

Leoni Riegger (FAMAD): Herzlichen Dank! – Herzlichen Dank für die Einladung! Ich freue 

mich sehr, hier zu sein und die Möglichkeit zu haben, heute aus der Perspektive der Fachstelle 

für Arbeitsmarkt und Antidiskriminierung, kurz FAMAD, sprechen zu können. FAMAD ist 

eine berlinweite Fachstelle, die, angesiedelt beim TBB, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 

und Beratungsstellen in Berlin dabei unterstützt, Diskriminierung abzubauen und belastbare 

Beschwerdestrukturen im Arbeitsleben aufzubauen. Unsere Grundlage ist das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz und unsere Perspektive darauf eine doppelte. Wir haben den struk-

turellen Organisationsentwicklungsblick, und gleichzeitig sind wir sehr nah an der Beratungs-

praxis, weil wir die Beratungsstellen beraten. Dadurch sehen wir früh, wann Regelungen, vor 

allem des AGG, greifen und wo sie im Alltag ins Leere laufen. 

 

Wenn wir auf die letzten Jahre blicken, sehen wir ambivalente Entwicklungen; wie meine 

Vorrednerin schon angesprochen hat, eine vielfältige Beschäftigung. Einerseits gibt es mehr 

Sensibilisierung. Antidiskriminierung ist in vielen Organisationen schon angekommen. Es 

gibt Leitbilder, Codes of Conduct, Ansprechpersonen, Schulungen. Der Anspruch, diskrimi-

nierungssensibel und gerecht zu arbeiten, ist vorhanden, so, wie wir das wahrnehmen. Gleich-

zeitig verzeichnen wir aber eine Zunahme von Beratungsanfragen. Die Antidiskriminierungs-

stelle des Bundes erhielt im Jahr 2024 über 11 000 Anfragen. Das sind mehr als doppelt so 

viele wie im Jahr 2019. 

 

Rassistische Diskriminierung ist weiterhin die am häufigsten gemeldete Form, gefolgt von 

Diskriminierung aufgrund der Behinderung oder chronischen Erkrankung, und dann kommen 

Geschlecht und geschlechtliche Identität. Besonders relevant für uns ist, dass jeder dritte Fall 
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im Arbeitsleben, also auf dem Arbeitsmarkt, spielt und Bewerbungen, Beschäftigung, Ar-

beitsbedingungen und Kündigungen betrifft. Das zeigt: Diskriminierung im Arbeitsleben ist 

kein Randphänomen. Sie betrifft viele Menschen in ganz unterschiedlichen Lebenslagen, und 

das zeigt sich immer seltener als einzelne, leicht erkennbare Benachteiligungen, sondern wir 

beobachten vielmehr eine Zunahme struktureller Diskriminierung und damit auch Ausschlüs-

se, die schon von Frau Ketelsen genannt wurden, durch diskriminierende Einstellungsverfah-

ren, Vertragsformen, zum Beispiel befristete Arbeitsverhältnisse, Arbeitsorganisation, wie 

keine flexiblen Arbeitszeitgestaltungsmöglichkeiten oder Homeoffice, Entscheidungsstruktu-

ren und Machtverhältnisse, die diskriminierend sind, zum Beispiel intransparente Entschei-

dungen ohne Einbeziehung der Mitarbeitenden, keine Mitarbeitendenvertretungen oder Ähn-

liches oder Unklarheit darüber, wer welche Entscheidungen trifft. Betroffen sind insbesondere 

Menschen in prekären oder befristeten Beschäftigungsverhältnissen, wie wir schon gehört 

haben, Personen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, Eltern kleiner Kinder, Menschen mit Be-

hinderung oder chronischer Erkrankung, People of Color, queere Personen. Für viele bedeutet 

das eine geringere Sicherheit, weniger Schutz, ein erhöhtes Krankheits- und Armutsrisiko und 

auch die eingeschränkte Möglichkeit, sich zu wehren. Wir haben ja schon gehört, Rechts-

durchsetzung ist schwierig. 

 

Vor diesem Hintergrund ist aus unserer Sicht ein Punkt besonders zentral, zu dem wir auch 

überwiegend beraten, und zwar, dass es in den meisten Organisationen und Unternehmen kei-

ne wirksamen innerbetrieblichen Beschwerdestrukturen gibt. Dabei sind solche Strukturen der 

Schlüssel für Prävention, für frühe Intervention und am Ende natürlich auch für den Schutz 

von Betroffenen. Sie tragen nicht nur zur Zufriedenheit am Arbeitsplatz bei, fördern Vertrau-

en und Sicherheit, sondern sind in § 13 AGG auch gesetzlich vorgeschrieben. In der Praxis 

sehen wir aber häufig, dass diese Beschwerdestrukturen nur auf dem Papier existieren und 

zuständige Personen häufig entweder nicht bekannt, nicht geschult oder schwer erreichbar 

sind. Beschäftigte wissen nicht, an wen sie sich wenden können, und trauen sich das auch 

häufig nicht. Führungskräfte sind vielfach überfordert. Sie sind unsicher, wie mit Beschwer-

den umzugehen ist, wie dokumentiert werden muss, welche Rechte gelten, und oft fehlt es 

schlicht an der Zeit oder strukturellen Unterstützung, um Beschwerden angemessen zu bear-

beiten. Aus unserer Erfahrung ist es selten böser Wille, sondern vielmehr so, dass Arbeitgebe-

rinnen und Arbeitgeber durchaus korrekt handeln wollen. Es fehlt einfach an Ressourcen, 

Wissen und häufig auch an Mindeststandards. 

 

Wir waren im Begleitgremium der erst kürzlich erschienenen Studie der Antidiskriminie-

rungsstelle des Bundes zu betrieblichen Beschwerdestellen. In diesem Rahmen wurden bun-

desweit Best-Practice-Beispiele zu Beschwerdestrukturen gesammelt und ausgewertet. Das 

Ergebnis war, dass die Anforderungen an Beschwerdestrukturen sehr vielseitig sind, je nach 

Branche, Größe und Organisationskultur. Die Handlungsempfehlung ist aber eindeutig: Es 

braucht im Idealfall eine Anlaufstelle, die parteiisch und vertraulich berät, und dann eine for-

malisierte Beschwerdestelle mit klarem Verfahren. Das ist für viele Organisationen und Un-

ternehmen nicht umsetzbar, weil es an den finanziellen, personellen oder strukturellen Res-

sourcen dafür fehlt. Deswegen möchte ich einen Punkt starkmachen: dass es deswegen su-

perwichtig ist, die unabhängige Beratungslandschaft in Berlin zu stärken, an die sich Be-

troffene auch außerhalb der Betriebe wenden können, denn da geraten wir aktuell an Grenzen. 

Wir sind im ständigen Kontakt mit den Berliner Beratungsstellen, und die berichten uns von 

einem massiven Anstieg an Beratungszahlen. Die Nachfrage wächst, aber die Ressourcen 

wachsen nicht entsprechend mit beziehungsweise sind sogar eher noch von Kürzungen betrof-
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fen. Deswegen sehen wir hier einen dringenden Handlungsbedarf; dass die Beratungsland-

schaft finanziell, strukturell und fachlich besser ausgestattet wird und vor allem auch die juris-

tische Qualität der Beratung stärker unterstützt wird. Das machen wir als Fachstelle schon 

punktuell, aber wir können es nicht in dem Sinne begleiten, wie es das Rechtsdienstleistungs-

gesetz eigentlich vorsieht. Außerdem fehlt uns eine Übersicht darüber, welche Beschwer-

destrukturen es überhaupt in Berlin, in den Berliner Unternehmen gibt und wie die ausgestat-

tet sind, um herauszufinden, wie wir gut beraten können und wo die Bedarfe liegen. 

 

Deswegen bitten wir um drei Dinge. Erstens: Lassen Sie erheben, welche Beschwerde- und 

Beratungsstrukturen es in Berliner Unternehmen und Organisationen gibt und wie sie konkret 

ausgestaltet sind. Zweitens: Sichern und stärken Sie die unabhängige Beratungslandschaft in 

Berlin finanziell und strukturell. Und drittens braucht es meines Erachtens Informationskam-

pagnen an Berliner Unternehmen, die sie dabei unterstützen, wie sie ihren Schutzpflichten 

nach dem AGG nachkommen können, um eine zeitgemäße und professionelle Organisations-

kultur zu gewährleisten. Dadurch werden nicht nur individuelle Rechte gestärkt, sondern ge-

rechte Arbeitsbedingungen geschaffen und im Prinzip am Ende der Wirtschaftsstandort in 

Berlin und der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt. 

 

Eine Sache will ich noch sagen: Arbeitsmarktpolitik, die sich an Fachkräftegewinnung, Be-

schäftigtenzahlen und Qualifikationen orientiert, muss zwingend auch Antidiskriminierungs-

politik in den Blick nehmen, damit sie nachhaltig ist. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank für Ihre Ausführungen und diese ganz konkreten 

Beispiele und Vorschläge in Richtung der Politik! – Dann sind wir jetzt bei Ihnen, Frau Som-

betzki. Sie haben das Wort. 

 

Pia Sombetzki (AlgorithmWatch): Vielen Dank auch von meiner Seite für die Einladung! – 

Sehr geehrte Kommissionsmitglieder! Ich arbeite für die Menschenrechtsorganisation Algo-

rithmWatch. Wir beschäftigen uns mit den Auswirkungen von KI auf einzelne Menschen, 

aber auch auf die Gesellschaft in ganz verschiedenen Bereichen, und den Arbeitsmarkt neh-

men wir dabei auch in den Blick, insbesondere mit dem Trend, den wir alle mitbekommen, 

dass Automatisierung den Arbeitsmarkt immer mehr strukturiert. Ich möchte Ihnen heute ein 

paar Beispiele dazu geben, welche Trends wir hier beobachten, welche Herausforderungen 

damit aber auch für den Diskriminierungsschutz einhergehen. 

 

Ich beginne mit einer Headline. Die Analyse der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-

beitsmedizin Mitte des Jahres hat gezeigt: Mehr als die Hälfte der Beschäftigten nutzt schon 

KI-Tools verschiedenster Art, häufig auf sehr informelle Weise. Vieles ist nicht wirklich mit 

dem Arbeitgeber abgesprochen, aber es wird eingesetzt. Gleichzeitig zeigen verschiedene 

Umfragen, die im Laufe des Jahres gemacht wurden, immer wieder, dass Menschen gleichzei-

tig besorgt um ihre Arbeitsplätze sind. Mindestens ein Drittel der Beschäftigten, die in diesen 

Umfragen befragt wurden, gaben an, sie sorgen sich, es könnte vielleicht ihren Arbeitsplatz 

betreffen. Das zeigt ganz gut, dass wir an einem Punkt stehen, der noch recht offen ist, wie 

die Zukunft in den nächsten Jahren und Jahrzehnten aussehen wird, wie sich der Arbeitsmarkt 

neu strukturieren wird. Aber was weniger besprochen wird, wenn wir uns diese Headlines und 

diese Überschriften in Zeitungen und Magazinen anschauen, ist die Frage: Welche Auswir-

kungen hat das Ganze jetzt schon ganz konkret auf die Menschen, und welche Menschen-

rechtsfragen sind hier wichtig zu besprechen? – Wir blicken darauf einerseits mit dem konkre-
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ten Blick auf die Zwecke, für die KI eingesetzt wird, und andererseits darauf, welche Risiken 

auch damit einhergehen. Ich stelle es Ihnen jetzt anhand von drei konkreten Anwendungsfäl-

len kurz dar. 

 

Das Ganze beginnt schon bei der Personalsuche, und zwar eigentlich schon bei der Frage, 

welche Jobanzeigen mir zum Beispiel angezeigt werden, wenn ich online auf die Suche nach 

einem neuen Arbeitsplatz gehe. Auf Jobportalseiten, aber auch Seiten wie LinkedIn kann sich 

das Ganze schon ziemlich schnell sortieren. Nicht alle haben den gleichen Zugang zu den 

gleichen Informationen, und insbesondere Social-Media-Plattformen kennen ihre Nutzerinnen 

und Nutzer ziemlich gut, wissen ziemlich genau, wen sie vor sich haben, haben viele Daten, 

auf die sie zurückgreifen, und können ganz schnell vorhersagen – vermeintlich –, welche An-

zeige mich interessieren könnte. Wir haben vor ein paar Jahren schon ein Testverfahren ge-

macht, das sich immer noch so reproduzieren lässt, mit ziemlich ähnlichen Ergebnissen. Wir 

haben genderneutrale Stellenanzeigen geschaltet, in dem Fall war das damals auf der Platt-

form Facebook, und wir hatten explizit nicht Gebrauch von der Möglichkeit gemacht, die man 

hat, wenn man Werbung schaltet, insbesondere bestimmte Zielgruppen ansprechen zu wollen. 

Wir haben zum Beispiel ein Gesuch nach Lkw-Fahrerinnen und -Fahrern gestellt, dann haben 

wir nach Erzieherinnen und Erziehern gesucht – genderneutral formuliert –, und trotzdem 

wurden, das kann man auch nachvollziehen, wenn man Werbung schaltet, in über 90 Prozent 

der Fälle die Lkw-Fahrerinnen- und Fahrerstellen an Männer ausgespielt und die Stellen für 

Erzieherinnen und Erzieher an Frauen. Das kann man mittlerweile immer noch ziemlich gut 

reproduzieren, und das hat auch mit Lücken zu tun, die da der Datenschutz bietet, die andere 

Plattformregulierung bietet. Manche Datenkategorien werden geschützt, gerade so sensible 

Daten wie sexuelle Orientierung oder Gewerkschaftsmitgliedschaft, aber nach Gender kann 

man immer noch unterteilen. 

 

Gleichzeitig: Wenn man konkret etwas gefunden hat, worauf man sich bewerben möchte, 

schickt man vielleicht eine Bewerbung über ein Formular oder eine Webseite in digitaler 

Weise ab, und häufig wird mittlerweile gerade bei großen Unternehmen KI dafür eingesetzt, 

Bewerbungen zu scannen und Lebensläufe zu sortieren. Das passiert häufig sehr schnell. Das 

kann auch dazu führen, dass man innerhalb der gleichen Minute, in der man die Bewerbung 

abgeschickt hat, schon eine Nachricht bekommt: Nach sorgfältiger Überprüfung Ihrer Bewer-

bung müssen wir Ihnen leider sagen, dass Sie für diesen Job nicht infrage kommen. – Das ist 

einerseits absurd für die Bewerberinnen und Bewerber, aber auch sehr intransparent. Man 

kann als Bewerberin beziehungsweise Bewerber nicht nachvollziehen, welche Auswahlkrite-

rien hier angelegt wurden. Das ist ein sehr großes Diskriminierungsrisiko an der Stelle, denn 

natürlich kann es sein: Okay, hierauf passe ich vielleicht gerade wirklich nicht gut, eigentlich 

ist die Stelle informell schon geschlossen, oder es läuft schon das Bewerbungsverfahren –, 

aber es könnte auch ein ganz anderer Grund dahinterliegen, den man als Bewerberin oder 

Bewerber nicht einsehen kann, und häufig hat man auch nur schwer die Möglichkeit, die je-

weilige Stelle zu erreichen. Häufig gibt man in der Datenschutzerklärung seine Einwilligung 

ab, dass die Bewerbung automatisch verwertet und ausgewertet wird, aber das erklärt noch 

nicht, wie die Auswahl tatsächlich vonstattengeht. Mitunter kaufen Unternehmen auch eine 

Software ein, die sie selber nicht gut durchblicken. Im Zweifel sortieren sie Bewerberinnen 

und Bewerber aus, die sie eigentlich gut hätten gebrauchen können. Das ist eine marktwirt-

schaftliche Perspektive auf das Problem, die hier noch hinzugenommen werden sollte. 
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Dann kommt zweitens der Bereich des Personalmanagements, den ich kurz adressieren woll-

te. Sogenannte People-Analytics-Verfahren werden dafür eingesetzt, Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter effektiv zu führen – sage ich mal –, sie können aber auch den jeweiligen Perso-

nalmanagerinnen und Personalmanagern oder Teamleitungen einen Hinweis darauf geben: 

Wen möchte man zum Beispiel besonders fördern, mit welcher Maßnahme? Wen sollte ich 

aber auch entlassen? –, weil dort vielleicht die Produktivitätsüberwachung gezeigt hat, das 

könnte ausbaufähig sein, aber vielleicht werden auch gar nicht genug Hinweise gegeben, wa-

rum das KI-System das so auswertet. Das ist auch ziemlich unterschiedlich in der Anwen-

dung. Gleichzeitig geht damit das Problem einher, dass ich als Arbeitnehmerin, Beschäftigte 

wenig Einblick darein habe, welches System hier gerade auf mich angewandt wird. Arbeitge-

ber geben das manchmal nicht transparent an, oder es ist integriert in eine Anwendung wie die 

Microsoft-Office-Cloud. Dort gibt es Anwendungen, Microsoft Viva zum Beispiel, in denen 

man die Performance, die Aktivität bei der Arbeit ziemlich gut nachvollziehen kann, wenn 

man als Arbeitgeber das System administriert. Gleichzeitig kann das dazu führen, dass sich 

die Arbeit in den verschiedenen Stellen, gerade wenn man an einen Lagerhausbetrieb oder so 

etwas denkt, stark intensivieren kann, man zum Beispiel zu mehr Effizienz angetrieben wird 

dadurch, dass ich nicht mehr noch mal zurück zu einer bestimmten Stelle A gehen muss, wo 

ich mir meinen Auftrag abhole, sondern vielleicht mit dem Tablet durch das Lagerhaus gehe 

und mir, sobald ich einen Auftrag erledigt habe, gleich der nächste zugespielt wird. Das führt 

zu solchen Problemen, dass es anstrengender für die Leute wird zu arbeiten und die Anforde-

rungen sich massiv erhöhen. 

 

Ein dritter Bereich, auf den ich heute nicht mehr ganz so ausführlich eingehen kann, ist in die 

Plattformarbeit. Da intensiviert sich die Arbeit auch sehr schnell, und der Arbeitgeber ist teil-

weise nicht direkt erreichbar. Wir bräuchten auf Landesebene klare Unterstützungs-, Hilfs- 

und Informationsangebote für Unternehmen, aber auch Beschäftigte, die darüber aufklären, 

wie diese Systeme in den verschiedenen Unternehmen eingesetzt werden. Wir brauchen Re-

geln und die Durchsetzung von Regeln, die mittlerweile auf EU-Ebene getroffen wurden, zu 

regelmäßigen Folgenabschätzungen, standardisierten Audits und Produktsicherheits- und Or-

ganisationsmaßnahmen, die man in den Unternehmen treffen sollte. Das Land Berlin kann 

auch mit gutem Beispiel vorangehen und Einsätze, die es zum Beispiel in der Landesverwal-

tung macht, transparent nachvollziehbar machen. Dazu gibt es mittlerweile im Bundesrat und 

im IT-Planungsrat Entwicklungen, denen man sich anschließen sollte. 

 

Auch der Diskriminierungsschutz wurde von meinen Vorrednerinnen schon angesprochen. 

Hier kann auch der Blick auf das LADG gerichtet werden. Dort sollte man vor allem schauen, 

wie man diesem Umstand, dass es häufig sehr intransparente Einsätze sind, bei denen man 

einerseits auf sehr breite Wirkung trifft, aber andererseits als Jobsuchende oder Beschäftigte 

wenig Einblick hat, begegnen kann; wie man es zum Beispiel mit einer Beweislastumkehr 

möglich machen kann, dass Unternehmen nachweisen müssen, dass sie nicht diskriminiert 

haben. Das ist an dieser Stelle sehr wichtig, weil die Beweisführung sonst sehr schwierig ist. 

Mit den Beratungsstellen, die vor Ort die Leute beraten, tauschen wir uns auch immer mehr 

aus, und die brauchen wirklich noch mal mehr Unterstützung, um sich auf diesen Umstand, 

der da auf sie zukommt, und die Beratungsherausforderungen einzustellen. – Damit bedanke 

ich mich für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Sombetzki, auch für die ganz konkreten Vor-

schläge, die wir dann in weiteren Sitzungen beraten werden! – Jetzt hat Herr Staatssekretär 
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Landero um das Wort gebeten, weil er kurz wegmuss und zwar gleich wiederkommt, aber zu 

dem Themenfeld gerne aus Sicht der Verwaltung etwas sagen will. Ich denke, wir können ihm 

jetzt das Wort geben und gehen dann in die Beratung der jeweiligen Farben. Ist das okay? – 

Super, vielen Dank! – Herr Landero! 

 

Staatssekretär Max Landero Alvarado (SenASGIVA): Vielen Dank! – Ich muss kurz zur 

Jahresfeier der Migrantenselbstorganisationen und werde dort ein kurzes Grußwort halten, 

komme dann aber gerne wieder zurück. – Tatsächlich habe ich gerade ein paar Signale in alle 

Richtungen gegeben, dass das, was Sie als Letztes gesagt haben, das Thema KI oder auch 

automatisierte Systeme, etwas ist, was uns als Verwaltung gerade sehr umtreibt, einerseits aus 

der Position heraus, was wir in den Verwaltungen selber nutzen und was an Bürgerinnen und 

Bürger geht, und auf der anderen Seite aber auch im Hinblick auf unsere Förderlandschaft, 

weil wir viele Beratungen haben. 

 

Sie haben es gerade angesprochen: Bei Jobsuche, aber natürlich auch bei Kreditvergabe, bei 

Wohnungssuche wird das Thema einen Rieseneinfluss haben oder hat es schon, und es ist uns 

eigentlich nur nicht bewusst. Deswegen werden wir tatsächlich im Rahmen dessen, wie wir 

das auch hinbekommen, noch mal ein Projekt in die Richtung anstreben, wobei wir unsere 

ganze Projektlandschaft im Blick haben, um die Beratung dort zu stärken. Aber wir werden 

uns auch noch mal unsere Förderrichtlinien ganz grundsätzlich anschauen, um alle Projekte 

eben auf dieses Gebiet hin zu schulen, weil wir tatsächlich davon überzeugt sind, dass dort die 

großen Diskriminierungsrisiken der Zukunft lauern beziehungsweise schon da sind und wir 

eigentlich noch keine Antworten darauf haben. Bevor ich zum Thema spreche, war mir das 

ein ganz wichtiger Punkt, und ich freue mich natürlich auch immer, wenn wir dort personelle 

und auch finanzielle Stärkung vom Abgeordnetenhaus erfahren. 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kommissionsmitglieder! Liebe Anwesende! Es 

ist unstrittig, dass es natürlich auch im Arbeitsleben zu Diskriminierungen kommt. Laut der 

Antidiskriminierungsstelle des Bundes, die sich an den Deutschen Bundestag richtete, adres-

sierten allein 29 Prozent aller Beratungsanfragen das Arbeitsleben. Deswegen stellt der Le-

bensbereich Arbeit ein Diskriminierungsrisiko dar, und nicht nur die Arbeit, sondern auch 

schon der Zugang zu Arbeit ist ein wichtiger Punkt. Zum Beispiel soziale Netzwerke, Bil-

dungschancen und Familienkompetenzen für zivilgesellschaftliches Engagement, das spielt 

alles dort hinein, und deswegen ist eben Prävention und Bekämpfung von Diskriminierung im 

Arbeitsleben und Zugang zu Arbeit ein sehr wichtiges Anliegen des Senats. Es betrifft, wie in 

jedem anderen Bereich des gesellschaftlichen Lebens, auch verschränkte Formen von Diskri-

minierung, aber natürlich müssen wir es ganz deutlich adressieren, insbesondere in dieser 

vielfältigen Stadt. In Berlin betrifft es in einem hohen Maß muslimische Frauen, die ein Kopf-

tuch tragen, und insbesondere queere Menschen, die einem Diskriminierungsrisiko in dieser 

Stadt und am Arbeitsmarkt ausgesetzt sind. 
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Eben um auf die Bedarfe der verschiedenen von Diskriminierung betroffenen Gruppen einzu-

gehen, fördern wir entlang verschiedener Diskriminierungsmerkmale die genannten Bera-

tungsstellen. An dieser Stelle können wir immer nur einige nennen, aber es ist, glaube ich, 

wichtig fürs Protokoll. Das ist bei rassistischer Diskriminierung die Beratungsstelle OFEK, 

das auf Antisemitismus fokussiert ist, das Projekt StandUp berät queere Personen, und die 

Landesvereinigung Selbsthilfe richtet sich an Menschen mit Behinderung und chronischen 

Erkrankungen. Gleichzeitig haben wir Bedarfe erkannt und dass es übergreifende Stellen be-

nötigt und haben auch Handlungsfelder von Diskriminierungen erschlossen und uns auf den 

Arbeitsmarkt konzentriert. Deswegen fördern wir seit 2022 die Fachstelle für Arbeitsmarkt 

und Antidiskriminierung, die beim TBB angesiedelt ist. 

 

Sie haben es gerade dargestellt, eine wichtige Aufgabe der Fachstelle ist, den verschiedenen 

Antidiskriminierungsberatungen mit der juristischen Expertise in Bezug auf Diskriminierung 

im Arbeitsleben zur Verfügung zu stehen, denn Sie wissen, der Arbeitsmarkt ist ein Bereich, 

in dem das Antidiskriminierungsrecht mit dem AGG sehr umfassend ausgestaltet ist. Deswe-

gen ist es umso wichtiger, dass von Diskriminierung betroffenen Gruppen auch in Zukunft 

ausreichend Möglichkeit gegeben wird, sich beraten zu lassen, um gegen Diskriminierung 

vorzugehen, und gleichzeitig müssen sich auch Arbeitgebende proaktiv dafür einsetzen, Dis-

kriminierung abzubauen. Deswegen bin ich da ein bisschen strenger als Sie vielleicht, dass 

ich es tatsächlich eher als Pflicht und nicht nur als Bringschuld, sondern auch als Holschuld 

von Arbeitgebenden sehe, dass sie sich auch tatsächlich beraten lassen, von den Kammern bis 

zu anderen Organisationen, die sich dort noch stärker engagieren könnten. 

 

Darüber hinaus haben wir auch eine Reihe von niedrigschwelligen Zugangs- und Unterstüt-

zungsstrukturen, die gehören eben auch dazu. Hier kann ich nur schlaglichtartig beispielswei-

se unser Programm der Integrationslotsinnen und Integrationslotsen nennen, wodurch ganz 

niedrigschwellig Zielgruppen unterstützt werden, um beim Arbeitsmarktzugang zu helfen. 

Wir haben das digitale und das analoge Willkommenszentrum, in dem wir zu aufenthalts-

rechtlichen Fragestellungen helfen, aber natürlich auch zu allen lebenswirklichen Fragestel-

lungen, die für neu Zugewanderte sehr wichtig sind. Wir haben ergänzende Deutschkurse für 

Geflüchtete, auch in den Volkshochschulen, die wir auch als wichtig erachten. Dazu hatten 

wir vor Kurzem erst eine Anhörung im Ausschuss, bei der wir sehr deutlich gemacht haben, 

dass wir eigentlich noch mal eine Sprachstrategie brauchen, weil Sprache auch immer wieder 

ein wichtiges Thema ist, wenn man einen fairen und gerechten Zugang zum Arbeitsmarkt 

bekommen will. Natürlich haben wir auch Vermittlung und Arbeitsmarktintegration bei uns, 

das bedeutet das Projekt bridge – Berliner Netzwerke für Bleiberecht. Auch ganz wichtig ist 

das Projekt Work for Refugees, das ganz dezidiert in Unterkünfte hineingeht und sich dort mit 

Beratung und Unterstützung an geflüchtete Menschen wendet. 

 

Darüber hinaus ist auch Anerkennung, Qualifizierung und Fachkräftesicherung ein wichtiger 

Aspekt für uns. Da haben wir das IQ Netzwerk und das RIN Berlin, das sind Förderprogram-

me des Bundes, die wir als SenASGIVA koordinieren und kofinanzieren. Dabei geht es um 

Qualifizierungsangebote in Bereichen mit hohem Fachkräftebedarf. Wir wollen dort natürlich 

ein Stück weit zur Fachkräftegewinnung beitragen. 

 

Zum Schluss möchte ich noch sagen, dass wir insbesondere die Perspektive von Frauen im-

mer mitdenken. Arbeitsmarktintegration von Frauen ist ein ganz zentrales Anliegen bei uns in 

der Verwaltung. Das bedeutet, wir haben einerseits die ministerialen Aufgaben, die wir dort 
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wahrnehmen, aber natürlich auch projektfinanzierte Unterstützung. Das Programm MY 

TURN mit dem Projekt Possible kann ich hier beispielsweise nennen, das insbesondere for-

mal gering qualifizierte Frauen mit Migrationserfahrung beim Zugang zum Arbeitsmarkt un-

terstützt. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 

 

Und, das ist zwar nicht unsere konkrete Zuständigkeit, aber müssen wir auch immer wieder 

sagen: Berlin ist auch Arbeitgeber. Wir sind natürlich als Land Berlin auch selber verpflichtet, 

diese Ansprüche, die wir gerade formuliert haben, auch einzuhalten und uns daran messen zu 

lassen. Wir haben – Sie haben es gerade dargestellt – eine Reihe von gesetzlichen Grundla-

gen, an die wir gebunden sind, das LADG, das PartMigG. Das bedeutet, dass wir einerseits 

die migrationsgesellschaftliche Öffnung der Berliner Verwaltung vorantreiben. Wir hatten ja 

letztes Jahr diese große, umfassende Erhebung nach dem Migrationshintergrund in der Berli-

ner Verwaltung, die sehr erfolgreich gelaufen ist, wozu wir jetzt auch Förderpläne aufsetzen 

werden. Und andererseits sind wir dort auch verpflichtet, niedrigschwellig, diskriminierungs-

frei und chancengleich zu handeln. Das ist ein stetiger Prozess auch für uns. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Herr Staatssekretär Landero, für Ihre Ausführun-

gen! – Weil wir heute früh erst mal den internen Teil hatten, haben wir jetzt, was die Zeit be-

trifft, eine Frage, die ich gern in den Raum stellen will: Jetzt kämen jeweils sechs Minuten 

Fragen an die Anzuhörenden mit der Möglichkeit zur Beantwortung dran. Ich würde trotzdem 

nachher noch mal eine kurze Pause machen, damit man etwas essen kann, weil wir nachher 

noch einen dritten Block haben. Mein Vorschlag ist, dass wir auf die zweite Runde, die wir 

sonst immer machen, was die Farben betrifft, verzichten, sondern jetzt in den sechs Minuten 

die Möglichkeit haben, Fragen zu stellen mit der Möglichkeit für Antworten, und dass wir 

dann einen Cut machen, in die Pause gehen, und dann beim nächsten Punkt, Gesundheit, ver-

suchen, die Zeit einzuholen. Es kann sein, dass wir nachher eine Viertelstunde überziehen 

müssen. Wäre das für Sie okay als ein Vorschlag, als ein Versuch? Ich schaue mal in die 

Runde. – Das machen wir dann so. Vielen Dank! – Frau Senge, wer macht das bei Ihnen? –

[Zuruf Katharina Senge (CDU)] – Gerne! Sechs Minuten insgesamt. 

 

Katharina Senge (CDU): Ich danke den Anzuhörenden ganz herzlich! Das war wirklich sehr 

spannend und auch aus verschiedenen Perspektiven auf das Thema geschaut. Der Arbeitsplatz 

ist ja ein sozialer Raum und daher als ein Ort, an dem gesellschaftlicher Zusammenhalt ent-

stehen kann, ganz wichtig. Aber er kann eben auch, wie wir gehört haben, zur Exklusion füh-

ren, wenn es so abläuft wie zum Beispiel Frau Ketelsen das in den Fällen beschrieben hat, die 

zu ihr kommen. 

 

Erst einmal an Frau Knie-Nürnberg die Frage: Sie haben ja auch einen Überblick über ver-

schiedene Migrationswellen. Sie haben die Unterschiede zwischen deutschen und ausländi-

schen Staatsangehörigen dargestellt. Die Geflüchtetengruppen, die vor allem 2015/2016 ge-

kommen sind, sind ja heute zum großen Teil in den Arbeitsmarkt integriert, aber die Frauen 

noch nicht so gut wie die Männer. Deshalb meine Frage: Was sind hier aus Ihrer fachlichen 

Perspektive die Erfolgsfaktoren gewesen, und was kann man aus Ihrer Sicht für eine weitere 

Steigerung der Erwerbsbeteiligung von geflüchteten Frauen tun? 

 

Dann haben Sie etwas zum Thema Dolmetscherstrukturen gesagt. Wenn ich das richtig ver-

standen habe, haben Sie Dolmetscherstrukturen in allen zuschaltbaren Sprachen. Mich würde 
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interessieren: Wie funktioniert das? Wie haben Sie das gemeint? Wie läuft das ab, wenn je-

mand eine Übersetzung im Jobcenter oder in der BA braucht? 

 

Dann zur Beratungslandschaft: Ich glaube, Frau Riegger war es, die insbesondere die unab-

hängige Beratungslandschaft angesprochen hat. Hier würde mich interessieren: Kann jemand 

von Ihnen etwas zum Vergleich mit anderen Bundesländern sagen? Wie stehen wir in Berlin 

im Vergleich zu anderen Bundesländern da, von der Struktur und den Angeboten her? Gibt es 

irgendwo Beispiele, wo man sagt: Die haben sich anders organisiert, daraus könnten wir et-

was lernen –, weil wir uns ja hier auch Gedanken darüber machen, wie wir vielleicht besser 

werden können. Es gibt ja auch in den sozialen Netzwerken Beratungsangebote, zum Teil 

auch mit KI, die schon einen sehr großen Teil von Fragen abräumen können, bevor es eine 

individuelle und personalintensive Beratung braucht. Auch das Thema Überlastung der Bera-

tungsstrukturen ist ja angesprochen worden. Hier würde mich interessieren, wie Sie das schon 

nutzen, damit zusammenarbeiten und es in Ihre Beratungsangebote integrieren. – Vielen 

Dank! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Senge! – Bitte schön, Herr Prof. Lehnstaedt! 

 

Prof. Dr. Stephan Lehnstaedt: Auch meinerseits vielen Dank für die total interessanten Vor-

träge! – Ich hätte gerne noch mehr gehört, aber deswegen darf ich ja zumindest fragen. – Zu-

nächst an Frau Ketelsen: Wir hatten ja jetzt gerade in den Medien diesen Skandal mit den 

Essensfahrerinnen und –fahrern. Ich wollte Sie fragen, ob Sie vielleicht noch ein bisschen 

spezifizieren können, ob es unterschiedliche Diskriminierungen in bestimmten Branchen gibt, 

ob es Branchen gibt, wo Sie das viel mehr beobachten, und andere, wo es besser läuft, und ob 

man da gezielt nachsteuern kann. 

 

Dann meine Frage an Frau Riegger; auch hier würde ich gerne mehr wissen. Frau Senge hat 

schon angesprochen, dass wir auch ein Problem haben, das vielleicht Männer und Frauen oder 

auch nicht binär gelesene Menschen unterschiedlich betrifft, also wir haben natürlich intersek-

tionale Diskriminierungserfahrungen. Mich würde aber jetzt konkret eher interessieren. Wie 

funktioniert das mit den formalen Bildungsabschlüssen? Können Sie sagen, dass jemand, der 

oder die studiert hat oder zumindest eine Fachausbildung hat, weniger Diskriminierung im 

Berufsleben ausgesetzt als jemand, der gering oder gar nicht qualifiziert ist? 

 

Daran anschließend: Wir werden ja wahrscheinlich auch über eine große Grauzone sprechen, 

wo die Leute, die diskriminiert werden, das gar nicht melden und nicht zu Ihnen kommen. 

Meine Vermutung – vielleicht stimmt das ja gar nicht –, wäre, dass Leute, die gering qualifi-

ziert sind und geringe Bildung haben, sich seltener melden und sich seltener über Diskrimi-

nierung beschweren, als jemand, der oder die besser qualifiziert ist. Das wäre übrigens dann 

vielleicht eine Gemeinsamkeit zu anderen Formen von Diskriminierung. Aber die Frage ist, 

erstens: Können Sie das beobachten? – und zweitens: Sehen Sie Möglichkeiten, oder was tun 

Sie, um dem speziell zu begegnen, wenn das möglich ist? – Ich glaube, die Zeit ist um. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Frau Jarasch, wer macht das bei Ihnen? 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): Herr Roth beginnt, und danach ich. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Sehr gerne! – Herr Roth, Sie haben das Wort. 
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Prof. Dr. Roland Roth: Erst mal vielen Dank an Sie für die Beiträge! Ich habe zwei Fragen. 

Einmal zur Diskriminierung: Wie bedeutsam ist für Ihre Arbeit die Herkunft im Sinne von 

EU-Länder, Nicht-EU-Länder und Geflüchtete? Müssen Sie da unterschiedlich arbeiten? 

Welche Erfahrungen haben Sie da gemacht? Gibt es unterschiedliche Strategien, auf diese 

verschiedenen Gruppen einzugehen? – Sie, Frau Knie-Nürnberg, haben ja dargestellt, dass 

sozusagen in der Spitzengruppe zweimal Geflüchtete ganz vorne sind. 

 

Die zweite Frage geht in Richtung ausländische Studierende, internationale Studierende. Ber-

lin hat ja den Vorzug, eine große Hochschullandschaft zu haben, und ich erinnere mich an die 

Fachkräftestrategie der Bundesregierung und einzelner Länder, worin eine zentrale Strategie 

war, diese Zielgruppe, ausländische Studierende, zum Bleiben zu ermutigen oder das Bleiben 

zu fördern. In letzter Zeit hört man weniger davon. Mich würde interessieren, was daraus ge-

worden ist, weil wir in den Studien dazu gesehen haben, dass Diskriminierungserfahrungen 

für ausländische Studierende ein zentrales Motiv sind zu bleiben oder zu gehen. Gibt es Be-

mühungen, in diesem Bereich dann auch tätig zu werden, gerade im Sinne der Fachkräftesi-

cherung? 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Herr Roth! – Frau Jarasch! 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): Vielen Dank! – Da wir heute schon eine interne Diskussion hat-

ten, wo es viel um Begriffsklärungen ging, möchte ich – entschuldigen Sie bitte, dass es für 

Sie vielleicht seltsam klingt, dass ich das noch mal frage – an Sie alle noch mal die Frage stel-

len: Was genau bezeichnen Sie in Ihrem jeweiligen Arbeitsfeld als Diskriminierung? – Unter-

scheiden Sie, Frau Ketelsen, das von Arbeitsausbeutung? Ist es nur ein anderer Begriff? Ab 

wann und wann sprechen Sie von Diskriminierung und warum? Ich möchte Sie bitten, das 

noch mal möglichst konkret zu machen. 

 

Um bei Frau Sombetzki anzufangen – auch hier wage ich mich wieder vor, weil ich technisch 

immer noch viel zu wenig verstanden habe von dem, wie rasant KI unsere Welt verändert, ich 

fürchte, da hinkt die Politik der Wirklichkeit hinterher –, an Sie noch mal die Frage: Habe ich 

es richtig verstanden, dass praktisch Bewerbungsverfahren und Anzeigen, die man in einzel-

nen Unternehmen KI-generiert und KI anvertraut und quasi die Auswahl, den Filter sozusa-

gen, KI überlässt, um Ressourcen zu sparen, zu Diskriminierungen führen können, von denen 

die Arbeitgeber beispielsweise noch nicht mal viel wissen? Vielleicht können Sie das noch 

mal praktisch machen. Ich habe dieses Beispiel mit den Anzeigen verstanden, die mir einfach, 

weil ich Frau bin, zugespielt werden oder eben nicht zugespielt werden, weil die KI bestimm-

te Annahmen über meine Interessen oder Fähigkeiten hat. So verstehe ich das jetzt, und ähn-

lich wahrscheinlich auch so eine Art Auswahl – Stichwort Personalrecruiting –, die man der 

KI überlässt. Aber vielleicht können Sie das noch mal praktisch machen, denn, wenn das rich-

tig ist, dann hätte das ja viel mit einer Diskriminierung zu tun, die quasi ohne Intention von 

irgendjemandem und unbewusst dennoch passiert und Folgen hat. Das ist ein interessanter 

Punkt, weil wir darüber in anderen Zusammenhängen viel diskutiert haben. 

 

An Frau Knie-Nürnberg habe ich die Frage, die mir aus der Integrationsarbeit – deswegen 

habe ich vorhin gelächelt, als Sie gesprochen haben – sehr bekannt ist. Sie sagten, Deutsch-

land ist ein abschlussorientiertes Land und kein kompetenzorientiertes Land. Meine Hypothe-

se wäre, das ist eines unserer Hauptprobleme, warum wir uns so schwer damit tun, ausländi-
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sche Menschen und insbesondere auch Geflüchtete schneller in den Arbeitsmarkt zu bekom-

men. Das ist zumindest meine Erfahrung. Vielleicht können Sie dazu noch mal kurz sagen, 

welche Möglichkeiten es gibt, um hier vielleicht stärker auf Kompetenzen zu gehen. Jeden-

falls hoffe ich, dass die Entwicklung in diese Richtung geht. 

 

Frau Riegger, bei Ihnen würde mich insbesondere interessieren – auch eine Hypothese, im 

Grunde haben Sie die Antwort schon gegeben, aber nur um sicher zu sein, dass ich es richtig 

verstanden habe –: Wir haben ja in Berlin relativ wenige große Konzerne, die intern alle 

Strukturen vorhalten, die arbeitsrechtlich vorzuhalten sind. Wir haben sehr viele KMU, kleine 

Unternehmen und Handwerksbetriebe. Hat es damit zu tun, dass wir so einen hohen Bedarf an 

externen unabhängigen Beratungsstrukturen haben, weil die Betriebe es gar nicht schaffen, 

die Strukturen selbst vorzuhalten? Das fände ich interessant. 

 

Eine andere Frage, die vielleicht ein bisschen schwieriger ist, geht auch gerne an Sie, Frau 

Ketelsen, wenn Sie dazu etwas sagen können: Wie geeignet sind Ihren Erfahrungen nach, also 

wenn Sie dazu Erkenntnisse haben, eigentlich Betriebsräte oder Arbeitnehmervertretungen in 

den Unternehmen, um mit Diskriminierungserfahrungen umzugehen? Eigentlich würde ich 

denken, als Arbeitnehmerin wende ich mich vielleicht erst mal an meinen Betriebsrat oder an 

die Gewerkschaft, wie auch immer. Wie sieht es damit aus? 

 

Und insgesamt: Wo sehen Sie den dringendsten Nachqualifizierungsbedarf sowohl in der Be-

ratungsstruktur als auch bei Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern? – Danke! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Jarasch! – Herr Özdemir, wer macht das bei 

Ihnen? 

 

Orkan Özdemir (SPD): Ich habe eine kurze Frage, und dann übernimmt Herr Dr. Sinanoğlu. 

– Wir haben gerade eine Situation in Berlin, die auch mich beschäftigt, uns als Berlinerinnen 

und Berliner beschäftigt: Es werden – mittlerweile sind wir schon bei Hunderten, glaube ich – 

junge Vietnamesinnen vermisst. Die werden über irgendwelche dubiose Agenturen nach 

Deutschland gelockt, sind ein paar Wochen an den OSZ und so, und dann verschwinden sie. 

Keiner weiß, wo diese jungen Frauen sind. Was fehlt im System, damit das nicht passiert? 

Und vor allem: Ich empfinde diesen ganzen Anwerbeprozess immer als sehr reguliert und 

sehr kompliziert, wenn wir mit Menschen reden, die nach Deutschland kommen wollen und 

arbeiten wollen, aber hier könnte ich mir vorstellen, dass bestimmte Regulierungen beim An-

werbeprozess vielleicht doch Sinn ergeben würden. Dazu haben Sie sich vielleicht mal Ge-

danken gemacht. Das würde mich interessieren, wie Ihr Blick auf diese Situation ist. – Dann 

würde ich weitergeben an Dr. Sinanoğlu. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Okay, vielen Dank! – Bitte schön! 

 

Dr. Cihan Sinanoğlu: Vielen Dank auch von meiner Seite für die wirklich extrem geballte 

Expertise, die da vorne sitzt, mit den ganz unterschiedlichen Aspekten! Ich glaube, genau das 

ist das, was wir brauchen, und die konkreten Handlungsempfehlungen zu berücksichtigen ist 

für uns sicherlich wichtig im weiteren Prozess. 

 

Ich wollte nur vorneweg sagen, weil wir diese Diskussion am Anfang, also heute im ersten 

Teil, hatten: Wenn wir über Migration und Flucht sprechen und das im Grunde genommen 
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mit Wellen und so weiter assoziieren – wir müssen einfach auf unsere Sprache achten. Migra-

tion ist keine Naturgewalt, sondern es gibt konkrete Ursachen: Die Leute fliehen vor Tod, vor 

Krieg, vor Gewalt, und das mit einer Naturkatastrophe zu verbinden, finde ich einfach nicht in 

Ordnung, und ich würde uns alle dazu auffordern, auf unsere Sprache zu achten. 

 

Kurz zwei Punkte vorneweg: Der Nationale Diskriminierungs- und Rassismusmonitor hat 

auch Daten zu Armut erhoben, und wir sind zu einem Ergebnis gekommen, das wir erst mal 

überraschend fanden und dann nicht, und mich würde Ihre Meinung dazu interessieren. Wir 

haben nämlich herausgefunden, dass rassistisch markierte Menschen, die selbst einen hohen 

Bildungsstandard haben und Vollzeit erwerbstätig sind, trotzdem deutlich häufiger armutsge-

fährdet sind. Also zum Beispiel 22 Prozent der Schwarzen Frauen und 21 Prozent der musli-

mischen Männer sind trotz hoher Bildung, trotz Vollzeiterwerb von Armut betroffen, und im 

Vergleich 5 Prozent der Deutschen ohne Migrationshintergrund. Das zeigt ja, es gibt eine 

Segmentierung auf dem Arbeitsmarkt, und die Prekarität hängt eben mit dem segmentierten 

Arbeitsmarkt zusammen. Das heißt, es ist nicht nur eine Frage der Diskriminierung, sondern 

der Art und Weise, wie wir unsere Arbeit hier in Deutschland organisieren und wie wir sie 

mit Fragen der Migration in Verbindung bringen; das vorneweg. 

 

Dann würde ich gerne etwas von Ihnen dazu hören, wie Sie zu der Frage des Job-Turbos ste-

hen. Sie bekommen sicherlich die aktuellen politischen Debatten darum mit, also dass hier 

vor allen Dingen ukrainische Geflüchtete rausgenommen werden sollen, wodurch dann die 

Jobcenter im Grunde genommen als erste Ansprechpartner fehlen. Alle Untersuchungen deu-

ten darauf hin, dass der Job-Turbo gewirkt hat, also einen positiven Effekt auf die Beschäfti-

gung von Ukrainerinnen hatte. Wie würden Sie es bewerten, wenn der jetzt quasi einkassiert 

wird? Was hätte das für einen Effekt auf die Arbeitsmarktintegration vor allen Dingen von 

Ukrainerinnen? 

 

Jetzt habe ich konkrete Fragen an Frau Ketelsen: Welche strukturellen Mechanismen, zum 

Beispiel Anwerbung über Schulden, Subunternehmermarktketten, Scheinselbstständigkeit 

reproduzieren aus Ihrer Sicht am stärksten die Abhängigkeit migrantischer und rassistisch 

markierter Beschäftigter? Wie ließen sich diese Mechanismen wirksam regulieren? An wel-

chen Punkten bestehen die größten arbeitsmarktrechtlichen Durchsetzungsdefizite, insbeson-

dere bei Mindestlohn und Arbeitgebertransparenz, und welche Reformen wären aus Ihrer 

Sicht prioritär? 

 

An Frau Knie-Nürnberg: Wie beeinflussen Aufenthalts- und Sozialversicherungsstatus die 

strukturelle Konzentration von neu zugewanderten Personen in prekären Arbeitsmarktseg-

menten? Welche Auswirkungen hätte die Umsetzung des geplanten Rechtskreiswechsels im 

Zusammenhang mit dem Job-Turbo für neu ankommende Ukrainerinnen? 

 

Zweitens: Welche strukturellen Reformen in Sprachförderung, Qualifizierung und sozialer 

sowie arbeitsmarktbezogener Integration wären notwendig, um Übergänge aus prekären Seg-

menten in reguläre Beschäftigungen nachhaltig zu ermöglichen, insbesondere wenn erfolgrei-

che Instrumente wie der Job-Turbo aufgrund veränderter Zuständigkeiten künftig nur einge-

schränkt zugänglich wären? 

 

An Frau Riegger: Wie erklären Sie, dass Bildung und Vollzeiterwerb – ich hatte ja gerade die 

Daten gezeigt – rassistisch markierte Menschen empirisch nicht in gleicher Weise vor Armut 
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schützen? Welche strukturellen beziehungsweise institutionellen Diskriminierungsmechanis-

men wirken hier fort? Welche Lücken im AGG sowie in organisationsinternen Beschwerde- 

und Kontrollstrukturen behindern aktuell eine wirksame Bekämpfung struktureller und insti-

tutioneller Diskriminierung? 

 

Ein, zwei Abschlusspunkte noch: Erstens, wir wissen schon aus Studien des IAB, dass für 

knapp 50 Prozent aller Fachkräfte, die kommen und Deutschland wieder verlassen wollen, ein 

Hauptgrund Diskriminierung ist. Wie bekommen wir es hin, diese Leute hier in Deutschland 

zu halten und ihnen wirklich auch gute Arbeitsbedingungen zu liefern? Ich glaube, das ist 

eine zentrale Frage für dieses Land, wie wir in Zukunft damit umgehen wollen. 

 

Das andere ist, dass dieses Land eigentlich ein Fachkräfteeinwanderungsland sein will und, 

glaube ich, nicht versteht, dass das nicht nur über Visa: Ja/Nein? – und: Welche Sprachni-

veaus braucht man? – geht, sondern es braucht konkrete Onboardings. Wie will ich eigentlich 

so eine Fachkräfteeinwanderungsgesellschaft ordnen, strukturieren, unterstützen? Ich glaube, 

es ist noch nicht angekommen, dass das auch mit Kosten verbunden ist. Die Frage ist: Wer 

trägt eigentlich diese Kosten? Dazu würde ich auch gerne Ihre Einschätzung einholen. – Dan-

ke schön! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Frau Eralp, wer macht es bei Ihnen? – Ach so, ja! 

– Frau Eralp, Sie haben das Wort. 

 

Elif Eralp (LINKE): Genau! Zu dieser berechtigten Frage will ich noch mal sagen: Ich werde 

um 13.20 Uhr leider wegen eines unaufschiebbaren Termins kurz gehen müssen. Das ist jetzt 

aber kein mangelndes Interesse, sondern bei uns ist ein Mitglied leider kurzfristig erkrankt 

und kann hier nicht dabei sein, und die anderen beiden sachverständigen Mitglieder sind aus 

sehr nachvollziehbaren Gründen heute frühzeitig gegangen. Deswegen: Bitte entschuldigen 

Sie, dass nachher nur unsere Referentin vonseiten Der Linken da sein wird, aber natürlich 

werde ich das Protokoll ausführlich studieren und bin Ihnen allen sehr dankbar, dass Sie heute 

hier sind und Ihre Expertise zur Verfügung stellen. 

 

Zu dem Thema der sogenannten Flüchtlingswellen hat mein Kollege dankenswerterweise 

schon etwas gesagt. Das hätte ich sonst hier auch nicht unkommentiert stehen lassen wollen. 

Man kann beispielsweise von Fluchtbewegungen sprechen. 

 

Ich habe jetzt mehrere Fragen an Sie, und da können Sie sich jeweils aussuchen, wer am bes-

ten dazu antworten möchte; ich glaube, Sie haben dazu wahrscheinlich alle eine Expertise. 

Zum einen interessiert mich, ob Sie in Ihren Beratungen das Thema der Auswirkungen der 

Rücknahme der schnelleren Einbürgerungsmöglichkeit nach drei Jahren haben. Ich habe bei-

spielsweise in meiner Sprechstunde einen türkischen Arzt gehabt, der sich für eine Arztstelle 

bei der Bundeswehr beworben hatte, wo die deutsche Staatsbürgerschaft Voraussetzung ist, 

um diese Stelle anzunehmen, und der eingebürgert werden sollte. Er hatte schon eine Einla-

dung für die Einbürgerung, aber einen Tag danach trat das Gesetz in Kraft, das diese Drei-

Jahre-Option rückgängig gemacht hat. Kennen Sie solche Fälle auch? Oder welche Hürden 

sehen Sie im Hinblick auf Aufenthalts- und Einbürgerungsrecht auch im Sinne von Zugang 

zum Arbeitsmarkt von Menschen mit Migrations- oder Fluchtgeschichte und im Sinne der 

Arbeitsmarktintegration? Das ist eine Frage. 
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Wo sehen Sie oder sehen Sie überhaupt weitere Bedarfe für Änderungen bei den Rechts-

grundlagen, um gegen Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt stärker vorzugehen? Beispiels-

weise sehe ich das Neutralitätsgesetz auch noch in seiner jetzigen Form als Zugangsbarriere 

unter anderem für kopftuchtragende Frauen zu Teilen des öffentlichen Dienstes. Gibt es diese 

Fälle in Ihren Beratungen, oder in welchen anderen Fällen sehen Sie noch rechtlichen Ände-

rungsbedarf oder Bedarf an der Veränderung von Behördenpraktiken? 

 

Die nächste Frage betrifft die Diskriminierung im Stellenbesetzungsprozess. Wir hatten als 

Linke über unsere damalige Integrationssenatorin Breitenbach eine Quote in einen Referen-

tenentwurf zum Partizipationsgesetz mit aufgenommen, die sagte, dass bei gleicher Eignung 

Menschen mit Migrationsgeschichte vorgezogen werden sollen. Halten Sie beispielsweise so 

etwas auch für ein sinnvolles Instrument im Sinne eines Nachteilsausgleichs oder um auch 

präventiv gegen Diskriminierung vorzugehen? Wir haben außerdem noch vorgeschlagen, dass 

es ähnlich wie die Frauenvertreterin eine Vertretung für Beschäftigte mit Migrationsgeschich-

te in den Verwaltungen geben soll. Diese Frage bezieht sich explizit auf die Verwaltung, wie 

das PartMigG auch. Halten Sie das für eine sinnvolle Forderung, oder gibt es solche Debatten 

bei Ihnen in den Organisationen zu einer solchen speziellen Vertretungsperson? 
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Zuletzt zum Thema Ausbeutung im Pflegebereich: Es gibt neue Ergebnisse aus einer Studie 

über ausländische Arbeitskräfte und ausbeuterische Praktiken von Agenturen, die die Pflege-

kräfte anwerben. Da sind Knebelverträge dabei, bei denen es um Rückzahlungen an diese 

Agenturen geht. Es geht um die Wegnahme von Pässen oder auch Anstellungen der Pflege-

kräfte als Pflegeassistenz, solange der Anerkennungsprozess nicht durch ist. Sind solche Fälle 

an Sie herangetragen worden? Wozu raten Sie den Leuten? Wie kann man diese Situation 

verändern und im Sinne der Beschäftigten verbessern, sodass sie nicht Opfer von Ausbeutung 

und Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt werden? – Danke! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Wir haben jetzt mit Blick auf die Uhr, die Pause 

und den zweiten Block verabredet, dass wir Sie um eine Beantwortung in jeweils sieben Mi-

nuten bitten, verbunden mit der Bitte, dass Antworten auf Fragen, die offen bleiben, uns wenn 

möglich nachgeliefert werden könnten. Vielen Dank! – Ich würde vorschlagen, dass wir in 

umgekehrter Reihenfolge vorgehen. Frau Sombetzki beginnt. – Sie haben das Wort! 

 

Pia Sombetzki (AlgorithmWatch): Vielen Dank! – Ich fange von vorn an, mit den Fragen 

von Frau Jarasch, noch einmal zur Klärung, wovon ich gesprochen habe. Bei den Plattformen 

geht es wirklich darum: Häufig ist es einfach so, dass ich als Nutzerin oder Nutzer zum Bei-

spiel angebe, dass ich eine Frau oder ein Mann bin oder eine andere Geschlechtsbezeichnung 

nutze. Oder es ist teilweise von meinem Nutzungsverhalten ableitbar, was mich besonders 

interessieren könnte. So funktionieren diese Plattformen, und sie funktionieren sehr sicher. 

Deswegen vermuten manche Menschen sogar, dass sie abgehört werden, aber eigentlich be-

zieht sich das auf ihr Nutzungsverhalten – um diesen Mythos an dieser Stelle einmal auszu-

räumen, wenn ich schon die Gelegenheit habe. 

 

Wenn wir jetzt aber davon sprechen, wie das laufen könnte, wenn ich eine Bewerbung ab-

schicke, dann verhält es sich noch einmal anders, würde ich sagen. Dann kann es zum Bei-

spiel wirklich so sein: Ich erwerbe ein Softwareprodukt aus den USA, das mir dabei helfen 

soll, meine sehr vielen Bewerbungen, die ich auf eine Stelle bei einem großen Unternehmen 

erhalte, besser sortieren zu können. Dann kann es sein, dass diese Software auf 

US-amerikanischen Datensätzen trainiert wurde und nicht wirklich auf den lokalen Arbeits-

markt und die Beschäftigtenstruktur hier vor Ort angepasst ist. Dann kann es wirklich auch 

unintendiert zu Diskriminierungserscheinungen kommen. An dieser Stelle würde ich in sol-

chen Fällen erst einmal darüber sprechen, was mit Diskriminierung gemeint ist. Das ist diese 

ungerechtfertigte Benachteiligung, wie sie das AGG voraussetzt, wenn wir über diesen kon-

kreten Zugang zu Arbeitsplätzen sprechen. Gleichzeitig würde ich sagen, dass das eine zu 

enge Definition ist, wenn wir allgemein über KI und die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 

oder auch auf einzelne Beschäftigte sprechen. 

 

Ich hatte vorhin kurz das Thema Plattformarbeit angesprochen. Dabei müssen wir schon auch 

darüber sprechen, dass hier – wie in vielen anderen Sektoren, wenn man zum Beispiel auf 

Lieferketten schaut – ausbeuterische Praktiken vorherrschen. Die großen Techunternehmen 

scheffeln gerade sehr viel Geld mit all ihren Produkten. Es ist ja nicht unbekannt, dass das 

sehr marktdominierende Unternehmen sind. Sie profitieren massiv von ungleichen Lohnni-

veaus weltweit und auch sehr stark davon, dass das Arbeitsschutzniveau teilweise sehr anders 

aussieht oder anders strukturiert ist, dass es weniger Schutzmöglichkeiten gibt. Wenn zum 

Beispiel Leute in Berlin, häufig auch für ein Subunternehmen, arbeiten und Inhalte auf Platt-

formen moderieren, sich also wirklich strafrechtlich relevante Inhalte auf Plattformen an-
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schauen und bewerten müssen – dürfen sie auf dieser Plattform bleiben? –, dann haben diese 

vielleicht noch mehr Zugang zu beispielsweise psychosozialer Beratung; das wird teilweise 

gewährleistet. Wenn man aber an andere Orte schaut, wo Daten vielleicht vorstrukturiert wer-

den, auch für Anwendungen wie zum Beispiel ChatGPT, die in der Gesellschaft schon sehr 

breit im Einsatz sind, aber nicht auf rechtlich gutem Fuß stehen, dann muss man den Blick 

ausweiten, würde ich an der Stelle sagen, und kann das Thema nicht nur in dieser engen Defi-

nition von Diskriminierung besprechen. 

 

Zu den weiteren Fragen, auch zum Nachqualifizierungsbedarf: In den Unternehmen ist es laut 

KI-Verordnung tatsächlich vorausgesetzt, dass man seine Mitarbeitenden, gerade auch Perso-

naler, dahin gehend ausbildet und Kompetenzen entwickelt. Das ist aktuell auf EU-Ebene 

wieder in der Debatte. Es gilt offiziell erst ab August 2026, dass man das als Unternehmen 

alles vorliegen haben muss. Aber es ist vorausgesetzt: Wenn Leute, die solche wirklich maß-

geblichen Entscheidungen treffen, ob eine Person in die nähere Auswahl kommt oder nicht, 

eine Software einsetzen, dann darf das nicht komplett ohne menschliche Aufsicht passieren. 

Ein KI-System darf in solchen Fällen nur vorbereiten. Aber wie das in der Umsetzung dann 

genau aussieht: Wann sagt man, dass das jetzt wirklich eine sehr relevante Entscheidung ist, 

und wann ist es nur ein prozessualer Vorschritt, der hier getätigt wird? – Darüber werden wir 

uns, glaube ich, auch im rechtlichen Verfahren noch sehr genau unterhalten müssen. Da wer-

den sich sicherlich noch Lücken in der Durchsetzung auftun, auf die man einen genauen Blick 

haben muss. 

 

Nicht nur müssen solche Personalerinnen und Personaler gut ausgebildet darin sein, wie man 

als Anwenderin und Anwender die Software benutzt und welchen Knopf man an welcher 

Stelle drücken muss, sondern sie müssen auch die Kenntnis haben und darüber Bescheid wis-

sen können: Wie funktioniert das System in den Grundzügen? Welche Daten wurden genutzt, 

um das System zu entwickeln? Welche Fairnesstests wurden für dieses System schon ge-

macht? Wie hat es dabei abgeschnitten? Was sind Kennwerte, die ich wissen sollte? Ab wel-

chem Kennwert ist das System vielleicht imperfekt? – Hier muss ich die Variablen grundsätz-

lich kennen können und in der Anwendung berücksichtigen können. Das ist ein Feld, bei dem 

uns, glaube ich, allen bewusst sein sollte, dass das in der Breite bisher noch nicht der Fall ist 

und es noch viele Jahre dauern wird, bis das in der Breite vorliegen wird – wenn der Fokus 

überhaupt ausreichend darauf gelegt wird. 

 

Bei Beschäftigten- und Beratungsstellen strukturiert es sich ähnlich. Man muss wissen, mit 

welchen Waffen dort sozusagen gekämpft wird, und man muss wissen, welchen Systemen 

man an welchen Stellen ausgesetzt ist. Beratungsstellen können sich da selbst weiterentwi-

ckeln, denn den Beschäftigten das allein zu überlassen, kann man definitiv nicht empfehlen. 

Ich lese viel zu viele Artikel darüber, wie man seinen Lebenslauf perfekt anpassen kann, da-

mit die KI einen nicht durch das Raster fallen lässt. Das kann nicht die Lösung sein. – Ich 

würde an dieser Stelle einen Punkt machen. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Sombetzki, für Ihren Beitrag! – Jetzt ist Frau 

Riegger an der Reihe. 

 

Leoni Riegger (FAMAD): Vielen Dank für die sehr interessanten Nachfragen! Ich würde 

gleich an die Fragen von Frau Jarasch anschließen, weil Sie um eine Begriffsklärung gebeten 

hatten. Wir arbeiten, wie gesagt, auf Grundlage des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, 
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und deswegen ist für uns diese Diskriminierungsdefinition relevant. Eine Ungleichbehandlung 

liegt dann vor, wenn aufgrund von rassistischer Zuschreibung, Herkunft, Geschlecht, Religi-

on, Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Identität ein vergleichbarer Sachver-

halt ungleich behandelt wird, also beispielsweise eine Bewerberin bei gleicher Qualifikation 

nicht genommen wird, weil sie eine Frau ist oder weil sie Schwarz ist. Das ist unsere Grund-

lage, das ist die juristische Definition. 

 

Dann möchte ich auf die Frage eingehen, die die Konzerne und KMUs in Berlin betrifft. Es ist 

in der Tat so, dass wir beobachten können, dass Beratungsstrukturen häufig an ihre Grenzen 

stoßen oder besonders herausfordernd sind, denn wenn ein Unternehmen nur bis zu zehn Mit-

arbeitende hat, sind Diskriminierungssachverhalte natürlich schwer vertraulich zu behandeln, 

und häufig ist dann auch eine Person davon mit betroffen und befangen. Deswegen finden wir 

es auch besonders wichtig, dass es diese Beratungslandschaft gibt, die aber natürlich nicht die 

Beschwerdestrukturen ersetzen kann. Es gibt in § 13 AGG die konkrete Pflicht an den Arbeit-

geber, die Beschwerdestrukturen aufzubauen und eine Schutzfunktion zu erfüllen. Wir haben 

zum Beispiel im Kulturbereich an einem Modellprojekt mitgearbeitet, exkoBe. Das ist die 

externe kollektive Beschwerdestelle für den Kulturbereich. Das ist, finde ich, ein sehr span-

nendes Modellprojekt, das man auch auf den allgemeinen Arbeitsmarkt übertragen könnte, 

indem sich verschiedene kleinere Betriebe eine Beschwerdestelle teilen könnten, die dann mit 

den entsprechenden Ressourcen ausgestattet werden könnte. Das fände ich einen sehr span-

nenden Bereich. 

 

Dann haben Sie noch gefragt, ob Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmervertretungen und 

Betriebsräte nicht eigentlich dafür zuständig sein sollten, Ansprechpersonen zu sein. Auf je-

den Fall, da fehlt es aber häufig noch an der Sensibilisierung. Wir haben in unserer Bera-

tungsarbeit die Rückmeldung bekommen, dass gerade auch in Gewerkschaften Diskriminie-

rungserfahrungen manchmal reproduziert werden. Da braucht es, glaube ich, noch weitere 

Schulungen und Fortbildungen oder auch Angebote dafür, was mich zu den Nachqualifizie-

rungsbedarfen bringt: Es sind natürlich nicht nur Personalverantwortliche und Beschwerde-

stellenmitarbeitende die Zielgruppe solcher Nachqualifizierungsbedarfe, sondern aus meiner 

Sicht sollten wir das auch für Betriebsräte und allgemein für die Belegschaft zur Verfügung 

stellen können. 

 

Dann möchte ich noch auf Prof. Dr. Roth eingehen. Sie haben die Bemerkung gemacht, dass 

Diskriminierungserfahrungen häufig auch eine zentrale Entscheidung darüber sind, zu blei-

ben. Ich wollte noch einmal stark machen, dass wir die Erfahrung machen, dass die Unter-

nehmen vielfältiger werden und dass sie verstanden haben, dass Diversität auch ein Erfolgs-

faktor sein kann. Es ist aber ganz besonders wichtig, dass, wenn Diskriminierungserfahrungen 

gemacht werden – und sie werden gemacht werden, weil Diskriminierung einfach Teil unserer 

Gesellschaft ist –, ganz wirksame Schutzstrukturen greifen müssen. Je besser diese sind, desto 

eher werden Menschen sich nicht abwenden. 

 

Dann möchte ich noch auf den Aspekt der Beratungslandschaft eingehen. Ich möchte kurz auf 

die Nachfragen der CDU eingehen, weil ich aus ihnen herausgelesen habe, dass man Beratun-

gen auch über Onlineportale anbieten könnte. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass die Be-

ratungsstellen – wir selbst beraten Betroffene ja nicht – uns berichten, dass es häufig eine 

psychosoziale Beratung ist, die notwendigerweise in Präsenz stattfinden muss, mit einer Per-

son und nicht mit einer KI. Die Beratungslandschaft in Berlin ist schon sehr gut aufgestellt, 
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nichtsdestotrotz wird in anderen Bundesländern die juristische Anleitung von Beratungsstel-

len noch stärker vom Land gefördert, was die Qualität der Beratung insgesamt stärkt. Zum 

Beispiel ist ADA Bremen da sehr weit, und auch in Nordrhein-Westfalen gibt es ein Projekt. 

Das würde ich mir auch für Berlin wünschen. 

 

Noch kurz zu den formalen Bildungsabschlüssen und den Zahlen, die Dr. Sinanoğlu genannt 

hatte: Dass rassistisch markierte Menschen auch mit hohen Bildungsabschlüssen von Armut 

betroffen sind, ist eben genau ein Zeichen dafür, dass es nicht nur geringe Bildungsabschlüsse 

sind, die zu einem Armutsrisiko führen – und das zeigt genau die strukturelle Diskriminie-

rung, die logischerweise dahinterstehen muss. Das ist etwas, das wir auch bei uns in unseren 

Beratungen beobachten können. – Ich glaube, ich würde an dieser Stelle einen Punkt setzen, 

meine Zeit ist auch um. Vielen Dank! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Riegger, für Ihre Ausführungen! – Als Nächs-

tes hat Frau Knie-Nürnberg das Wort. 

 

Carina Knie-Nürnberg (Regionaldirektion Berlin-Brandenburg): Sehr gern! – Dann mache 

ich weiter und würde die Fragen, wenn es gestattet ist, einfach der Reihenfolge nach kurz 

durchgehen. Das erste Thema war die Nachfrage nach dem Beschäftigungsanteil von Frauen 

aus den acht Top-Asyl-Herkunftsländern. Die Unterschiede kann ich nur bestätigen. Während 

die Beschäftigungsquote der Männer mittlerweile knapp 60 Prozent erreicht, ist die Beschäf-

tigungsquote der Frauen mit gut über 30 Prozent am aktuellen Rand zu bewerten. Das hat aber 

sehr unterschiedliche Hintergründe. Zum einen, und davor darf man nicht die Augen ver-

schließen, reden wir hier von jungen Menschen, die gekommen sind, die sich nach mehreren 

Jahren hier niederlassen, hier eine Heimat finden und dann auch eine Familie gründen. Diese 

Familiengründung fällt dann zu einem größeren Anteil bei diesen jungen Frauen ins Gewicht, 

als wenn man auf die klassische Durchschnittsbevölkerung schaut. Wir treffen da also tat-

sächlich auf persönliche Gründe wie Familiengründungen, aber – und das geht ein Stück in 

die Frage Abschluss versus Kompetenzen über – gerade auch die Fluchtbewegungen aus die-

sen Ländern zeigen: Um überhaupt einen Abschluss anerkannt zu bekommen, muss ich erst 

einmal einen Abschluss mitbringen. Wir haben Bildungshistorien, die nicht im Sinne einer 

vergleichbaren Berufsausbildung oder Studienkultur geprägt sind, bis dahin, dass die Schul-

bildung ganz andere Grundkompetenzen vermittelt, als wir sie für den Zugang zu beruflicher 

Qualifizierung hier benötigen. 

 

Das bringt mich zu dem Thema Erfolgsfaktoren. Ich denke, wir haben ein sehr positives Bild 

beim Thema Kinderbetreuungsangebote in der Stadt. Das sieht man deutlich, wenn man den 

Vergleich zur Beschäftigung ukrainischer Frauen zieht, die sich sehr positiv entwickelt, auch 

aufgrund der Prägung aus dem Heimatland und der dort grundständig verorteten Schulbildung 

und Berufsausbildung – wenn auch in einem anderen System, aber sie ist da in einem klassi-

schen Weg verortet. Ein Erfolgsfaktor ist also die Kinderbetreuung, aber ein Erfolgsfaktor 

sind insbesondere auch die Sprache, der Mut und der Zugang, aus Erfahrungen im eigenen 

Kulturkreis den Weg zu bestreiten, sich dem Arbeitsmarkt wirklich zuzuwenden und für den 

Arbeitsmarkt bereit zu sein. Das führt mich zu dem dritten Erfolgsfaktor, Beratungen und 

auch Zugang in die Netzwerke, in die Communitys, die hier wirklich stark unterstützen kön-

nen. 
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Eines möchte ich dazu noch sagen: Wir können die acht typischen Asylherkunftsländer in den 

Bedingungen nicht als vergleichbar betrachten. Auch da muss man noch einmal sehr spezi-

fisch hinschauen. In Syrien gab es zum Beispiel lange Zeit ein anderes Schulbildungssystem 

als beispielsweise in Afghanistan. Es wäre mir einfach noch einmal wichtig zu sagen: Gegen 

Diskriminierung anzutreten heißt auch, die Vielfalt wirklich anzuschauen, hinzuschauen und 

individuelle Wege zu finden. 

 

Zu Abschluss und Kompetenz: Wir sind ein abschlussorientiertes Land, aber ich möchte auch 

den Blick dafür öffnen: Wir haben Berufe, bei denen landesrechtlich geregelt ist, dass ich – 

aus guten Gründen – eine Anerkennung des Berufsabschlusses brauche. Wir haben aber auch 

ganz viele Berufe, bei denen jedes Unternehmen entscheiden kann, ohne einen Abschluss die 

Arbeit zu ermöglichen – mit einem Anerkennen von Kompetenzen, durch das Sammeln von 

Erfahrungen, durch Praktika, dadurch, eine Chance in dem Unternehmen zu geben. Dafür 

können wir, glaube ich, alle werben: den Blick wieder zu öffnen. Nicht alle Beschäftigungen 

brauchen vorher eine Anerkennung. Das Unternehmen entscheidet bei nicht anerkennungs-

notwendigen Berufen über die Einstellung, über die Bedingungen der Einstellung und so wei-

ter. 

 

Zur Dolmetscher-Hotline: Wir haben in allen Jobcentern und Arbeitsagenturen bundesweit 

ein Angebot, bei dem wir über einen Dienstleister für Beratungsgespräche via Technik über 

servergesicherte On-Premise-Angebote die Dienstleistung der Übersetzung nutzen können. 

Wir haben uns aber auch auf den Weg gemacht, eine eigene BA-interne KI mit historisierten 

Chatverläufen und Quellenangaben zu nutzen, die auch die Funktionalität der direkten Über-

setzung in die Sprachen bietet, wie Sie sie aus dem klassischen Internet kennen, aber eben in 

einem abgesicherten Modus. 

 

Es gab eine weitere Frage zu ausländischen Studierenden. Wir bieten hier in dieser Stadt na-

türlich den Beratungszugang an und haben ein praktiziertes Verfahren, dass wir als Bunde-

sagentur für Arbeit in den Auftaktstudierendenwochen beraten: Wie ist der Zugang zum Ar-

beitsmarkt? Wie kann man uns erreichen? Wie ist der Onlineweg für Beratung? Wir stehen 

auch mit den Universitäten in Kontakt, um für Studienabsolventen dann Beratung und Zugang 

zum Arbeitsmarkt anzubieten. Das ist als Individualzugang sowieso immer möglich und als 

Gruppenzugang in Absprache mit den Universitäten. Es ist auch ganz unterschiedlich, wie die 

Bedarfe sind. Wir haben Universitäten mit ganz vielen ausländischen Absolventen oder mit 

weniger – das ist auch pro Studiengang sehr unterschiedlich –, aber diese Bemühungen sind 

bei uns im Dienstleistungsportfolio, auch in Zusammenarbeit mit den Kammern und den 

Partnern. Denn Fachkräfte für diese Stadt zu halten, ist ein ganz wichtiges Thema. 

 

Zu dem Thema Rechtskreiswechsel: Da schaue ich auf den bekannten Stand, das Gesetz ist 

noch nicht verabschiedet. Ich kann aber sehr deutlich sagen, dass die schnelle und nachhaltige 

Arbeitsmarktintegration der ukrainischen Geflüchteten auch aus unserer Sicht weiterhin die 

höchste Priorität hat. Die Bemühungen, eine Arbeit zu finden, sollen ja zukünftig über die 

asylbewerberleistungsgewährenden Stellen erfolgen, so sagt es der aktuelle Stand. Die Ar-

beitssuche wird aber auch hier durch die Arbeitsagenturen und durch die kommunalen Struk-

turen flankiert – in dem Moment, in dem auch die notwendige Sprachkompetenz, also min-

destens die Grundkenntnisse da sind. Da kann ich aber nur unterstützen, dass unsere gleiche 

Position ist: Schnell und nachhaltig dürfen sich hier nicht ausschließen. 
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Das führt mich gleich zu dem nächsten Punkt, der Beschäftigungsförderung. Sie haben ge-

fragt: Wie schafft man es, wenn man als Helfer beginnt? – Wir bieten für die Unternehmen 

vielfältige Förderungen an, die Aufwärtsmobilität gerade für Menschen ohne Berufsabschlüs-

se zu unterstützen, indem wir den Unternehmen zum einen die Übernahme der Qualifizie-

rungskosten anbieten, zum anderen aber auch – und das ist, glaube ich, das Wichtigere – für 

den Teil, bei dem der Mensch nicht im Unternehmen arbeitet, den Entgeltzuschuss zu erstat-

ten. Das ist ein ganz wichtiges Förderinstrument, um Menschen ohne Berufsabschluss wäh-

rend der Beschäftigung in Richtung Berufsabschluss zu führen, um dann auch andere Ver-

dienstmöglichkeiten zu generieren. 

 

Ein letzter Punkt, den ich aufgrund des Themas KI noch in den Raum holen möchte: In unse-

rer Arbeit als neutrale Dienstleisterin am öffentlichen Markt gehen wir immer so vor, dass wir 

mit den Menschen zusammen in ihren Kompetenzen die Berufsbilder erarbeiten, unabhängig 

von KI-Unterstützung, und diese Berufsbilder dann den Mittelpunkt der Suche bilden, dass 

also auch Stellenempfehlungen und Stelleninformationen aus dieser gemeinsam erarbeiteten 

Suche heraus erstellt werden – nicht mittels KI, sondern mittels hinterlegter Suchraster. Auf 

der anderen Seite werden wir nicht müde, bei Unternehmen zu werben, die Stelle auch über 

die Bundesagentur für Arbeit zu melden. Denn darüber erfolgt die Vermittlung über allge-

meine Gleichheitsgrundsätze. Wir schauen auf die Kompetenzen, auf die entsprechenden 

Sachlagen und unterbreiten den Unternehmen dann die Vorschläge, die zu der gesuchten Stel-

le passen. – Herzlichen Dank! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Knie-Nürnberg, für Ihre Ausführungen! – 

Dann folgt zum Abschluss Frau Ketelsen. 

 

Svenja Ketelsen (Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg): Danke! – Auch wenn sie, glaube 

ich, nicht direkt an mich gerichtet war, möchte ich kurz auf die Frage der CDU zu dem Thema 

eingehen, wie die Beraterinnen- und Beraterstruktur in verschiedenen Bundesländern vergli-

chen mit Berlin ist. Ich gehe jetzt auf die Beratung zum Thema Arbeitsrechte ein. Wir haben 

in vielen Bundesländern ähnliche Strukturen wie in Berlin, meistens nicht so große Projekte 

wie unseres, aber schon arbeitsrechtliche, migrationsspezifische Beratungen, insbesondere 

auch über die Faire Integration und die Faire Mobilität, die bundesweit arbeiten, aber auch 

landesfinanzierte Beratungsstellen. Einen großen Unterschied sehe ich darin – das habe ich 

vorhin schon kurz benannt –, dass Bremen hier als Vorbild die Arbeitnehmerkammer hat; ich 

glaube, das Saarland hat auch eine. Das wäre eine Geschichte, die man sich in Berlin ansehen 

könnte. Darin sind Arbeitnehmende quasi Mitglied und haben einen Anspruch auf Rechtsbe-

ratung. Das ist auf jeden Fall ein gutes Instrument. In Hamburg wird beispielsweise diskutiert 

– das ist wahrscheinlich noch nicht spruchreif –, ob eine Arbeitsinspektion eingeführt wird. 

Da könnte sich Berlin auch überlegen, ob man darüber auf Landesebene spricht. 

 

Dann will ich auf die Pflegethematik eingehen. Wir haben Fälle bei uns in der Beratung, ins-

besondere aus Mexiko, aber beispielsweise auch aus Serbien, bei denen wir sehen, dass das 

größere Problem meistens nicht die Anwerbung an sich ist, auch nicht die Vermittlungsagen-

turen, sondern dass es die Vertragsgestaltung hier vor Ort mit den Arbeitgebern ist. Wir sehen 

viele rechtswidrige Klauseln in den Arbeitsverträgen, die zu Rückzahlungen auffordern, wenn 

man vor einer gewissen Frist den Arbeitgeber wechseln möchte. Zeitgleich sehen wir aber 

auch häufig Menschen, die zu uns kommen und sagen: Wir werden dort schlecht behandelt, 

wir möchten eigentlich den Job wechseln. – Mit einer größeren Gruppe aus Serbien hatten wir 
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zusätzlich die Problematik, dass die Unterkunft vom Arbeitgeber gestellt wurde. Das heißt, es 

bestanden große Abhängigkeitsfaktoren dem Arbeitgeber gegenüber. Das hat in erster Linie 

erst einmal nichts mit den Vermittlungsagenturen zu tun gehabt, sondern hier auch mit großen 

Kliniken und großen Anbietern von Pflegeheimketten, auch sehr bekannten. 

 

Neuerdings sehen wir auch häufiger Fälle, in denen Menschen unter Druck gesetzt werden, 

bei Verlassen des Arbeitsplatzes Schuldeingeständnisse zu unterschreiben, sodass dann tat-

sächlich die Rückzahlung verpflichtend ist. Wir können eigentlich immer dann etwas tun, 

wenn die Menschen frühzeitig, am besten vor der Kündigung, zu uns in die Beratung kom-

men. Dann können wir die Klauseln anmahnen, widersprechen et cetera. Wenn Unterschriften 

schon geleistet wurden, wird es immer schwieriger. Das heißt, ein frühes Bekanntmachen 

unseres Beratungsangebots ist immer gut, in jeder Hinsicht. 

 

Damit möchte ich zu dem Thema der verschwundenen Vietnamesinnen kommen, das groß in 

der Presse war. Das will ich einmal kurz einordnen. Ich habe mich viel mit Organisationen 

ausgetauscht, die mit Vietnamesinnen und Vietnamesen arbeiten. Diese haben immer gesagt: 

Das ist jetzt groß in der Presse, aber eigentlich haben wir viel mehr andere Probleme mit der 

Arbeitsmarktintegration und der Beratung von Vietnamesinnen und Vietnamesen in Berlin. – 

Deswegen möchte ich darauf hinweisen, dass man sich nicht nur auf diese eine Problematik 

fokussiert. Ich möchte generell etwas dazu sagen, was helfen kann, damit die Menschen hier 

besser ankommen und nicht verschwinden und in Subsystemen landen. Es geht nicht nur da-

rum, den Anwerbeprozess zu gestalten, sondern auch das Ankommen hier vor Ort muss mit-

gestaltet werden. Die Menschen müssen an ihrer Arbeitsstelle oder in ihrer Ausbildungsstätte 

mehr an die Hand genommen werden. Es muss Sprachkursmöglichkeiten geben. In Vietnam 

haben wir bei der Anwerbung ganz oft das Problem, dass die Sprachkenntnisse geringer sind, 

als es eigentlich notwendig wäre. Das heißt, wir müssen hier vielleicht noch einmal schauen: 

Wie bekommen wir die Personen besser in Sprache? Wie bekommen wir sie besser in Arbeit? 

Wie bekommen wir aber auch die Integration in die Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmer-

schaft besser hin, um ihnen auch weitere Strukturen an die Hand zu geben und ihnen Mög-

lichkeiten zu geben, Beratungsstellen wie uns oder andere kennenzulernen? Zurzeit ist das 

ziemlich schwierig. Wir haben bei uns in der Beratung auch relativ wenige Vietnamesinnen 

und Vietnamesen. 

 

Als Nächstes möchte ich den Schwenk zum Anwerbeprozess machen. Die Regulierung von 

Vermittlungsagenturen ist eigentlich eine notwendige Pflicht, die wir haben, denn wir sehen, 

wie Vermittlungsagenturen agieren. Es gibt gute Beispiele, Positivbeispiele, die man viel-

leicht zertifizieren lassen sollte oder Ähnliches. Am besten sollten in meinen Augen über-

haupt nur zertifizierte Vermittlungsagenturen in Deutschland tätig sein. Man kann die Zertifi-

zierung auch daran knüpfen, dass die Menschen in ihrem Herkunftsland schon vernünftige 

Beratungsstrukturen haben, dass sie vielleicht Schulungen zum Arbeiten in Deutschland ha-

ben: Wie wichtig ist der Spracherwerb vor der Einreise? Welche Rechte habe ich auf dem 

Arbeitsmarkt? Wie sieht der deutsche Arbeitsmarkt eigentlich aus? – Das sind Dinge, die die 

meisten Menschen gar nicht wissen, wenn sie hierher kommen. Ich denke, über Vermittlungs-

agenturen könnte man solche Dinge regulieren, würden wir eine Zertifizierungsmöglichkeit 

einbringen. Es gibt schon Beispiele, in der Pflege beispielsweise das Zertifikat Faire Anwer-

bung. Uns ist aber nicht ersichtlich, inwiefern die Arbeitgeber einen Anreiz haben, mit diesen 

Agenturen zusammenzuarbeiten. Vielleicht könnte man auch sagen, dass Arbeitnehmende 
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hier eine Verpflichtung bekommen müssen, und könnte Sanktionsmöglichkeiten einführen, 

wenn Arbeitnehmende und Agenturen sich fehlverhalten.  

 

Generell ist es wichtig, die Menschen vor der Einreise nach Deutschland schon gut zu errei-

chen. Wir haben mit dem BEMA gute Beispiele gehabt. Wir haben beispielsweise Kooperati-

on mit der Arbeitsinspektion in Moldau oder in Bulgarien gehabt. In Moldau haben wir ein 

Projekt aufgelegt, in dem wir es geschafft haben, alle Saisonarbeitskräfte, bevor sie eingereist 

sind, einmal über ihre Arbeitsrechte aufzuklären, und zwar über digitale Schulungen. Das sind 

Dinge, die niedrigschwellig und relativ kostengünstig machbar sind. In Bulgarien haben wir 

ähnliche Kooperationen. Ich denke, wenn es ein kleines Projekt – das hat meine Kollegin mir 

als Zitat mitgegeben – wie das BEMA hinbekommt, solche internationalen Verbindungen 

aufzubauen und zu sagen, dass wir einen großen Anteil der Arbeitnehmerinnen- und Arbeit-

nehmerschaft schon vorher erreichen, sollte das eigentlich in staatlichen Strukturen auch mög-

lich sein. Da sehen wir eigentlich auch die Verantwortung dafür, dass wir, wenn wir anwer-

ben und die Menschen aus verschiedenen Ländern nach Deutschland holen, tatsächlich auch 

präventiv auf die Rechte der Menschen achten und vielleicht gute Kooperationen in den Her-

kunftsländern aufbauen und frühzeitige Beratungsstrukturen mit einbinden. 

 

Jetzt kann ich die anderen Fragen zeitlich leider nicht mehr beantworten. – Danke! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Wenn Sie noch ein paar Fragen beantworten wollen, dann machen 

Sie das ruhig, wenn Sie wollen. Ansonsten reichen Sie sie schriftlich nach. 
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Svenja Ketelsen (Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg): Okay, dann würde ich noch zwei, 

drei kleine Sachen beantworten. Das waren die großen Themen, die Bedeutung von 

EU-Bürgerinnen und -Bürgern oder Drittstaatlerinnen und Drittstaatlern. Der große Unter-

schied ist natürlich der Aufenthaltstitel, also dass Menschen mit einem unsicheren Aufenthalt 

oder bei denen der Aufenthalt an die Arbeitgeberstätte geknüpft ist, natürlich in einer höheren 

Abhängigkeit sind als EU-Bürgerinnen und -Bürger, die hier freizügig Arbeit aufnehmen 

können. Nichtsdestotrotz will ich darauf hinweisen, dass die größte Gruppe bei uns in prekä-

rer Beschäftigung trotzdem die EU-Bürgerinnen und -Bürger sind. Das heißt, das ist deswe-

gen nicht unbedingt ein Faktor, der zu prekärerer Arbeit führt. 

 

Zu dem Thema Betriebsräte und Gewerkschaften wollte ich auf jeden Fall noch etwas sagen: 

In den meisten Betrieben, in denen unsere Ratsuchenden tätig sind, gibt es keine Betriebsräte, 

Gewerkschaften kommen dort selten an. Aber um noch mal ein Beispiel zu nennen, das Ihnen 

allen bekannt sein wird: Lieferando als einer der wenigen, wenn nicht sogar der einzige Lie-

ferdienstanbieter, der direkt angestellt hat, hat einen Betriebsrat und fängt jetzt auch an, in 

Subunternehmen auszugliedern. Natürlich haben sie von der Arbeitgeberseite Ideen, wie sie 

solche kollektiven Bestrebungen umgehen können. Das ist vielleicht noch einmal ein Beispiel 

dafür. – Danke! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – An dieser Stelle noch einmal vielen Dank für Ihre 

Präsenz hier in der Sitzung! Vielen Dank für Ihre Wortbeiträge und auch für die ganz konkre-

ten Vorschläge, über die wir dann weiter diskutieren, wie man die Situation für Menschen in 

der Stadt konkret verbessert. Tausend Dank, dass Sie heute hier waren!  

 

Ich schlage vor, dass wir jetzt in die Pause gehen und zu diesem Themenkomplex schriftliche 

Fragen an den Senat gerichtet werden können. Können wir das so verabreden? – Vielen 

Dank! Dann sehen wir uns um 14 Uhr wieder und haben dann konzentriert eineinhalb Stun-

den gemeinsam vor uns. – Damit ist Tagesordnungspunkt 2 abgeschlossen. 

[Unterbrechung der Sitzung von 13.32 Uhr bis 14.04 Uhr] 
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Vorsitzender Raed Saleh: Wir kommen zu  

 

Punkt 3 der Tagesordnung 

  Gesundheit: Darstellung und Analyse von 

Maßnahmen, Strukturen und Herausforderungen 

 

Hierzu: Anhörung 

 

 

Zu diesem Tagesordnungspunkt sind aus der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit 

und Pflege Frau Staatssekretärin Haußdörfer, Frau Ursula Gaedigk und Frau Sahra Michelle 

Reinecke anwesend und stehen der Kommission für Fragen zur Verfügung. Vielen Dank, dass 

Sie heute hier sind! – Ich gehe davon aus, dass die Anfertigung eines Wortprotokolls für Ta-

gessordnungspunkt 3 gewünscht ist. – Ich begrüße alle Anzuhörenden zu Tagessordnungs-

punkt 3 ganz herzlich. Ich bitte erst einmal um Entschuldigung, dass Sie lange warten muss-

ten. Wir hatten heute zu Beginn einen Punkt, den wir vorschalten mussten, und dieser hat län-

ger gedauert. Von daher bitten wir um Nachsicht. 

 

Wir begrüßen: Frau Prof. Dr. Theda Borde, Professorin/Projektleiterin an der Charité – Uni-

versitätsmedizin Berlin. Schön, dass Sie da sind, vielen Dank! Frau Carla Eysel, Vorstand 

Personal und Pflege der Charité – Universitätsmedizin Berlin. Schön, dass Sie da sind, vielen 

Dank! Frau Dr. Sidra Khan-Gökkaya, Vorstandsbeauftragte für Migration, Integration und 

Anti-Rassismus, Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – UKE –. Schön, dass Sie da sind, 

vielen Dank! Frau Prof. Dr. Ulrike Kluge, unter anderem Leiterin des Forschungsbereichs 

Interkulturelle Migrations- und Versorgungsforschung der Charité – Universitätsmedizin Ber-

lin. Schön, dass Sie da sind, vielen Dank! Sie sind darauf hingewiesen worden, dass die Sit-

zung live auf der Webseite des Abgeordnetenhauses gestreamt wird und dass eine Aufzeich-

nung auf der Webseite aufzurufen sein wird. Ich darf feststellen, dass Sie mit diesem Vorge-

hen einverstanden sind. – Vielen Dank!  

 

Auch zu diesem Punkt würden wir, wie unter TOP 2, zweiteilig verfahren und zunächst die 

Stellungnahme der Anzuhörenden hören und anschließend in die Aussprache gehen. Im zwei-

ten Teil wäre dann der Senat mit einer Stellungnahme an der Reihe. Es kann sein, dass wir 

das wegen des Zeitumfangs noch einmal ändern oder dass wir es vielleicht sogar verbinden 

und dann die Fragen der Fraktionsmitglieder gestellt werden können. Wir starten mit den Stel-

lungnahmen. Es gab einen Wunsch zur Reihenfolge, der Wunsch wurde berücksichtigt. Wie 

in der Einladung verabredet, haben Sie für Ihr Eingangsstatement circa sieben Minuten Zeit. 

Wir beginnen mit Frau Eysel. – Sie haben das Wort!  

 

Carla Eysel (Vorstand Personal und Pflege Charité): Vielen Dank! – Herr Vorsitzender! Lie-

be Mitglieder der Enquete-Kommission! Vielen Dank für die Einladung! Schön, dass ich heu-

te zu diesem wichtigen Thema da sein darf. Sie hatten mir ein paar Fragen gestellt, und ich 

würde mich in meinen sieben Minuten entlang dieser Fragen hangeln. Die erste Frage war, 

wie sich die Leistungsfähigkeit des Gesundheitssystems auf Vertrauen, Verlässlichkeit und 

gesellschaftlichen Zusammenhalt auswirkt. Ich würde sagen, dass aus meiner Sicht das Ge-

sundheitssystem ein ganz wesentlicher Pfeiler für Vertrauen, Verlässlichkeit und Zusammen-

halt einer Gesellschaft darstellt. Fast jeder Mensch hat, vielleicht auch nur einmal im Quartal, 
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aber doch regelmäßig Kontakt zum Gesundheitswesen und nimmt die Leistungen in An-

spruch. Gleichzeitig ist es so, dass durch die Finanzierung über die Beiträge der Menschen im 

Land, die arbeiten, auch ein Anteil an Erwartungen entsteht, dass für die Beiträge eine gewis-

se Leistung reflektiert wird. Je schlechter die Funktionalität des Gesundheitswesens ist, desto 

schwieriger ist aus meiner Sicht der Umgang der Mitarbeitenden mit dieser Situation.  

 

Um ein paar Beispiele zu nennen: Es ist heute nicht mehr so unüblich, dass Menschen, die 

eine schwere Diagnose bekommen, sehr lange darauf warten müssen, eine Behandlung zu 

bekommen. Oder, ein ganz praktisches Beispiel, wenn Sie ein krankes Kind haben und dann 

im Wartebereich stunden- oder tagelang warten, ist das sicherlich ein Gap zwischen der Er-

wartung der Menschen im Land und der Erfüllung, die durch das Gesundheitswesen erbracht 

werden kann. Ich glaube, dass der gute Zugang zum Gesundheitswesen auch dazu führt, dass 

Menschen in der Lage sind, arbeiten zu können, ihre Kinder zu versorgen, Angehörige zu 

versorgen und am Leben teilzuhaben. Das heißt, ein nicht gut zugänglicher Weg in das Ge-

sundheitswesen stört alle diese Elemente. Deswegen ist ein funktionierendes Gesundheitswe-

sen aus meiner Sicht demokratietragend und hat einen wesentlichen Anteil.  

 

Ich würde gern auch noch auf die Berufe eingehen. Die Gesundheitsberufe sind aus meiner 

Sicht ein Integrationsmotor für unsere Stadt und unser Land. Berlin ist eine Stadt, in der un-

fassbar viele Menschen im Gesundheitswesen arbeiten. Allein an der Charité arbeiten etwa 

25 000 Menschen in verschiedensten Berufen und aus verschiedensten Herkünften, die mit 

der Patientenversorgung, Wissenschaft, Forschung und Lehre befasst sind. Wenn Sie sich 

bewusst machen, dass über die nächsten Jahre Hunderttausende von Menschen im Gesund-

heitswesen fehlen, dann brauchen wir zum einen eine gute Ausbildung, zum anderen eine 

Attraktivität der Berufe und zum Dritten natürlich auch Integration aus anderen Ländern, um 

das Gesundheitswesen aufrechtzuerhalten und um jeden von Ihnen und uns versorgen zu kön-

nen. Das ist etwas, das mich immer umtreibt. Jeder von uns wird irgendwann in die Situation 

kommen, das Gesundheitswesen in Anspruch nehmen zu müssen. Das wird dann keine Frage 

von Wollen sein, sondern eine von Müssen, und wenn es dann nicht leistungsfähig ist, hat es 

einen großen Impact auf das Vertrauen in unserem Land.  

 

Wir haben an der Charité in der Personalgewinnung – das war die nächste Frage von Ihnen – 

im Inland und im Ausland sehr gute Erfahrungen gemacht. Ich würde es gern einmal differen-

zieren: Wir akquirieren insbesondere in den Pflegeberufen ungefähr ein Drittel aus eigener 

Ausbildung. Um das in Zahlen zu benennen: Wir sind insgesamt im Jahr 2026 etwa bei 

1 200 Ausbildungsplätzen an der Charité, von denen um die 90 Prozent auf die Pflegeberufe, 

Gesundheitsfachberufe im weitesten Sinne, entfallen. Das zweite Drittel der Mitarbeitenden 

akquirieren wir national und international auf alle möglichen Positionen, die selbst zu uns 

kommen. Das dritte Drittel akquirieren wir ganz aktiv über die Anwerbung in Drittstaaten. 

Wir haben barrierearme Systeme wie ein Bewerbermanagementsystem und eine gute Karrie-

reseite implementiert, und wir haben ein Team, das sich ganz intensiv um die internationale 

Anwerbung kümmert. Wir haben keine Agentur dazwischengeschaltet, sondern machen das 

direkt und mit Menschen, die sich, wenn die Leute angekommen sind, vor Ort darum küm-

mern, dass die Integration gut gelingt – angefangen von der Zurverfügungstellung von Wohn-

raum bis hin zu Events und Partys, die wir mit den Kolleginnen und Kollegen machen, damit 

sie gut bei uns ankommen können und sich als Teil des Systems verstehen. 
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Es ist aber auch wichtig, sich um die national ankommenden Menschen genauso intensiv zu 

kümmern. Auch Auszubildende haben Probleme, Wohnungen zu finden, und auch für Men-

schen, die aus Deutschland zu uns kommen, zum Beispiel, weil wir ein besonderes Portfolio 

an akademisch qualifizierten Stellen anbieten, ist es unglaublich schwierig, in Berlin anzu-

kommen und Wohnraum zu finden. Insofern gibt es über die internationalen Kolleginnen und 

Kollegen hinausgehend das Bedürfnis nach Integration in Berlin.  

 

Was aus meiner Sicht einen Wertbeitrag bei der Integration leistet, ist die Anerkennung inter-

nationaler Abschlüsse. Das ist im Moment ein relativ mühsamer Prozess, der im Idealfall, so 

ist es angelegt, vier Monate dauert. Wir brauchen normalerweise etwa 11 bis 15 Monate, um 

das Anerkennungsverfahren komplett zu absolvieren. In dieser Zeit können die Kolleginnen 

und Kollegen, die zu uns kommen, nur eingeschränkt arbeiten und werden zum Beispiel auf 

gesetzlich vorgegebene Besetzungsquoten nicht angerechnet, obwohl sie dort, wo sie her-

kommen, manchmal deutlich qualifizierter ausgebildet sind, als es in Deutschland der Fall ist. 

Das führt natürlich zu einem Gefälle im Arbeitsleben. Hier ist es, denke ich, zielführend, per-

spektivisch Beispielkataloge zu machen, die es den Sachbearbeitenden in den Organisationen 

erleichtern, die Prozesse durchzuführen.  

 

Sie hatten noch gefragt, welche Spannungen und Belastungen im Bereich der Notaufnahmen 

entstehen, auch in der Gesellschaft. Wir bemerken einen deutlichen Anstieg an Gewaltvorfäl-

len in den Notaufnahmen, sowohl unter den Wartenden als auch gegenüber unseren Mitarbei-

tenden. Das entsteht im Wesentlichen daraus, dass die Notaufnahmen überfüllt sind und dass 

so eine Art Servicementalität da ist. Die Menschen denken, dass Notaufnahmen 24/7 medizi-

nische Versorgungseinrichtungen sind. Sie sind nicht gut aufgeklärt, kommen dahin, bekom-

men dann den Hinweis, dass sie gern am Montag zu ihrem Hausarzt oder ihrer Hausärztin 

gehen können, und sind dann maximal frustriert. Da schaukeln sich Konflikte hoch. Notauf-

nahmen sind auch von den baulichen Einrichtungen her nicht immer optimal, sodass viele 

Menschen auf engem Raum zusammen sind, die unter Drucksituationen stehen, und dadurch 

schaukelt sich das hoch. Ich sehe das schon als ein deutliches Spannungsfeld und auch eines, 

das zunimmt. Wir erleben das auch über unser Meldesystem. Solche Vorfälle werden bei uns 

gemeldet und auch nach Tarifvertrag dokumentiert. Wir sehen da einen deutlichen Anstieg. 

 

Jetzt habe ich meine Zeit erfüllt und die letzte Frage noch nicht ganz beantwortet, aber das 

ergibt sich dann vielleicht im Folgenden. – Vielen Dank!  

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank für Ihre Ausführungen! – Dann wären wir jetzt bei 

Ihnen, Frau Prof. Dr. Borde! – Sie haben das Wort!  

 

Dr. Theda Borde (Professorin/Projektleiterin Charité): Ich bedanke mich auch herzlich für 

die Einladung zu dieser Sitzung zum Thema Gesundheit! Ich freue mich, dass ich die Gele-

genheit habe, auch zu zeigen, was schon in dieser Stadt passiert. Wir haben das Projekt 

Empowerment für Diversität, das ich hier vorstellen soll. Es geht ja um Diskriminierung in 

der Gesundheitsversorgung. In den letzten fünf, sechs Jahren sind diverse Studien erschienen, 

die zeigen, dass tatsächlich Diskriminierung auf verschiedensten Ebenen passiert – auf institu-

tioneller Ebene, aber auch damit eng zusammenhängend auf interpersonaler Ebene. Das, was 

wir gesellschaftlich erleben, spiegelt sich natürlich auch in Institutionen der Gesundheitsver-

sorgung wider. Es gibt wie gesagt Studien, auch vom DeZIM, die belegen, dass gesellschaft-

liche, institutionelle und interpersonelle Diskriminierung und Rassismus sich negativ auf die 
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Versorgungsqualität auswirken, zu Fehlbehandlungen, Ausschlüssen und Vertrauensverlust 

führen und dass diese gleichzeitig die Gesundheit negativ beeinflussen.  

 

Wir gehen in dem Programm, das wir auf den Weg gebracht haben, durch die Stiftung Merca-

tor gefördert bekommen und an der Charité angesiedelt haben, von dem Konzept der Gesund-

heitsgerechtigkeit aus. Es ist inzwischen hinlänglich bekannt, dass soziale und gesundheitli-

che Benachteiligung in einem engen Zusammenhang stehen und dass verschiedene Faktoren 

anderer sozialer Determinanten oder auch persönlicher Determinanten wie Alter, Geschlecht, 

Migrationsgeschichte und so weiter in ihren Wechselwirkungen hier noch eine weitere Wir-

kung haben. Jetzt stellt sich natürlich die Frage: Kann das Gesundheitsversorgungssystem 

gesellschaftliche Ungleichheiten ausgleichen und überhaupt alle Menschen gleich gut versor-

gen? – Da kann ich sagen: Je nachdem, wie die politischen Vorgaben sind, wie die Strukturen 

der Gesundheitsversorgungseinrichtungen aussehen, wie die Qualifizierung des Gesundheits-

personals aussieht und wie diese auf unterschiedliche Bedürfnisse und Versorgungsbedarfe 

einer diversen Bevölkerung eingestellt sind, so können die Gesundheitschancen der Men-

schen, insbesondere gesellschaftlich benachteiligter Menschen, entweder in der Versorgung 

verbessert oder im Versorgungssystem selbst weiter beeinträchtigt werden.  

 

Unser Programm Empowerment für Diversität ist kein Forschungsprojekt. Die Charité ist ja 

auch ein Behandlungsort, auch ein Ort der Aktion. Wir haben also eine handlungsbezogene 

Ausrichtung mit dem Fokus auf der institutionellen und interpersonellen Ebene, um Exklusi-

onsmechanismen, Rassismen und auch intersektionale Diskriminierungsformen zu bearbeiten. 

Unsere Maßnahmen konzentrieren sich auf Strukturen von Institutionen der Gesundheitsver-

sorgung, auf Qualifizierung und Sensibilisierung des Gesundheitspersonals in Aus- und Fort-

bildung und Öffentlichkeitsarbeit, um auch die Zivilgesellschaft, Medien und Politik zu errei-

chen, denn diese brauchen wir auch für die Veränderungen, die notwendig sind. Ein ganz 

wichtiger Aspekt ist die Vernetzung und Kooperation, sowohl regional als auch bundesweit 

und international.  

 

Wir haben fünf zentrale Säulen, die ich eben schon genannt habe. Ich möchte mit der ersten 

anfangen, das ist die diversitätsorientierte Organisationsentwicklung in Kliniken. Hier arbei-

ten wir mit sieben Kliniken für Gynäkologie und Geburtshilfe bundesweit zusammen. Wir 

haben einen partizipativen Ansatz, das heißt, in den Kliniken gibt es Steuerungskreise, die 

Ist-Analysen gemacht und Ziele formuliert haben, um Diskriminierungsrisiken abzubauen, 

und die auch konkrete Maßnahmen entwickelt haben. Wir arbeiten natürlich mit der Frauen-

klinik der Charité zusammen, aber auch mit dem Universitätsklinikum Leipzig, dem UKE 

Hamburg und mit Dresden – außerdem mit zwei kleineren katholischen Einrichtungen, GFO 

Bonn und GFO Rhein-Berg, und dem Klinikum Lippe, das mit der Universität Bielefeld zu-

sammenarbeitet. Als Problembereiche identifiziert wurden Kommunikation und Sprache, 

Lob- und Beschwerdemanagement, das nicht diversitätssensibel und transparent gestaltet ist, 

und der Bedarf an Fort- und Weiterbildung, um Diskriminierungsrisiken überhaupt wahrzu-

nehmen. Es wurde auch ein Forschungsprojekt in einer Klinik initiiert, das jetzt in allen 

durchgeführt werden soll, in dem es um Diskriminierungserfahrungen der Mitarbeitenden 

geht.  

 

Die zweite Säule ist die Qualifizierung des aktuellen und zukünftigen Gesundheitspersonals. 

Hier geht es uns darum, eine diskriminierungs- und rassismuskritische Professionalität zu 

entwickeln, in dem Sinne von: Jeder Mensch, der im Gesundheitswesen tätig ist, muss sich 
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mit Hygiene auseinandergesetzt haben, aber an diesem Thema Diskriminierungs- und Ras-

sismuskritik kommt man heutzutage – auch in diesen sehr wichtigen Themenbereichen – im-

mer noch gut vorbei. Wir arbeiten hier, so wie wir auch unsere Partner in den Kliniken gefun-

den haben, über eine Ausschreibung. Wir hatten sehr viele Bewerbungen von Leuten mit sehr 

guten Konzepten. Wir mussten das dann auf zehn Partnerinstitutionen reduzieren und haben 

versucht, darin Medizinstudierende, Pflegestudiengänge, aber auch Pflege an Berufshoch-

schulen, Hebammen und auch Fort- und Weiterbildungsinstitutionen einzubeziehen. Unsere 

Partner haben Module, Präsenz- und Digitalformate, Lern-Apps, Podcasts und Lernvideos 

entwickelt, und nächsten Montag werden wir die Plattform freischalten. Diese qualitativ sehr 

hochwertigen und auf einem sehr guten aktuellen Stand erstellten Module liegen jetzt vor und 

werden für jeden, der sie nutzen will, frei zugänglich sein. Am Montag wird die Plattform im 

Rahmen einer Pressekonferenz eröffnet.  

 

Unsere Partner will ich auch noch nennen, wir haben zehn Empowerment-Partner. In der Cha-

rité sind es drei Abteilungen, nämlich Allgemeinmedizin, Frauen- und Gleichstellungsbüro 

und das Prodekanat für Lehre und Studium; dann die Alice-Salomon-Hochschule, die Berlin 

School of Public Health und der Berliner Bildungscampus. Brandenburg ist vertreten durch 

die Medizinische Hochschule Brandenburg und Sachsen-Anhalt durch die Martin-Luther-

Universität Halle-Wittenberg. An der Universität zu Köln haben wir einmal die Lindenburg 

Akademie, aber auch die Universität selbst, dann das Gesundheitsamt Frankfurt am Main und 

die Hamburger Ärztekammer.  

 

Was uns sehr wichtig ist, und das ist der dritte Punkt, ist die Allianz. Meine Erfahrung ist: Ich 

bin seit vielen Jahren mit der Thematik Diskriminierung oder auch Chancengleichheit in der 

Gesundheitsversorgung befasst, vor allen Dingen in Forschung und Lehre, und ich habe fest-

gestellt, dass wir hier tatsächlich einen Bedarf entdeckt haben, dass es hier einen Handlungs-

bedarf gibt. Bislang gab es aber immer nur eine Projektförderung, und in dem Moment, in 

dem die Projekte ausgelaufen sind, verendeten sie, und die Qualifikation und auch das Poten-

zial der Leute, die daran arbeiten, werden nicht für diese Zwecke eingesetzt. Von daher haben 

wir auch einen Allianzgedanken, dass wir zusammen an einem Strang ziehen wollen und auch 

mit Politik, Universitäten, staatlichen Einrichtungen et cetera zusammenarbeiten wollen.  

 

Wir haben einen Praxisbeirat. Das ist auch sehr wichtig. Das sind 33 Akteurinnen und Akteu-

re der Interessenvertretung im Kontext Diversität, Antidiskriminierung und Empowerment, 

und wir haben 22 Persönlichkeiten und Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in 

unserem Projektbeirat. Ich bin froh, dass zwei unsere Projektbeiratsmitglieder hier sitzen, 

Frau Khan-Gökkaya und Frau Eysel. Das ist für uns auch ein ganz wichtiger Aspekt, um auch 

das, was wir tun, in die Institutionen und an die Entscheidungsträger weiterzutragen. 

 

Zur Öffentlichkeitsarbeit habe ich etwas gesagt. – Ein ganz wichtiges Thema: Für uns ist 

wunderbar, dass wir jetzt in die Verstetigung gehen können. Die Stiftung Mercator fördert uns 

noch drei weitere Jahre, und uns geht es jetzt darum, das, was wir aufgebaut haben, zu erwei-

tern. Unsere Partner machen alle weiter mit, und wir werden noch nach Süddeutschland und 

auch in den Nordosten gehen. Wir werden auch da neue Partnerkliniken generieren.  

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank für Ihre Ausführungen, Frau Borde! – Jetzt sind wir 

bei Frau Dr. Khan-Gökkaya. – Sie haben das Wort!  
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Dr. Sidra Khan-Gökkaya (Vorstandsbeauftragte für Migration, Integration und Anti-

Rassismus, UKE): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Mitglieder der Kommissi-

on! Vielen Dank für die Einladung und die Möglichkeit, hier heute zu sprechen! Mein Name 

ist Sidra Khan-Gökkaya. Ich bin seit 2020 Vorstandsbeauftragte für Migration, Integration 

und Anti-Rassismus im Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf. Das ist eines der größten 

universitären Krankenhäuser Deutschlands, und diese Stelle ist bundesweit immer noch ein-

malig. Ich arbeite an der Schnittstelle von Versorgungsqualität, Organisationsentwicklung 

und Diskriminierungsschutz. Ich möchte Ihnen heute kurz schildern, warum Antirassismus im 

Gesundheitswesen eine Frage von Sicherheit, Qualität und Gerechtigkeit ist, welche struktu-

rellen Leerstellen wir im klinischen Alltag identifizieren und welche praktischen, aber auch 

politisch anschlussfähigen Maßnahmen sich daraus ableiten.  

 

Rassismus im Gesundheitswesen ist nicht nur ein gesellschaftliches Thema, es ist ein evi-

denzbasiertes Qualitäts- und Sicherheitsproblem und beeinflusst Behandlungswege, gesund-

heitliche Ergebnisse und Versorgungskosten. Studien zeigen: Wenn Patientinnen und Patien-

ten rassistisch behandelt werden, nehmen sie Behandlungen nur verzögert wahr, brechen Be-

handlungen ab oder meiden das System völlig. Das führt zu schwereren Krankheitsverläufen, 

höheren Kosten und vermeidbaren Komplikationen. Auch Mitarbeitende erleben rassistische 

Kommentare, strukturelle Benachteiligung oder fehlende Schutzmechanismen, und das beein-

flusst wiederum die Versorgungssicherheit, die Fehleranfälligkeit und die Fachkräftesiche-

rung.  

 

Der Sachverständigenrat für Integration und Migration hat vor Kurzem festgestellt, dass das 

deutsche Gesundheitswesen ohne Fachkräfte mit Migrationsgeschichte vor einem Kollaps 

stehen würde. Wir sprechen also nicht nur über ein soziales oder politisches Thema, sondern 

über einen zentralen Bestandteil patientensicherer, wirtschaftlich sinnvoller und gerechter 

Gesundheitsversorgung. In Deutschland gibt es bisher kaum systematisch erhobene Daten zu 

rassismusbezogenen Ungleichheiten. Das bedeutet ganz konkret: Gesundheitseinrichtungen 

wissen schlicht nicht, wie oft Rassismus im klinischen Alltag vorkommt, welche Gruppen 

besonders betroffen sind und welche organisatorischen Faktoren die Probleme verstärken. 

Ohne Daten bleibt Rassismus unsichtbar, und Unsichtbarkeit heißt fehlende Steuerbarkeit. In 

vielen Häusern fehlt es an belastbaren Handlungskonzepten, wenn Patientinnen und Patienten 

oder Mitarbeitende rassistisch beleidigt werden, an systematischen Fortbildungen zu intersek-

tionaler Diskriminierung und Patientenzentrierung oder auch klaren Schutzmechanismen, 

wenn Mitarbeitende Rassismus erleben und melden. Viele Teams improvisieren bisher. Das 

führt zu Mehrbelastung, Unsicherheit und inkonsistenten Entscheidungen. Die öffentlichen 

und politischen Debatten prägen den klinischen Alltag. Viele unserer Mitarbeitenden berich-

ten, dass gesellschaftliche Polarisierung direkt in den Stationsalltag hineinwirkt. Wenn Politik 

aber Antirassismus stärkt, erzeugt sie Schutzräume, innerhalb derer Gesundheitseinrichtungen 

handlungsfähiger sind.  

 

Als meine Stelle 2020 geschaffen wurde, gab es in Deutschland keine institutionalisierten 

Antirassismusstrukturen im Klinikbereich. Wir haben diese Lücke geschlossen und eine Ar-

beitsweise etabliert, die heute bundesweit Beachtung findet. Wir setzen dabei auf strukturelle 

Organisationsentwicklung. Das bedeutet ganz konkret: ein institutionalisiertes, transparentes 

Beschwerdeverfahren, klare Verantwortlichkeiten für die Themen bis hin zur Vorstandsebene, 

standardisierte Prozesse bei rassistischen Vorfällen, regelmäßige Berichterstattungen, Quali-

täts- und Sicherheitsgremien und die Einbindung von zentralen Stakeholdern in der Organisa-
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tion, wie zum Beispiel dem Qualitätsmanagement, der Sicherheit, den Gleichstellungs- und 

Inklusionsbeauftragten, aber auch der Fortbildungsakademie. Mit all diesen Akteurinnen und 

Akteuren erstellen wir gemeinsam derzeit einen strategischen Antirassismusplan auf Organi-

sationsebene.  

 

Das UKE gehört damit zu den ersten Kliniken in Deutschland, die Antirassismus dauerhaft in 

Governance und Qualitätsmanagement verankern. Wir haben Perspektiven von Mitarbeiten-

den, Patientinnen und Patienten, Auszubildenden, Studierenden und Führungskräften gesam-

melt, analysiert und Kernprobleme identifiziert. Diese Erhebungen schaffen eine Daten- und 

Evidenzbasis, die wir ohne personenbezogene Race Data erheben können. Dadurch ist unser 

Ansatz auch kompatibel mit dem Datenschutzrahmen und trotzdem steuerbar. Wir arbeiten 

nicht für, sondern mit Betroffenen und mit all jenen, die täglich die Versorgung sichern: unse-

re internationalen Pflegefachpersonen, der Ärztliche Dienst, Patientinnen- und Patientenver-

tretungen, Migrantinnen- und Migrantenorganisationen, aber auch Sicherheitsservice und 

Reinigungspersonal. Diese partizipative Herangehensweise ist im deutschen Gesundheitswe-

sen noch selten und ein ganz zentraler Erfolg für die Akzeptanz und die Wirksamkeit der Stel-

le. Entsprechend wurde diese Arbeit auch schon mehrfach mit Preisen ausgezeichnet. Für uns 

ist es sehr wichtig, dass wir unsere Mitarbeitenden und vor allem auch Führungskräfte in ras-

sismuskritischer Kommunikation, deeskalierendem Verhalten bei rassistischen Vorfällen und 

strukturellen Ungleichheiten in Versorgungspfaden fortbilden und professionalisieren. Unser 

Ziel ist eine professionelle, kompetente, fachlich sichere Versorgung aller Patientinnen und 

Patienten.  

 

Aus all diesen Beobachtungen leite ich zentrale Empfehlungen für Politik und Institutionen 

ab. Zum einen muss Antirassismus ein verbindlicher Teil von Qualität, Patientensicherheit 

und Governance werden. Frau Prof. Borde hat es schon gesagt, ähnlich wie bei Hygiene oder 

auch Arbeitsschutz braucht es klare Anforderungen, was das Thema Diskriminierung angeht: 

regelmäßige Risikoanalysen, klare Verantwortlichkeiten, verbindliche Berichtswege und eine 

transparente Kommunikation gegenüber Belegschaft und Öffentlichkeit. Wir sehen auch, dass 

es eine Finanzierung und Förderung von strukturellen Maßnahmen braucht. Antirassismus 

bedeutet nicht nur, eine Fortbildung zu absolvieren, sondern es geht um Beschwerdestruktu-

ren, um Schutzstandards für Mitarbeitende, um eine Dateninfrastruktur und die Entwicklung 

spezifischer Tools, wie zum Beispiel digitaler Sprachlösungen. Diese Strukturen kosten nicht 

mehr als andere Qualitätsinitiativen, im Gegenteil: Sie können langfristig Kosten durch effizi-

entere Versorgung und weniger Komplikationen reduzieren.  

 

Abschließen würde ich gern mit einem Satz, der unsere Arbeit im UKE gut beschreibt: Ge-

rechtigkeit entsteht nicht durch Intention, sondern durch Infrastruktur. – Wir haben begonnen, 

diese Infrastruktur im UKE aufzubauen, professionell, evidenzbasiert, gemeinsam mit Mitar-

beitenden sowie Patientinnen und Patienten, aber auch Behörden sowie politischen Akteurin-

nen und Akteuren in Hamburg. Wir sehen auch, dass deutsche Verbände, wie etwa die Deut-

sche Krankenhausgesellschaft oder die Ärztekammern, mit denen wir bereits einige Koopera-

tionsformate aufgebaut haben, bereit sind, diesen Weg mit uns gemeinsam zu gehen. – Damit 

danke ich Ihnen für die Einladung und Ihr Interesse und freue mich auf die Fragen! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Dr. Khan-Gökkaya! – Jetzt ist Frau Prof. 

Dr. Kluge an der Reihe. – Sie haben das Wort! 
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Dr. Ulrike Kluge (Forschungsbereich Interkulturelle Migrations- und Versorgungsforschung, 

Charité): Vielen herzlichen Dank! – Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Mitglieder 

der Enquete-Kommission! Vielen Dank für die Einladung! Ich freue mich, dass ich heute hier 

als Professorin für medizinische und psychologische Integrations- und Migrationsforschung 

zu Ihnen sprechen kann. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Das Besondere an der Arbeit in unserem Team ist, dass wir an der Schnittstelle zwischen kli-

nischer Versorgung der Patientinnen und Patienten und transdisziplinärer Forschung arbeiten. 

Das heißt, es ist uns ein Anliegen, kritische Migrationsforschung an den Schnittstellen Psy-

chologie, Medizin und Sozialwissenschaften zu verbinden und daraus in der Zusammenarbeit 

mit Praxispartnern – wie wir gerade schon gehört haben – Infrastrukturen für klinische und 

gesellschaftliche Praxis zu entwickeln. Denn aus unserer Sicht müssen wir gemeinsam einer-

seits daran arbeiten, die individuellen, strukturellen sowie institutionellen Rassismen der Ge-

sundheitsversorgung offenzulegen, und andererseits konkret an Ansätzen zur Überwindung 

systematischer Barrieren arbeiten, sie einfordern und implementieren. Nur so bereiten wir den 

Weg hin zu einer gleichberechtigten und gleichwertigen Teilhabe an der Gesundheitsversor-

gung von allen für alle. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Ein gelungenes Beispiel unserer Arbeitsweise ist die Implementierung von Forschungsergeb-

nissen in Versorgungs-, Netzwerk- und Fortbildungsstrukturen – wir haben bei anderen Pro-

jekten schon davon gehört. So entstand in unserem Fall das Ressourcennetzwerk TransVer, 

welches seit einigen Jahren von der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pfle-

ge gefördert wird. Mit TransVer setzen wir uns in Berlin für die Öffnung der psychosozialen 

Versorgung für Menschen mit Migrations- und Fluchtgeschichte, gegen Rassismus und für 

Diversität in allen Strukturen ein.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Ein Thema, welches in der Gesundheitsversorgung für ganz unterschiedliche Gruppen von 

Migrantinnen und Migranten immer wieder besprochen wird und zu dem ich seit über 

20 Jahren forsche, ist das Thema der Sprachmittlung. Denn eine sichere Verständigung ist 

gemeinhin als Grundlage für eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesundheitsversorgung 

essenziell. Der negative Einfluss von Sprachbarrieren auf den Zugang, auf die Behandlungs-

qualität, den Behandlungserfolg und die Zufriedenheit sowie die adäquate Nutzung von Ge-

sundheitsressourcen ist empirisch hinreichend belegt. Auf der anderen Seite konnte der posi-

tive Einfluss des Einsatzes von geschulten Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern bei der Re-

duktion dieser Barrieren gezeigt werden. 

 

Das Problem bleibt jedoch, dass die Finanzierung von Sprachmittlung im Gesundheitswesen 

nicht gesichert ist sowie Infrastrukturen und Qualitätsstandards nicht gegeben sind. Dies re-

sultiert für Mitarbeitende sowie Patientinnen und Patienten neben der eingeschränkten Quali-

tät der Versorgung in Unzufriedenheit, Ohnmacht, Verunsicherung und Frustration. Gemein-

sam mit dem Bündnis für Sprachmittlung fordern wir daher seit 2022, dass in einem ersten 
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Schritt die Kosten für Sprachmittlung in den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkas-

sen beziehungsweise in das SGB V aufgenommen werden.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Dabei kann Sprachmittlung nicht als Einheitslösung gedacht werden. Denn während in be-

stimmten Settings der Vor-Ort-Einsatz von professionellen Sprachmittlern erforderlich ist, 

können in anderen Settings auch hybride Lösungen, zum Beispiel die Kombination aus 

Sprachmittlung vor Ort und digitalen Tools, sinnvoll sein. Das ist etwas, das wir auch in ei-

nem aktuellen Forschungsprojekt hierzu, SIMPLE, gemeinsam mit Praxispartnerinnen 

und -partnern untersuchen. Wir vertreten die Ansicht, dass der fehlende rechtliche Anspruch 

auf Sprachmittlung in der Gesundheitsversorgung bestehende strukturelle Benachteiligungen 

von Menschen mit nicht ausreichenden Deutschkenntnissen im Gesundheitswesen verfestigt 

und somit unter dem Gesichtspunkt des strukturellen Rassismus zu betrachten ist.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Neben den Sprachbarrieren – meine Vorrednerinnen haben es schon auf unterschiedliche 

Weise formuliert – und auch der Aufenthaltsgesetzgebung ist es mir an dieser Stelle noch 

einmal besonders wichtig, dass rassistische Stereotype und rassistisches Wissen eben nicht 

nur in der Allgemeinbevölkerung existieren, sondern damit und gleichwohl auch unter medi-

zinischen Fachkräften, wobei sie hier verheerende, ja lebensbedrohliche Konsequenzen haben 

können. Wir haben im Projekt FoDiRa 2023 eine Umfrage unter 1 231 Fachärztinnen und 

Fachärzten der Inneren Medizin durchgeführt. Die Ergebnisse zeigen, dass rassistisches Wis-

sen weit verbreitet ist und stereotype Annahmen in großem Ausmaß vorliegen. Beispielsweise 

geht ein erheblicher Anteil der hier befragten Ärztinnen und Ärzte davon aus, dass bestimmte 

Patientinnen und Patienten ihre Schmerzen übertreiben, Ärztinnen und Ärzte manipulieren 

oder seltener ärztlichen Rat befolgen würden. 

 

Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass auch unter Ärztinnen und Ärzten eine Tendenz zur 

Kulturalisierung sowie Rassifizierung des Verhaltens von Patientinnen und Patienten herrscht. 

Solche Vorannahmen können das Arzt-Patienten-Verhältnis beeinträchtigen, indem sie eine 

Atmosphäre des Misstrauens schaffen. Sie beeinträchtigen die Behandlung und den Zugang 

zur Versorgung für marginalisierte Gruppen erheblich und erhöhen das Risiko, gesundheitli-

che Ungleichheiten zu verfestigen. Die Ergebnisse der FoDiRa-Studie können jedoch nicht 

einfach als individuelle Vorurteile verstanden werden. Vielmehr zeigen sie die Manifestation 

von rassistischem Wissen in einem strukturellen, gesellschaftlich verankerten Wissenssystem, 

das Stereotype und Ungleichheiten institutionell reproduziert.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Zugleich weisen die Ergebnisse aus dem Projekt auch auf deutliche Lücken in der medizini-

schen Aus- und Weiterbildung hin. Auch hierzu liefert die Befragung ein eindeutiges Bild: 

Rassismus und Diskriminierung sind für die allermeisten Ärztinnen und Ärzte weder Bestand-

teil ihrer universitären Ausbildung gewesen noch Teil aktueller Fortbildungen. Das ändert 

sich im Moment peu à peu, wie Frau Borde und Frau Khan-Gökkaya ausgeführt haben. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 
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Nun spreche ich heute hier zu Ihnen aber auch als Psychotherapeutin, und deshalb ist es mir 

wichtig, noch einen dritten Bereich anzusprechen. Aus umfassender Forschung wissen wir, 

dass sich rassistische und diskriminierende Erfahrungen negativ auf die physische und psy-

chische Gesundheit auswirken. Wenn bezüglich des Zugangs zur Gesundheitsversorgung 

dann wiederum rassistische Zugangsbarrieren wirksam werden, bedeutet dies für die Be-

troffenen im schlimmsten Fall keinen Zugang zur psychotherapeutischen Versorgung. Aus 

der Praxis und der Forschung wissen wir, dass es Patientinnen und Patienten helfen kann, 

über ihre Erfahrungen rassistischer Diskriminierung in der Therapie zu sprechen – sofern sie 

einen Therapieplatz gefunden haben. 

 

Leider fehlt aber den Therapeutinnen und Therapeuten selbst die Sicherheit im Umgang mit 

diesen Erfahrungen. Dies zeigt eine bundesweite Umfrage unter Therapeutinnen und Thera-

peuten, die wir 2024 durchgeführt haben. Ein Teilergebnis der Studie mit 388 Teilnehmenden 

ist, dass das Adressieren von Rassismus in therapeutischen Räumen nicht nur eine kognitive, 

sondern vor allem auch eine affektive Bereitschaft der Therapeutinnen und Therapeuten vo-

raussetzt. Unsere Ergebnisse zeigen: Für Therapeutinnen und Therapeuten sind Räume des 

kollegialen Austauschs, der Intervision, der Selbsterfahrung und Selbstreflexion grundlegend 

notwendig. Die reine Wissensvermittlung allein ist nicht ausreichend. Zum Umgang mit Ras-

sismus in der Psychotherapie haben wir unlängst gemeinsam mit anderen Verbänden, Verei-

nen und Engagierten ein bundesweites Netzwerk für Psychotherapeutinnen und Psychothera-

peuten im Umgang mit Rassismus gegründet.  

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Vor dem Hintergrund dessen, was ich ausgeführt habe, komme ich noch zu zentralen Hand-

lungsempfehlungen aus unserer Arbeit. Es ist notwendig, bessere Rahmenbedingungen für 

Barrierefreiheit in der Gesundheitsversorgung gesetzlich zu verankern, mit dem Ziel von zum 

Beispiel barrierefreien Informationsmaterialien und Versorgungseinrichtungen. Wir empfeh-

len eine klare gesetzliche Regelung zur Übernahme der Kosten für Sprachmittlung, ob durch 

die GKVs oder durch Landesfinanzierung. Es braucht eine Erweiterung der Curricula der ärzt-

lichen und psychotherapeutischen Ausbildung, themenbezogene Weiterbildungen und syste-

matische Reflexion zu Rassismus und Diversität in allen Strukturen. Außerdem bedarf es ver-

stärkt interdisziplinärer Forschung mit Geistes- und Sozialwissenschaften sowie interprofessi-

oneller Vernetzung. – Damit danke ich Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Prof. Dr. Kluge! – Dann sind wir jetzt bei der 

Aussprache in der ersten Runde und kommen zu den Fragen der Kommissionsmitglieder in 

der Reihenfolge CDU, Grüne, SPD und Linke. Die Zeitvorgabe sind sechs Minuten. – Herr 

Freymark, Sie haben das Wort! 

 

Danny Freymark (CDU): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Vielen Dank an die Anzuhö-

renden! Das war sehr imposant für mich, der jetzt nicht total tief in das Gesundheitsthema 

involviert ist. Es war auch spannend zu hören, wie Sie schon agieren, was Sie also schon alles 

unternehmen, um Diskriminierung und Ähnliches zu verhindern. Eines der Hauptthemen ist 

zum Beispiel die Anerkennung von Abschlüssen, gerade beim Thema Fachkräfte. Dann habe 

ich auch das Thema Aggressivität in Notaufnahmen vernommen, die auch generell, glaube 

ich, im Krankenhausalltag gestiegen ist. Da würde mich interessieren: Was ist aus Ihrer Per-

spektive heraus der vermutliche Hintergrund? Wir reden ja über gesellschaftlichen Zusam-
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menhalt. Warum geht er da, wo ich eigentlich die größte Hilfe brauche und im besten Fall 

auch bekomme, trotzdem so zurück? 

 

Ich habe den Eindruck, dass zum Beispiel Menschen mit syrischer Abstammung, die nach 

Deutschland gekommen sind, die Chance nutzen, zu einem syrischen Arzt zu gehen, wenn sie 

diese Chance haben. Haben Sie diese Erfahrung auch gemacht, dass es hilft, diese Barriere, 

überhaupt hinzugehen, zu überwinden, sich nicht diskriminiert zu fühlen und Vertrauen zu 

haben, dass es auch etwas damit zu tun hat, ob ich da vielleicht jemanden treffe, der eine ähn-

liche Geschichte hat?  

 

Ich habe übrigens eine Erfahrung gemacht, die ich auch gern einmal mit den Kolleginnen und 

Kollegen teile. Ich habe einen Arzt, ich darf seinen Namen nennen, Dr. Darouich. Er ist All-

gemeinmediziner, kommt aus Syrien, hat sich hier durchgekämpft, kann man fast sagen, und 

er ist bei einer landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft gelandet, und er hat diskriminierende 

Erfahrungen gemacht. Er wurde nämlich Opfer von Anschlägen, also seien es Hundekotbeutel 

an den Fenstern, eingeschlagene Fenster und Ähnliches. Die Hintergründe sind natürlich im-

mer schwer zu eruieren, aber es ist schon offensichtlich, dass es etwas damit zu tun hat, wel-

che Herkunft er hat. Die HOWOGE, eine landeseigene Gesellschaft, hat ihm nicht die Unter-

stützung gegeben, die ich vermutlich gegeben hätte, wenn ich es hätte entscheiden können – 

inklusive, dass er keine Videotechnik anbringen darf und Ähnliches. Man hat ihm sinngemäß 

gesagt: Wenn Sie mit uns als Vermieter unzufrieden sind, dann steht es Ihnen ja frei, sich ei-

nen anderen Vermieter zu suchen. – Ich habe das natürlich eins zu eins so nicht akzeptiert, da 

sind wir noch im ständigen Konflikt. Ich stelle aber einfach fest, dass dieser junge Arzt bereit 

ist, Deutschland wieder zu verlassen, und ich würde es sehr bedauern, wenn er das tun würde. 

Haben Sie ähnliche Erfahrungen gemacht? Jetzt kommen Sie nicht aus diesem klassischen 

niedergelassenen Arztbereich, aber vielleicht macht es ja etwas mit Ihnen, so, wie es etwas 

mit mir gemacht hat. 

 

Dann würde mich interessieren, weil Sie und insbesondere Frau Dr. Khan-Gökkaya das aus-

geführt haben: Wenn Sie so einen Rassismusfall haben, was machen Sie eigentlich konkret? 

Vereinfacht gesagt denkt der eine oder andere im Raum: Raus damit! – Ich persönlich würde 

immer sagen: Wie schaffe ich es, denjenigen, der Täter geworden ist, in eine Rolle zu bringen, 

zu verstehen, dass das kein adäquates Verhalten ist und dass wir ihn in einer anderen Rolle 

brauchen? Wir brauchen ihn nicht als Täter, wir brauchen ihn als Unterstützer, als jemanden, 

der notfalls selbst den Mund aufmacht. Da werden Sie bestimmt ein Beispiel haben. 

 

Jetzt haben wir heute sehr viel über Diskriminierung gesprochen. Nicht ein Mal ist das Wort 

Antisemitismus gefallen. Das mache ich Ihnen überhaupt nicht zum Vorwurf. Aber merken 

Sie in Ihrem Alltag – insbesondere die Berlinerinnen und Berliner, aber vielleicht auch die 

Kollegin aus Hamburg –, dass antisemitische Vorfälle in Ihrer Struktur, oder auch in der Not-

aufnahme, eine größere Rolle spielen? 

 

Abschließend, weil wir über die Anerkennung von Abschlüssen gesprochen haben: Sprach-

mittlung fand ich übrigens einen ganz tollen Punkt, Frau Prof. Dr. Kluge, das sehe ich zu ein-

hundert Prozent genauso, aber auch Rahmenbedingungen für Barrierefreiheit. Wie bringen 

Sie eigentlich Ihre Vorschläge und auch Ihre Weiterentwicklung von Politik, Gesellschaft und 

Teilhabe ein? Gehen Sie zu einem Abgeordneten? Schreiben Sie die Fraktionen an? Warten 

Sie darauf, dass wir eine schöne Anhörung miteinander initiieren? Kennen Sie den Petitions-
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ausschuss? Raten Sie Ihren Leuten, das auch zu nutzen? Ich mache das deswegen so breit, 

weil ich ein Riesenanhänger der parlamentarischen Demokratie bin und zu oft den Eindruck 

habe, dass viele unsere Chancen, unsere Möglichkeiten gar nicht kennen oder nicht wahrneh-

men – manchmal sogar beides. Deswegen ist meine Frage: Wie bringen Sie Dinge vor, wo Sie 

sich vielleicht auch mehr Unterstützung wünschen? – Vielen Dank! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Danke schön! – Dann sind wir jetzt bei Ihnen, Frau Jarasch! Wer 

spricht bei Ihnen? 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): Ich beginne, und Herr Roth setzt dann fort. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Okay, sehr gern! 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): Vielen Dank! – Ich will auch bei Ihnen etwas machen, was wir 

vorher in der Anhörung zum Thema Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt und im Bereich 

Arbeit gemacht haben. Wir brauchen in dieser Runde – und das liegt nicht an Ihnen – noch 

ein paar grundsätzlichere Begriffsklärungen. Deswegen erlauben Sie mir, dass ich aus Ihren 

praktischen Erfahrungen und Projekten einen Schritt zurücktrete und Sie alle noch einmal 

frage, und zwar ganz bewusst: Ich glaube, Frau Borde, Sie haben von institutioneller Diskri-

minierung gesprochen beziehungsweise mehrere von Ihnen haben von institutioneller und 

struktureller Diskriminierung gesprochen. Können Sie uns das bitte in praktische Beispiele 

übersetzen? Denn wir führen hier Diskussionen darüber, inwiefern es das überhaupt gibt und 

es eben nicht nur – Herr Freymark hat gerade ein Einzelbeispiel mit Tätern und Opfer ausge-

führt – Einzelfälle sind, deren Lösung im individuellen Fehlverhalten und im Umgang mit 

dem Täter liegt. Deswegen interessiert uns vor allem auch die Frage: Was bedeutet das ganz 

praktisch?  

 

Noch eine andere Frage an Sie, Frau Prof. Borde, im Anschluss an das, was Sie erzählt haben: 

Sie haben gesagt, dass es dieses gegenseitige Sich-Verstärken von verschiedenen Ausschlüs-

sen gibt, also dass eine soziale Diskriminierung, die jemand schon hat, auch einen gesundheit-

lichen Ausschluss verstärkt. Ich ahne, was Sie meinen, würde Sie aber trotzdem bitten, wenn 

es geht, uns das noch einmal praktisch zu übersetzen. Was führt wozu? Welche Auswirkun-

gen hat diese Art von Mehrfachdiskriminierung? Die Bitte geht an Sie alle, denn wir glauben, 

dass wir das für unsere Zusammenarbeit hier einfach gut brauchen können – übrigens auch für 

politische Kommunikation, die ja tatsächlich sehr oft Übersetzungsarbeit ist. 

 

Ich möchte Sie alle noch etwas fragen: Frau Prof. Borde, Sie haben Projekte zum Thema An-

tidiskriminierung und Rassismus im Gesundheitssystem und in der Versorgung, Frau 

Dr. Khan-Gökkaya, Sie sind Beauftragte des Vorstands in Hamburg, wenn ich das richtig 

verstanden habe, Frau Eysel, Sie machen das als Personalvorständin sozusagen mit, und Frau 

Prof. Kluge, Sie forschen dazu. Ich frage mich in diesem Fall, da das Thema so augenfällig 

ist, dass es im Gesundheitssystem sowohl bei den Arbeitskräften, also den Pflegekräften, den 

Ärztinnen und Ärzten und den anderen, aber auch bei den Patientinnen und Patienten ein sehr 

großes und wichtiges Thema ist: Müssten wir nicht Vorstände benennen, die ausdrücklich 

diese Aufgabe auch von der Spitze mit vorantreiben? Denn ich kenne aus anderen Zusam-

menhängen die Grenzen, die Beauftragte haben, die beim Vorstand angedockt sind – ohne 

Ihnen zu nahe treten zu wollen, Frau Dr. Khan-Gökkaya –, die aber eben nicht selbst im Ent-
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scheidungsgremium eine Stimme haben. Deswegen ganz ausdrücklich: Ist es nicht ein Thema, 

das ausdrücklich als eine Aufgabe eines Vorstandsmitglieds an der Spitze verankert gehört? 

 

Ich möchte auch noch einmal nachfragen: Wie ist denn, gerade bei solchen Forschungsprojek-

ten wie Ihren, der Kontakt beispielsweise zu Ärztekammern und so weiter? Sie haben über die 

Vorannahmen in den Köpfen von Ärztinnen und Ärzten, Fachärztinnen und Fachärzten, In-

ternistinnen und Internisten gesprochen: Wie ist der Kontakt zu Ärztekammern und die Be-

reitschaft, da etwas zu ändern? Da wir in anderen Politikfeldern oft von der Wichtigkeit un-

abhängiger Beschwerdestellen gesprochen haben, wo Menschen es auch wagen, sich hinzu-

wenden: Auf welcher Ebene, wo und wie gibt es diese schon? An der Charité, im Universi-

tätsklinikum Hamburg, und wenn nicht: Wo gehört das in welcher Form angesiedelt, um 

wirksam zu sein? – Jetzt übergebe ich an Herrn Roth. 

 

Dr. Roland Roth: Schönen Dank für die tollen Vorträge! – Ich komme aus einem Fachbe-

reich Gesundheitsförderung, Gesundheitspolitik und habe da unter anderem gelernt, welche 

Bedeutung Gesundheitsbewegungen in der Veränderung der Versorgungsstrukturen im klini-

schen Bereich haben. Ich erinnere nur an die Bewegung Frauengesundheit, aber auch Hospiz-

bewegungen und viele andere mehr; ich will das jetzt nicht im Einzelnen ausführen. Meine 

Erfahrung in dem Feld sagt mir, dass Gesundheitsförderung vielleicht auch ein Mittel sein 

könnte, um Antidiskriminierungspolitik zu betreiben. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, 

Frau Dr. Khan-Gökkaya, es ist so, dass Sie auch bewusst mit Migrantenorganisationen und 

mit Patientenorganisationen zusammenarbeiten. Können Sie etwas zu den Möglichkeiten sa-

gen, durch die Einbeziehung der Zivilgesellschaft und durch so eine präventive Perspektive, 

die damit ja auch verbunden ist, Antidiskriminierungspolitik zu betreiben? Nicht, dass ich die 

institutionellen Bemühungen gering schätzen würde, aber es scheint mir doch ein Weg zu 

sein, der auch ein bisschen von außen Veränderungen im Gesundheitssystem bringen kann, 

die insgesamt die Qualität verbessern. 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Dann sind wir bei Ihnen, Herr Özdemir! Wer 

spricht bei Ihnen? 

 

Orkan Özdemir (SPD): Ich fange an und dann geht es weiter mit Herrn Dr. Sinanoğlu, Frau 

Prof. Brüning und dann Frau Prof. Auma. 

 

Ich habe eine Frage an Frau Dr. Khan-Gökkaya: Ihre Funktion finde ich spannend, da möchte 

ich noch einmal einsteigen. Sie haben ja nicht nur eine Obfrau-Funktion, sondern Sie haben 

auch eine strukturelle Funktion, bei der Sie wahrscheinlich auch systemisch und organisati-

onstheoretisch hinschauen. Mich würde interessieren: Haben Sie da eine Methode? Wie ma-

chen Sie das? Sie bräuchten ja theoretisch sehr viel Durchgriffskompetenzen, um in manche 

Prozesse hineinzuschauen. Wie wird das bei Ihnen geregelt? Und was fehlt Ihnen vielleicht? 

Das wäre auch noch spannend. Was würden Sie sich vielleicht noch an Kompetenzen und 

Möglichkeiten wünschen? 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Danke! – Bitte schön, Herr Dr. Sinanoğlu! 

 

Dr. Cihan Sinanoğlu: Erst einmal vielen Dank! Es ist wirklich sehr schön, so eine geballte 

Expertise von Ihnen vieren hier zu haben, und ich glaube, das mit den unterschiedlichen Per-

spektiven, die Sie hier eingebracht haben, ist wirklich das, was wir auch für unsere Diskussi-
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on brauchen. Ich wollte eigentlich meine Ergebnisse referieren, aber das lasse ich jetzt alles 

und gehe direkt auf Fragen ein. Da kann ich eigentlich direkt anschließen: Auf die Stelle der 

Antirassismusbeauftragten am UKE sind wir ja ein bisschen neidisch, wenn ich jetzt aus einer 

Berliner Perspektive darauf schaue. Aber es wird sicherlich auch bei Ihnen nicht alles gut 

sein, deshalb will ich Sie fragen: Wo gibt es noch Luft nach oben? Und an welchen Stellen 

würden Sie Berlin empfehlen, so eine Beauftragtenfunktion zu implementieren, und welche 

Befugnisse bräuchte sie, um diese Qualitätssicherung und die Sicherheitsstandards für alle 

Patientinnen und Patienten zu gewährleisten? 

 

Dann habe ich eine Frage an Frau Kluge zur Sprachmittlung, auch ein bisschen anschließend 

an Herrn Freymark: Wo stehen Sie in Bezug auf politische Interessenvertretung? Sind Sie in 

Kontakt mit der Bundesebene oder mit Landesebenen? Wo steckt es da, und wo können wir 

vielleicht diese Forderung hier noch hochventilieren und vielleicht am Ende auch in unseren 

Maßnahmenkatalog aufnehmen? – Vielen Dank! 

 

Dr. Christina Brüning: Vielen Dank auch von mir! Ich habe noch eine kleine Ergänzung: 

Wir haben jetzt viel über die sprachlichen und kulturellen Hürden gesprochen, denen viel-

leicht auch mit kultursensibler Pflege begegnet werden kann, wenn das in die Ausbildung 

implementiert werden würde. Auch Menschen, die in diesem Land geboren werden, machen 

natürlich Othering-Erfahrungen in Krankenhäusern oder in der Psychotherapie. Beispielswei-

se gibt es nur ganz wenig die Möglichkeit, in ein jüdisches Altersheim oder ein jüdisches 

Krankenhaus zu gehen. Ich weiß aus eigener Erfahrung von einem Kollegen, den ich lange bis 

in den Tod hinein begleitet habe, dass christlicher Gottesdienst in fast jedem Altenheim statt-

findet, aber jüdische Seelsorge ein großes Desiderat ist, genauso wie koscheres Essen oder der 

Wunsch, dass eine Pflegekraft antisemitismuskritisch vorgebildet ist und vielleicht einmal die 

Feiertage im Kalender gehört hat – ich habe jetzt sehr hohe Ansprüche, das merken Sie – und 

dann vielleicht sogar weiß, dass Chanukka nicht einfach nur das jüdische Weihnachten ist. 

 

Aus eigener Erfahrung leidvoller Art weiß ich leider auch, dass es Therapie für Kinder, die 

Antisemitismuserfahrungen gemacht haben, in Berlin nicht gibt. Ich glaube, dass ich in dem 

Feld sehr gut vernetzt bin und alle Menschen gefragt habe. Wir haben damals keine Therapeu-

tin für meinen Sohn gefunden. Das schafft natürlich dann noch einmal eine zweite Traumati-

sierung, wenn man einfach nicht vernünftig betreut werden kann, nachdem solche Vorfälle 

passiert sind.  

 

Dr. Maisha-Maureen Auma: Ich schließe mich dem Dank an alle Anzuhörenden an! Ich 

richte meine Frage auch an alle: Ich habe anhand der Fachexpertise und den fundierten Bei-

trägen noch einmal besser verstanden, inwiefern gleichwertige Behandlung und auch der 

Schutz während der Behandlung und die Verhinderung von Folgekosten, wenn Menschen 

Behandlungen vermeiden, zusammenhängen. 

 

Meine Frage betrifft das medizinische Fachpersonal. Das ist eine lange Geschichte der Ar-

beitsmigration in beiden Teilen Deutschlands, also in der DDR ebenso wie in der BRD, dass 

medizinische Fachkräfte dort früher unter dem Label Krankenschwester aus Vietnam und so 

weiter eine große Rolle gespielt haben. Meine Frage ist, ob es instituierte Antworten gibt, also 

Unterstützungsstrukturen oder auch Reflexionsräume, wenn Sie darüber sprechen, dass das 

medizinische Personal während der Behandlung mit Abqualifizierung und Deklassierung – 

ich pauschalisiere das, was Sie angedeutet haben, einmal in eine andere Sprache –, also mit 
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Erfahrungen von Abwertung konfrontiert ist. Gibt es denn instituierte Antworten? Das mit 

dem Ankommen habe ich verstanden, die sozialen Elemente. Dieses Ankommen an Orten 

finde ich wahnsinnig wichtig, auch aus anderen Teilen Deutschlands in dem harten Berlin 

anzukommen. Das hat sich mir alles erschlossen. Meine Frage ist: Können Sie uns noch Per-

spektiven dazu geben, welche instituierten Antworten vorhanden sind, auch in Richtung Fo-

ren oder Verbände, also spezifisch für Menschen, die migrantisiert sind, BIPoC, die als Fach-

personal von Rassismus betroffen sind?  

 

Vorsitzender Raed Saleh: Danke schön! – Dann sind wir jetzt bei der Beantwortung der 

Fragen. Ich würde sagen, wir gehen in umgekehrter Reihenfolge vor und fangen mit Frau 

Prof. Dr. Kluge an. Wir haben circa sieben bis acht Minuten ausgemacht, dann kommen wir 

gut mit der Zeit hin. – Bitte schön! 

 

Dr. Ulrike Kluge (Forschungsbereich Interkulturelle Migrations- und Versorgungsforschung, 

Charité): Vielen Dank für die umfänglichen und vielen Fragen und auch für die Unterstüt-

zungsangebote! – Frau Jarasch! Sie haben nach den Definitionen gefragt. Das war auch mein 

letzter Punkt; ich denke, wenn wir mit dem Thema auch im Gesundheitswesen arbeiten wol-

len, brauchen wir die Kooperation zwischen den Sozialwissenschaften und den Gesundheits-

berufen. Sie haben den abnehmenden gesellschaftlichen Zusammenhalt im Zusammenhang 

mit dem Thema Migration und Rassismus in den Raum gestellt. Ich würde sagen, allein, dass 

wir diese Erzählung gesellschaftlich immer wieder so erzählen, dass wir quasi die Migration 

zur Bedrohung des gesellschaftlichen Zusammenhalts machen, ist, glaube ich, schon eine Hal-

tungsthematik. Ich denke, diese haben wir gesamtgesellschaftlich, und diese haben wir auch, 

weil wir im Gesundheitsfeld natürlich Teil der Gesellschaft sind – warum sollten wir diese 

Haltung dort nicht haben? 

 

Worauf ich damit hinauswill: Wir hatten vor ein paar Wochen einen Stadtspaziergang, bei 

dem darum ging, dass wir Narrative transnationalen Lebens im Zusammenhang mit Lei-

denserfahrung erheben. Der Tag war davon determiniert, dass das wenige Tage nach der – 

nennen wir sie – Stadtbilddebatte war, und alle Personen, die wir eingeladen hatten, um ei-

gentlich ihre Gesundheits- und Leidensgeschichten in Berlin zu erzählen, gesagt haben, dass 

sie das in ihrem Zugehörigkeitsgefühl und damit ihrem psychischen Wohlbefinden um 

30 Jahre zurückgeworfen hat. Das ist jetzt von mir überspitzt und etwas pointiert, aber ich 

glaube, darum geht es eben auch, und darum geht es im Gesundheitswesen auch. 

 

Das bringt mich zu Haltungen. Wie kommen Menschen entgegen? Da sind wir ein bisschen 

bei der Frage, was struktureller und institutioneller Rassismus ist. Ich würde sagen, und das 

haben wir bei den vortragenden Kolleginnen auch gehört: Es gibt unglaublich viele gute Pro-

jekte, und das Gesundheitswesen ist die letzten Jahre sehr damit beschäftigt, eine Verände-

rung herbeizuführen. Aber, und da bin ich wieder bei der Haltung, institutioneller und struktu-

reller Rassismus: Da komme ich zu meinem Beispiel der Sprachmittlung. Ich habe lange nicht 

verstanden, warum Sprachmittlung etwas ist, das ökonomisch keine Überforderung ist, son-

dern es volkswirtschaftlich sogar eine gute Lösung wäre, wenn wir Sprachmittlung hätten, das 

aber nicht implementiert wird. 

 

Erst über die Jahre habe ich verstanden, dass es da tatsächlich – –   Ich könnte jetzt viele Zita-

te aus großen Runden bringen, in denen Personen mir gesagt haben: Frau Kluge, das ist kein 

volkswirtschaftliches Problem, das ist ein Lobbyproblem. – Es gibt die Lobby nicht, die sich 
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dafür stark macht. Diejenigen, die sich mit dem Themenfeld auskennen, wissen, dass Gebär-

dendolmetschen über die Krankenkassen finanziert wird. Das heißt, da gibt es eine bestimmte 

politische Haltung, und für mich ist das struktureller Rassismus, weil es eben nicht eine indi-

viduelle Entscheidung einer Person ist zu sagen: Mit dieser Person möchte ich nicht sprechen. 

– Sondern es gibt Strukturen, die diese Versorgung erschweren. 

 

Damit komme ich zu der Aggression, die Sie angesprochen haben. Zum Beispiel sind eben 

Rettungsstellen – wir arbeiten auch sehr eng mit der Charité-Rettungsstelle zusammen – sehr 

dankbar, in den letzten Jahren immer stärker Unterstützung über die Forschung zu bekom-

men, Sprachmittlung zu implementieren. Denn für die Pflege, für die ärztlichen Kollegen in 

Rettungsstellen ist das ein enormer Arbeitsdruck. Das ist eine hochenergetische Situation in 

Rettungsstellen. Dass da Situationen eskalieren, wenn ich mich nicht verständigen kann, er-

schließt sich, glaube ich, jedem. 
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Das bringt mich zu der Thematik, wie wir mit den Parlamentariern zusammenarbeiten. Vor 

einigen Jahren wurde uns noch einmal klarer, dass wir das Thema anders angehen müssen, als 

noch mehr wissenschaftliche Daten zu den Herausforderungen von Sprachmittlung zu erhe-

ben, sondern dass wir in die Aktion kommen müssen, dass wir möglichst viele große Verbän-

de finden müssen, die das mit uns gemeinsam problematisieren. Das war dieses Positionspa-

pier, und natürlich war dieses Positionspapier auch so ein historisches Momentum, weil alle 

dieses Thema beschäftigte und im Koalitionsvertrag diese kleine Zeile stand, dass Sprachmitt-

lung, also quasi digitale Sprachmittlungslösungen, Teil des SGB V werden sollten. Das war 

leider der alte Koalitionsvertrag. Wir haben das zum Anlass genommen, und die Charité, die 

großen Kassen et cetera haben das alles mitunterzeichnet. Dann ist die Koalition auseinander-

gefallen und damit auch all das, was an Engagement schon stattgefunden hat. Es gab schon 

einen Gesetzesentwurf. 

 

Das bringt mich zu Ihnen und dem Angebot: Wenn ich als Wissenschaftlerin und als Klinike-

rin arbeite, ist es wirklich gar nicht so einfach, ein Team zu haben, das die parlamentarischen 

Strukturen kennt und das Engagement aufbringt, das es bedeutet, an Informationen heranzu-

kommen. Ich weiß nicht, wie viele Telefonate ich geführt habe, um zu wissen, wo dieser Ge-

setzesentwurf mit wem verhandelt wird, wo er liegen bleibt, wann er wieder zur Neuvorlage 

kommt und was eigentlich geschieht, wenn die Koalition – –  Das ist wirklich mühselig für 

jemanden, der nicht in diesem System ist. Wir haben zum Glück das BMG mit den Kollegin-

nen und Kollegen aus der Abteilung Migration auf unserer Seite gehabt, die dieses Projekt 

gefördert, unterstützt und gesagt haben: Wir müssen diese Arbeit fortführen. – Was wir dann 

gemacht haben – auch zu dem Thema, wie wir versuchen, Sachen in die Zivilgesellschaft zu 

übersetzen –, ist, dass wir gesagt haben: Wir haben viele Daten. Wir brauchen jetzt eigentlich 

Daten, die uns zeigen, was infrastrukturell die Herausforderung ist, das zu implementieren, 

sodass wir tatsächlich Teile der Mittel genommen haben, um Sprachmittlung zur Verfügung 

zu stellen, die Infrastrukturen aufzubauen und zu evaluieren: Was ist jetzt hier eigentlich 

schwierig? Also tatsächlich Praxisimplementierungsforschung.  

 

Dann war noch die Frage, warum wir nicht über Antisemitismus gesprochen haben. Das be-

dauere ich selbst. Das ist ein Stück weit auch dem geschuldet, dass ich entschieden habe, heu-

te über Forschung zu sprechen und wir tatsächlich keine Forschung dazu gemacht haben. In 

dem Moment, in dem uns das Thema alle noch stärker als im Moment beschäftigt hat, haben 

wir bei uns in der Klinik eine Sprechstunde für Menschen eingerichtet, die von Antisemitis-

mus betroffen sind. Wir sind im Austausch mit OFEK, die wirklich eine Expertise haben, zu 

dem Schluss gekommen, dass wir einfach nicht die Expertise haben. Ich habe seitdem psy-

chotherapeutisch sehr viele Menschen mit Antisemitismuserfahrung in Behandlung genom-

men, ohne ein Label darauf zu machen. Ich gebe Ihnen vollkommen recht, dass die Versor-

gungsstrukturen nicht existieren, und OFEK könnte sicherlich noch mehr dazu sagen, warum 

sie im Kinder- und Jugendbereich noch weniger oder nicht existieren. 

 

Wir haben uns, weil das unsere Expertisestärke ist, die letzten Monate damit beschäftigt, noch 

mehr zu schauen, wie wir PoC und BIPoC unterstützen können und auch immer wieder – das 

ist vielleicht Ihre zivilgesellschaftliche Thematik – zu schauen, wo die Impulse herkommen, 

weil wir natürlich bei vielen Themen eher Impulsbegleiterinnen und Impulsbegleiter sind, um 

das aufzugreifen, was Menschen beschäftigt und wo Menschen ausgeschlossen werden. 
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Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Dann wären wir jetzt bei Ihnen, Frau Dr. Khan-

Gökkaya. – Sie haben das Wort!  

 

Dr. Sidra Khan-Gökkaya (Vorstandsbeauftragte für Migration, Integration und Anti-

Rassismus, UKE): Vielen Dank, auch für die spannenden Fragen! Als Erstes kam die Frage, 

was wir im konkreten Rassismusfall tun. Das halte ich tatsächlich für eine sehr wichtige Fra-

ge. Vielleicht einmal kurz vorab: Wir haben verschiedene Beschwerdewege. Wir haben die 

Möglichkeit, sich beim Beschwerdemanagement, auch anonym, zu melden. Es gibt die offizi-

elle AGG-Beschwerdestelle, die mit zwei Juristen besetzt ist, und es gibt für das Thema Ras-

sismus eine sehr niedrigschwellige Beratung durch mich. Mein Beratungsangebot ist erst 

einmal als bewertungsfreier Raum gedacht, wo Menschen, ob sie von Rassismus betroffen 

sind, ob sie Rassismus beobachten oder ob ihnen Rassismus vorgeworfen wurde, über ihre 

Erfahrungen sprechen dürfen. Da gibt es kein Richtig oder Falsch, kein Gut oder Böse, son-

dern erst einmal: Was ist passiert? Wo war die Verletzung? Wie geht es dir? Wie können wir 

damit umgehen? Was brauchst du? Das ist der allererste Ansatz. Wir müssen einen Dialog 

schaffen und setzen da ganz klar auch auf Fehlerfreundlichkeit, Offenheit und Wachstum zum 

Lernen, weil wir wissen, dass das nicht etwas ist, das Teil der Ausbildung oder des Studiums 

war, und deswegen können wir das den Mitarbeitenden auch nicht in jedem Fall direkt vor-

werfen.  

 

Ich bespreche dann mit den Betroffenen, den Mitarbeitenden oder Führungskräften, die zu mir 

kommen, ressourcenorientiert: Welche Strategien gibt es jetzt? Was braucht die Person, um 

gut weiter arbeiten zu können? Es kann eben genauso sein, dass jemandem Rassismus vorge-

worfen wurde. Dann schauen wir uns die Situation an, besprechen das, gehen in einen Per-

spektivwechsel und schauen, was dieser Mitarbeitende jetzt braucht, damit das gut eingeord-

net ist und das nächste Mal so etwas nicht passiert. Dabei gibt es keine Tabus. Es ist immer 

eine respektvolle Gesprächsbasis und konstruktiv. Natürlich gibt es auch die Fälle, im 

schlimmsten Fall, wenn jemand wiederholt mehrfach mit Absicht rassistisches Verhalten 

zeigt. Da verpflichtet uns dann das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, arbeitsrechtliche 

Schritte einzuleiten. Dafür haben wir die beiden Juristinnen und Juristen in der AGG-

Beschwerdestelle, die uns eine arbeitsrechtliche Einschätzung geben können, der wir dann 

auch folgen.  

 

Es kam auch noch die Frage nach unabhängigen Beschwerdestellen auf. Für mich ist das kein 

Entweder-oder, es ist ein Sowohl-als-auch. Wir brauchen interne Stellen, wir brauchen aber 

auch externe unabhängige Stellen. Wir kooperieren bei uns in Hamburg mit der Antidiskrimi-

nierungsstelle der Stadt Hamburg bei Fällen, bei denen wir merken, dass es noch externe Un-

terstützung braucht. Wir kooperieren aber auch mit einem Anwalt, der ebenfalls eine Praxis 

hat, sodass wir, wenn es um Behandlungsfehler oder in diese Richtung geht, noch einmal ex-

terne Expertise haben.  

 

Es gab die Frage, ob dieses Thema nicht im Vorstand angedockt sein sollte. Ich betone immer 

wieder: Dass wir eine Antirassismusbeauftragte haben, ist eher ein Luxus. Aber eigentlich 

müsste Antirassismusarbeit von Führungskräften, vom Qualitätsmanagement, von der Ethik, 

also von allen Menschen, die sowieso schon im Krankenhaus arbeiten, zur Routine und zu 

ganz normalen Prozessen gehören. Dass wir diese Stelle haben, bedeutet, dass ich diese Be-

reiche, die ich eben genannt habe, darin unterstützen kann, dass sie verstehen und sehen, wo 

in ihrem Bereich Rassismus eine Rolle spielt. Genauso wichtig sind Personalräte und Be-
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triebsräte. Das ist eine ganz klassische Aufgabe von Personal- und Betriebsräten, die aber 

häufig in Gesundheitsorganisationen nicht so anerkannt wird. Insofern fände ich es sehr wich-

tig, dass die Vorstände sich für dieses Thema öffnen. Bei uns war es tatsächlich so, dass das 

Thema Fachkräftesicherung bei meinem Vorgesetzten auf dem Plan stand. Wir haben gese-

hen, dass sie hier nach Deutschland geholt werden, aber vielleicht nicht gut angenommen und 

schlecht behandelt werden, und wir deshalb auch gegen diese Strukturen etwas tun müssen.  

 

Welche Durchgriffskompetenzen habe ich? – Das ist der Vorteil, Vorstandsbeauftragte zu 

sein, dass ich den Vorstand auch mal in cc setzen kann und Dinge dann schneller gehen. Es 

fiel der Satz, dass Berlin neidisch auf Hamburg ist. Ich bin tatsächlich neidisch auf die 

Gleichstellungsbeauftragten. Bei ihnen gibt es eine gesetzliche Grundlage, und es gibt sie in 

jeder Organisation. Antirassismusbeauftragte gibt es noch nicht. Da fehlt mir definitiv noch 

die Vernetzung. Ich wünsche mir ein paar mehr, damit ich nicht so alleine bin. Es gibt ganz 

viel Luft nach oben. Wir haben 16 000 Mitarbeitende, auch eine Antirassismusbeauftragte 

wird da nicht zaubern können. Wir sehen also tatsächlich noch ganz viele Leerstellen. 

 

Ich hatte das Glück, dass bei uns im UKE der Vorstand sehr hinter dem Thema stand, sowohl 

Antisemitismus als auch Rassismus zu einem Thema zu machen. Das hat dazu geführt, dass 

ich um viele Erfolge, von denen man jetzt denkt, dass ich vermeintlich um sie kämpfen muss-

te, nicht kämpfen musste. Der Vorstand hat Wert darauf gelegt, dass dieses Thema sowieso in 

allen Strukturen platziert wird. Alle unsere Führungskräfte, die intern ausgebildet werden, 

müssen verpflichtend zum Thema Diversität und Diskriminierung, aber dann auch noch ein-

mal verpflichtend zum Thema Antirassismus geschult werden. Alle neuen Führungskräfte, die 

zu uns kommen, werden zu dem Thema geschult. Es ist schon Teil des Medizinstudiengangs. 

Wir bringen es also in verschiedene Bereiche des UKE. Wir haben auch für Personal Em-

powerment-Gruppen und Empowerment-Workshops, wo wir uns monatlich digital treffen, 

Strategien austauschen, zusammenkommen. 

 

Da hat diese Struktur der Beauftragtenstelle es möglich gemacht, dass eine Person sich darum 

kümmern konnte, dass in der Organisation Strukturen verändert werden und Strukturen noch 

einmal überprüft werden. Wo passiert was? Wo haben wir welche Leerstellen? Die Idee ist, 

dass Mitarbeitende und Führungskräfte zu mir kommen können und wir aus diesen einzelnen 

Geschichten und Fällen schauen: Wo gibt es strukturelle Leerstellen in unserer Organisation? 

Wo können wir Handlungsempfehlungen noch besser generieren? Um ein Beispiel zu nennen: 

Krankenhäuser und Gesundheitseinrichtungen sind hochregulierte Orte. Es gibt wahrschein-

lich für alles eine Verfahrensanweisung, wahrscheinlich sogar, wie man eine Glühbirne wech-

selt, würde ich jetzt einmal raten. Es gibt aber überhaupt keine Verfahrensanweisung zum 

Thema Umgang mit Diskriminierung. Diesen Schritt sind wir gegangen, da wir gesehen ha-

ben, dass es schnell eskaliert, wenn Patientinnen und Patienten sich über Rassismus beschwe-

ren, weil es keine sachliche Debatte mehr gibt und schnell die Emotionen hochkochen. Da 

haben wir etwas entwickelt, um den Mitarbeitenden Sicherheit zu geben: Wie reagiere ich, 

wenn mir das vorgeworfen wird? An wen kann ich mich wenden? Was ist professionell? 

 

Alle diese Bereiche versuchen wir uns anzuschauen, und Luft nach oben gibt es auf jeden 

Fall. An welchen Stellen sehen wir das? – Zum einen daran, dass es eine gesetzliche Lücke 

gibt. Es braucht in keiner anderen Organisation eine Antirassismusstelle, es wäre aber wich-

tig, dass es sie gibt. Ich glaube, eine ganz große Leerstelle ist bei dem Thema Patientinnen 

und Patienten, die sehr viel vielleicht auch unsichtbare Gewalt erleben, die wir überhaupt 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 50 Wortprotokoll Enko 19/9 

5. Dezember 2025 

 

 

 

- or/ur - 

 

nicht mitbekommen, die sich aber auch nicht trauen, das zu melden, weil sie in der Abhängig-

keit sind. Ich glaube, da muss es auch in Richtung Empowerment der Patientinnen und Patien-

ten noch viel stärkere Angebote geben. Auch da könnten Organisationen noch mehr tun. Wir 

versuchen gerade, einen strategischen, nachhaltigen Plan zu entwickeln, auch zusammen mit 

Migrantinnen- und Migrantenorganisationen und Patientinnen- und Patientenorganisationen, 

und ich glaube, das ist der Schlüssel: das Wissen und die Expertise, die in den Communitys 

sowieso schon vorhanden sind, anzuerkennen und zu nutzen und damit auch ein Stück Wert-

schätzung zu vermitteln.  

 

Vielleicht abschließend ein Projekt dazu: Wir haben ein türkischsprachiges Onkolotsen-

Projekt. In Hamburg gibt es eine Spitzenkrebsforschung, aber türkischsprachige Patientinnen 

und Patienten sind dort kaum repräsentiert. Woran liegt das? Wie können wir die Barrieren 

abschaffen? Denn Spitzenversorgung muss im besten Fall für alle möglich sein, und da setzen 

wir sehr stark auf Migrantinnen- und Migrantenorganisationen. – Danke!  

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank! – Dann haben Sie jetzt das Wort, Frau Prof. 

Dr. Borde!  

 

Dr. Theda Borde (Professorin/Projektleiterin Charité): Ich kann gern da anknüpfen, wo Frau 

Khan-Gökkaya aufgehört hat, nämlich bei der Unterrepräsentation von Migrantinnen und 

Migranten und verschiedenen anderen Bevölkerungsgruppen schon in der Forschung. Da ha-

ben wir eine große Problematik, dass wir häufig Ein- und Ausschlusskriterien haben, und das 

will ich jetzt einmal als Beispiel für eine institutionelle Diskriminierung nennen. Je nachdem, 

wer betroffen ist, kann man auch von institutionellem Rassismus sprechen. Wir haben die 

Problematik, dass Study Nurses häufig Migrantinnen und Migranten gar nicht ansprechen, ob 

sie an einer Studie teilnehmen wollen, dass es da so eine Art Widerstandssituation gibt. 

 

Wir haben auf der anderen Seite vorab definierte Ein- und Ausschlusskriterien, bei denen zum 

Beispiel sehr gute Deutschkenntnisse schriftlicher Art eine Voraussetzung für die Teilnahme 

an einer Studie sind, und dass in den meisten Forschungsprojekten – ich sage immer, das sind 

die Zugangsbarrieren der Wissenschaft oder der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

selbst – nicht die nötigten Gelder beantragt oder auch bewilligt werden, um Kommunikation 

für diese wichtigen Studien zu ermöglichen. Da sehe ich ein sehr gutes Beispiel für institutio-

nelle Diskriminierung, dass bestimmte Gruppen ausgeschlossen sind. Wenn man es einmal 

platt sagen will: Wer nimmt an solchen Surveys meistens teil? – Deutsche Mittelschichtsfrau-

en. Über die wissen wir eine ganze Menge. Andere Gruppen, wie psychisch kranke Men-

schen, Menschen mit Behinderung, aber eben auch in besonderer Weise Migrantinnen und 

Migranten, aber auch neu zugewanderte Menschen sind in diesen Studien nicht repräsentiert. 

Das ist ein großes Problem.  

 

Ich möchte ein anderes Beispiel zur Frage von gesellschaftlichem, institutionellem und inter-

personellem Rassismus und Diskriminierung geben: Wir haben eine Studie zur Versorgung 

von geflüchteten Frauen in Schwangerschaft und Geburt gemacht, und wir haben festgestellt, 

dass die Frauen in der Regel miserable Wohnbedingungen in Gemeinschaftsunterkünften hat-

ten und mit ihren Babys dort nicht menschenwürdig untergebracht waren. Diese Problematik 

hat sich in der Institution dadurch widergespiegelt, dass sie geothert wurden – der Begriff 

kam ja schon –, also als anders betrachtet wurden, in der Weise, dass hochqualifizierte, 

wohlmeinende und engagierte Hebammen gesagt haben: Wenn ich da nicht so gut kommuni-
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zieren kann oder wenn ich die Frau nicht verstehe, dann gehe ich in das Zimmer im Kreißsaal 

oder wo auch immer das Kind zur Welt kommen soll, nicht so oft hinein. Das heißt, wir haben 

hier einen Zusammenhang mit interpersoneller Vernachlässigung, weil die strukturellen Be-

dingungen nicht gegeben sind, dass mit dieser Frau genauso gut kommuniziert werden kann. 

Das hat dazu geführt, dass eine unserer Probandinnen uns erzählt hat, dass sie im Kranken-

haus war, um ein Kind zu bekommen, und dann die Putzfrau gefragt hat: Können Sie bitte 

mal einen Arzt holen? – Als der Arzt kam, war das Kind schon geboren. Das ist in Berlin pas-

siert. 

 

Das nenne ich jetzt ein Beispiel für institutionelle Diskriminierung, weil solche Bedingungen 

wie Sprachmittlung nicht flächendeckend da sind, weil Personal nicht angemessen qualifiziert 

ist, um mit der Realität der Versorgung umzugehen. Wir haben in Berlin in den großen Klini-

ken etwa 30 bis 40 Prozent Migrantinnen und Migranten. Davon haben auch wiederum etwa 

30 Prozent nur geringe Deutschkenntnisse. Das ist also eine Versorgungsrealität, auf die nicht 

strukturell reagiert wird. Das fließt zusammen. Da, wo wir eine gesellschaftliche Diskriminie-

rung haben, setzt sie sich in der Institution fort und hat auch eine Auswirkung auf die Kom-

munikation und den Umgang miteinander. Das heißt, es dauert länger, es wird nicht bezahlt, 

was es extra kostet et cetera. Das heißt, wir brauchen hier strukturelle Maßnahmen.  

 

Ich will auf das eingehen, was Sie, Herr Prof. Roth, zur Bedeutung von Bewegungen sagten. 

Ich sehe, dass im Moment etwas in Bewegung ist, viel mehr als in früheren Zeiten. Wir haben 

Organisationen, Selbstorganisationen von Migrantinnen und Migranten, die auch sehr stark 

das Thema Gesundheit in den Mittelpunkt stellen. In unserem Praxisbeirat sind hervorragende 

Organisationen vertreten, die eine wichtige Rolle spielen und auch die Entwicklung unserer 

Lehrmaterialien sehr stark mitbearbeitet haben. Auch dadurch haben wir qualitativ hochwerti-

ge Produkte entwickeln können. Diese haben ein Wort, aber man muss sie auch stärken. Wie 

Sie auch gesagt haben: Es ist sehr wichtig, dass wir auch innerhalb Berlins solche Initiativen 

von Patientinnen und Patienten sowie Nutzerinnen und Nutzern stärken.  

 

Bei den Beschwerdestellen haben wir auch sehr schöne Beispiele: Für Berlin ist das die Berli-

ner unabhängige Beschwerdestelle – BuBS –. Das ist eine Beschwerdestelle für geflüchtete 

Menschen in Gemeinschaftsunterkünften, die eben auch mit Sprachmittlung arbeitet und 

dadurch die Menschen erreicht, die sonst nicht erreicht werden. 

 

Wir haben in unserem Programm auch einen sehr intensiven Austausch zwischen den Klini-

ken, und Hamburg ist für uns das Paradebeispiel in Bezug auf das Beschwerdemanagement. 

Ich finde es wunderbar, wie das dort in Bezug auf Diskriminierung, Sensibilität und Offenheit 

vorbildlich ausgetüftelt ist. Wenn man da hineinkommt, sieht man sofort: Hier ist das Lob- 

und Beschwerdemanagement. An manchen anderen Häusern muss man das wirklich suchen, 

das ist irgendwo verdeckt, entweder im Internet oder in hinteren Gebäuden. Das finde ich ein 

ganz positives Beispiel. Auch die Mitarbeitenden sind geschult, um überhaupt Diskriminie-

rungsaspekte aufnehmen zu können und danach richtig zu fragen. Das ist wichtig, und auch 

dieser Aspekt von Daten, die dann wieder in eine Verbesserung zurückfließen. Das ist bis 

heute in den wenigsten Kliniken so gut aufgebaut, also zumindest von unseren Partnerklini-

ken.  

 

Mir ist noch der Aspekt der Kultursensibilität aufgefallen. Wir sind jetzt weit weg von diesem 

Begriff der Kultur. Das mag eine Rolle spielen, Kultur kann eine Rolle spielen, aber wir kön-
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nen eigentlich nicht unsere Institutionen darauf ausrichten, für jede Kultur ein passendes Re-

zept zu haben. Wir sprechen eher von Diskriminierungssensibilität und diversitätsorientiert, 

und dazu gehört eben auch, dass man akzeptiert, wenn jemand, der aus einem bestimmten 

Land kommt, völlig andere Versorgungsbedarfe hat, als es im Bilderbuch steht. Hier haben 

wir natürlich auch einen Wandel. Wir gehen stark weg davon. Wenn das eine Rolle spielt, ist 

es natürlich bedeutsam, aber wir können auch nicht voraussetzen, dass immer alles kulturell 

definiert ist. – Damit habe ich vielleicht noch nicht alles beantwortet, aber ich stoppe hier.  

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank für Ihre Ausführungen! – Frau Eysel, bitte!  

 

Carla Eysel (Vorstand Personal und Pflege Charité): Vielen Dank! – Ich versuche, die Punkte 

zusammenzufassen. Es kam aus verschiedenen Richtungen die Frage, oder ich würde es so 

verstehen, was institutionelle Antworten auf Diskriminierungserfahrungen sind. Ich glaube, 

dass da eine ganze Menge getan wird und dass auch kein Neid auf Hamburg da sein muss, 

weil wir auch in Berlin schon eine ganze Menge machen. Wir haben zum Beispiel an der 

Charité die AG Antirassismus. Dort werden regelhaft Formate angeboten, mit denen die Mit-

arbeitenden informiert werden: Was sind rassistische Erlebnisse? Wie kann ich damit umge-

hen? Was kann ich tun, wenn ich selbst betroffen bin? Das gilt sowohl für Mitarbeitende als 

auch für Patientinnen und Patienten. 

 

Worauf wir ein bisschen stolz sind, ist die psychosoziale Betreuung, die wir sowohl in den 

zentralen Notaufnahmen als auch in den Intensivstationen anbieten. Das sind Psychologinnen 

und Psychologen, die mitarbeiten und dann sowohl den Patientinnen und Patienten als auch 

den Mitarbeitenden zur Seite stehen, wenn sie Erfahrungen machen, die sie stark belasten – 

und dazu gehören selbstverständlich auch rassistische Erfahrungen und Gewalterfahrungen, 

die sie machen. Das kommt extrem gut an, denn dadurch, dass die Psychologinnen und 

Psychologen Kollegen sind, ist es sehr einfach und niedrigschwellig zugänglich. Ich glaube, 

das ist ein ganz gutes Element.  

 

Wir haben an der Charité ein Steering Committee, das von Christine Kurmeyer, unserer Frau-

en- und Gleichstellungsbeauftragten ins Leben gerufen wurde und sich mit Gleichstellung, 

Diversität und Inklusion befasst. Dieses soll, das ist im Moment im Beschlussverfahren, insti-

tutionalisiert werden. Es fasst alle Aktivitäten, die wir rund um diese Themen haben, zusam-

men und bindet unter anderem auch unseren Kollegen Herrn Frumkin ein, der sich mit Anti-

semitismus befasst und der Antisemitismusbeauftragte der Charité ist. Wir haben auch eine 

Beauftragte für Geschlechtergerechtigkeit. Ich glaube, wir sind die erste Universitätsklinik, 

die so etwas in Deutschland hat, denn auch Diskriminierung aufgrund geschlechtlicher 

Merkmale ist ja nicht ganz unüblich.  

 

Flankiert wird diese Organisation und Struktur von Projekten, zum Beispiel von dem Projekt, 

das Frau Borde ausführlich vorgestellt hat, aber auch das Projekt LAGOM ist zum Beispiel 

eines. Es befasst sich mit der Frage der Selbstfürsorge. Denn wenn Menschen im Gesund-

heitswesen, die ja dazu neigen, eher für andere als für sich selbst dazu sein, darin geschult 

werden, aufmerksam zu sein und zu erkennen, wenn Kollegen oder Kolleginnen sich schlecht 

fühlen, schlecht behandelt werden oder sich auch selbst überfordern, dann sorgt das Projekt 

LAGOM durch Train-the-Trainer-Konzepte dafür, dass Menschen in der Organisation gut 

aufgestellt sind und auch auf andere achten, was ich für einen sehr wichtigen Aspekt halte.  
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Das führt mich zu der Frage, die Sie gestellt haben, Frau Jarasch: Braucht es ein Vorstandsre-

ferat für Antirassismus, für Gleichstellung, für das große Themenfeld Freiheit von Diskrimi-

nierung? – Ich glaube nicht. Ich glaube, dass es extrem wichtig ist, dass es ein Mitglied im 

Vorstand gibt oder den Vorstand insgesamt, der sich mit der Frage befasst und sich dafür zu-

ständig fühlt. In der Charité bin ich das, das ist bei mir im Ressort angesiedelt. Frau Kurmeyer 

und das Steering Committee sind in meinem Verantwortungsbereich angesiedelt, und ich habe 

die Ehre, auch Mitglied im Beirat dieser Veranstaltung zu sein, was hilft, die Aufgaben zu 

vernetzen. Denn die wichtigste Aufgabe ist aus meiner Sicht, Führungskräfte zu sensibilisie-

ren, dass sie Diskriminierung erkennen und proaktiv gegensteuern. Deswegen braucht es In-

strumente, wie zum Beispiel das strukturierte Mitarbeitendengespräch, das wir vor zwei Jah-

ren eingeführt haben. Jede Führungskraft ist verantwortlich, anhand eines Leitfadens, in dem 

auch die Frage von Gewalt- und Diskriminierungserfahrungen aufgebracht ist, mit ihren Mit-

arbeitenden ein strukturiertes Mitarbeitendengespräch zu führen, um daraus abzuleiten, ob es 

Probleme im eigenen Bereich gibt. Natürlich sprechen Führungskräfte permanent mit ihren 

Mitarbeitenden, aber das anhand eines Leitfadens zu machen, der an der Wertestruktur der 

Charité ausgerichtet ist, halte ich für zwingend erforderlich. 

 

Das wird im nächsten Schritt durch ein 360-Grad-Feedback ergänzt, denn es bringt nichts, nur 

mit den Mitarbeitenden zu sprechen, sondern es muss den Mitarbeitenden auch Gelegenheit 

gegeben werden, ihre Vorgesetzten einzuschätzen und ihnen ein Feedback zu geben, und zwar 

im Idealfall anonym. Das führen wir im Januar ein. Wir fangen als Vorstand damit an und 

lassen uns aus allen Richtungen bewerten, und wir wollen das dann in die Ebenen bringen. 

Aus der Erfahrung heraus, ich kenne das aus der Industrie, ist das ein super Instrument, um 

Kultur zu verändern, hin zu Offenheit und Veränderung. Ich glaube, Kultur und Haltung sind 

sowieso einer der wichtigsten Aspekte, und dieser muss vom Vorstand vorgelebt und durch 

Instrumente in die Organisation getragen werden. Wir haben als Pflichtfortbildung das Thema 

Integration im Bereich der Krankenversorgung etabliert, damit alle Mitarbeitenden, die in 

dem Bereich arbeiten, erkennen, wie wichtig es ist, Menschen, die aus dem Ausland zu uns 

kommen, zu integrieren.  

 

Herr Freymark! Ich will gern noch auf Ihre Frage eingehen: Macht das etwas mit den Men-

schen, wenn Menschen mit ähnlichen Erfahrungen da sind? – Unbedingt ja, würde ich sagen. 

Deswegen versuchen wir etwas, das uns inzwischen ganz gut gelingt, weil wir mittlerweile 

fast 800 Kolleginnen und Kollegen in der Pflege haben, die international angekommen sind – 

auch schon über die vergangenen Jahre, bald ist es ein Jahrzehnt: Wir laden diese Menschen 

ein, sich von uns schulen zu lassen, um dann als Ansprechperson in ihrem jeweiligen Umfeld, 

zum Beispiel im Zentrum, für Menschen zur Verfügung zu stehen. Gleichzeitig erleben wir, 

dass die Durchmischung der Patientenversorgenden in den Stationen extrem hilfreich ist, weil 

nämlich Patientinnen und Patienten, die ja in Berlin sehr oft einen Migrationshintergrund ha-

ben, jetzt fast immer jemanden finden, der ihre Sprache spricht. Das ist total cool. Das ist 

wirklich ein Vorteil und auch eine Antwort auf die Vielfalt von Berlin. Wir bieten die Vielfalt 

in der Charité Berlin und können das ganz gut abbilden.  

 

Sie haben noch die Frage gestellt, was wir glauben, woran es liegt, dass die Gewaltbereit-

schaft insbesondere in den Notaufnahmen zunimmt. Das ist übrigens nicht nur in den Notauf-

nahmen so, sondern tatsächlich kommen Gruppen von Menschen auch auf Station und bedro-

hen dort unsere Mitarbeitenden. Ich glaube, das liegt einmal ein bisschen daran – das ist aber 

eine sehr eigene Meinung von mir –, dass insgesamt die Stimmung unter den Menschen etwas 
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unfreundlicher ist und eher das Individuum als die Gemeinschaft im Vordergrund steht. Im 

Krankenhaus liegt es aber, vor allem in den Notaufnahmen, auch an einer Fehlsteuerung der 

Patientenströme. Denn dadurch, dass Menschen, die eigentlich in Seniorenheimen versorgt 

werden sollten, dass Menschen, die eigentlich in der niedergelassenen Situation und Struktur 

versorgt werden sollten, in die Notaufnahmen drängen, sind diese überfüllt, die Mitarbeiten-

den sind überlastet, und dadurch entsteht Dünnhäutigkeit auf beiden Seiten, und das schaukelt 

Prozesse hoch. Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dort mit Deeskalationstrainings entgegen-

zuwirken, strukturierter Deeskalation. Wir brauchen aber auch Überwachung. Wir sind uns 

mit unseren Personalräten einig, dass wir Kameraüberwachung brauchen, um sicherzustellen, 

dass wir da eine gewisse Abschreckung haben, um unsere Mitarbeitenden zu schützen. Wir 

brauchen am Ende auch eine andere Steuerung der Patientenflüsse durch die Einrichtungen. – 

Vielen Dank!  

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Eysel, für Ihre Ausführungen! – Wir haben 

gerade verabredet, dass Frau Staatsekretärin Haußdörfer jetzt mit fünf Minuten direkt an-

schließt und dass dann die Fragen an die Verwaltung schriftlich eingereicht werden. Ist das 

als Verabredung so okay? Ich schaue in die Runde. – In Ordnung. – Dann haben Sie das 

Wort, Frau Staatsekretärin Haußdörfer! 
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Staatssekretärin Ellen Haußdörfer (SenWGP): Vielen herzlichen Dank! – Danke auch für 

Ihre Geduld! Der Einzelplan 09 war gerade in der Restelesung im Hauptausschuss, deshalb 

musste ich mich ganz kurz absentieren. – Es wurde schon angesprochen, dass Berlin Stadt der 

Vielfalt ist, und die Vielfalt nicht nur Migrationserfahrung, sondern auch geschlechtliche und 

sexuelle Identitäten, religiöse Zugehörigkeiten und Weltanschauungen umfasst. Deshalb ist es 

für uns auch eine Frage der Verteilung von Gesundheitschancen, weil das natürlich auch ex-

plizit damit verbunden ist, wie wir gut versorgt und gut gepflegt in diesem Land Berlin zu-

sammen alt werden können. Deshalb bedeutet Vielfalt für uns auch, dass wir Zugänge zu An-

geboten der Pflege und Gesundheitsversorgung schaffen müssen, die den unterschiedlichen 

Bedürfnissen und Lebensrealitäten der Menschen gerecht werden. Deshalb geht es uns vor 

allem – und das darf man auch so benennen – in der Tat um den Abbau von Zugangsbarrie-

ren, die unweigerlich da sind. Der Zugang zur Gesundheits- und Pflegeversorgung sowie zur 

Altenhilfe darf nicht durch Faktoren wie Migrationserfahrung, aber auch finanzielle Ausstat-

tung oder sexuelle oder geschlechtliche Identitäten eingeschränkt werden. Ich glaube, das darf 

und muss man auch einmal feststellen. 

 

Ich bin sehr froh, dass wir heute hier eine geballte Expertise aus dem Bereich der stationären 

Versorgung haben. Frau Prof. Dr. Kluge! In Ihren Forschungsprojekten sind wir als Verwal-

tung ja auch gefragt worden, weil insbesondere das Thema Sprachmittlung natürlich eines der 

essenziellsten Mittel ist, wie wir relativ niedrigschwellig und auch zeitnah diesen Bedürfnis-

sen nachkommen können. Deshalb haben wir über 1 Million Euro in diesem Bereich als Zu-

wendung ausgereicht. Aber die Frage nach einer bundesrechtlichen Regelung, wie das regel-

haft ausgestattet wird, auch für die Länder und Kommunen, ist natürlich auch einer der zent-

ralen Faktoren, wie wir an diesem Zugang zum Gesundheits- und Pflegesystem arbeiten kön-

nen. Das ist natürlich auf Dauer über Zuwendungen erstens nicht regelhaft, zweitens orientie-

ren sich Fachkräfte anders, und drittens ist das natürlich auch eine Frage der Währung, und 

unsere Währung ist Vertrauen: Vertrauen in die Nachhaltigkeit und auch in die Nied-

rigschwelligkeit und das Vorortsein unserer Angebote. 

 

Deshalb würde ich nur noch einige Punkte zu dem Themenbereich der ambulanten Versor-

gung sagen wollen, denn der stationäre Bereich ist hier, glaube ich, sehr gut abgedeckt wor-

den. Wir haben mit den Verhandlungen – wir hoffen, noch im Dezember den 4. Rahmen-

fördervertrag abschließen zu können – in der Anlage 1 explizit die Förderung verschiedener 

Projekte zur Gesundheitsförderung und Prävention verankert, die auf Diversität und Inklusion 

abzielen. Das bedeutet auch, dass wir uns über die Gelingensfaktoren besonders Gedanken 

machen und deshalb einen besonderen Fokus darauf legen, dass wir wirklich sehr nied-

rigschwellige, barrierearme Zugänge in diese Versorgungsangebote einstellen. Denn wir wis-

sen auch, dass jeder Euro, der in den ambulanten Bereich, in Prävention und Gesundheitsför-

derung investiert wird, einer ist, der uns ziemlich sicher auf der stationären Seite dann erspart 

wird. Dementsprechend ist diese Konzentration auf Gesundheitsförderung und Prävention für 

uns besonders wichtig, und sie muss den Bedürfnissen der Stadt der Vielfalt gerecht werden. 

 

Deshalb gibt es auch verschiedene Belange dazu. Gerade am Dienstag haben wir die Fachstel-

le Migration, Pflege und Alter – FaMiPA – eröffnet, die den Zugängen der älter werdenden 

Bevölkerung zu den Fragen rund um Pflege gerecht wird, auch rund um den Bereich Pflege-

stützpunkte. Ich habe extra Herrn Donald Ilte, den Abteilungsleiter für den Bereich Pflege, 

mitgebracht. Er wurde vorhin nicht benannt, deshalb möchte ich ihn benennen, weil wir das 

natürlich zusammen denken, Gesundheit und Pflege – nicht nur den einen Sektor, sondern 
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sozialgesetzbücherübergreifend. Deshalb ist es uns auch so wichtig, dass die Anbindung der 

Patientinnen und Patienten über die Patientenbeauftragte einen kurzen, guten Draht ermög-

licht, um auf Schwachstellen oder fehlende Lückenschlüsse hinzuweisen. Das ist, glaube ich, 

ganz wichtig, weil die individuelle Erfahrung, die man im Gesundheits- und/oder Pflegesys-

tem macht, eben nicht über einen Kamm zu scheren ist. Es gibt kein Muster für alle, sondern 

wir müssen uns individuell um jede Lösung bemühen. 

 

Dementsprechend ist es nicht nur unserem Anliegen geschuldet, sondern auch der Tatsache, 

dass Berlin Stadt der Vielfalt ist, dass wir in diesen Feldern deutlich besser werden müssen. 

Wir müssen in der Tat auch in den nächsten Jahren verstärkt in die Projekte investieren, die 

zugangsoffen sind, die niedrigschwellig sind, die verschiedene Zielgruppen ansprechen, 

gleichzeitig aber auch die Möglichkeit einer individuellen Befassung mit dem Einzelfall er-

möglichen, weil das einfach unserer Stadt der Vielfalt gerecht wird. – In diesem Moment sind 

meine fünf Minuten um. Ich bedanke mich recht herzlich für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

Vorsitzender Raed Saleh: Vielen Dank, Frau Staatssekretärin, für Ihre Ausführungen! – 

Dann sind wir jetzt am Schluss der Anhörung unter Punkt 3. Ich möchte Ihnen im Namen der 

Enquete-Kommission ganz herzlich danken, dass Sie sich die Zeit genommen haben, an der 

Sitzung teilzunehmen und uns heute mit Ihrer Expertise zur Verfügung zu stehen. Vielen 

Dank! – Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 3 abgeschlossen. 

 

 

Punkt 4 der Tagesordnung 

  Verschiedenes  

Siehe Beschlussprotokoll. 


